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P. Jordan: „Großgliederung Europas nach kulturräumlichen Kriterien“, Europa Regional 13 

(2005), Heft 4, Leibniz-Institut für Länderkunde, Leipzig. Karte Europa Grünes Band.png 

https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Grossgliederung_Europas.png 

 

Quelle: WIKIPEDIA „Ostmtteieuropa“, aufgerufen am 28.11.19, 12:50 Uhr: 

https://de.wikipedia.org/wiki/Ostmitteleuropa 

s.a. Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg: Begr. „Ostmitteleuropa“ im 

Online-Lexikon zur Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa    

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa 

Eine eindeutige Definition der geografischen Regionen West- und Ostmitteleuropa ist 
kaum sinnvoll, weil die historische Entwicklung und der Entwicklungsstand[1] der dort 
liegenden Staaten zu berücksichtigen wäre. 
 
Im Sprachgebrauch West- und Mitteleuropas spiegelt sich annähernd folgende Zuordnung der 
Staaten wider: 
 
    - Westmitteleuropa: Deutschland, Österreich, die Schweiz und Liechtenstein 
    - Ostmitteleuropa: zumindest Polen, Tschechien, die Slowakei und Ungarn. Manchmal werden auch 
Rumänien, Slowenien und Kroatien dazugezählt. 
 
Landschaftlich gehört Ostösterreich zu Ostmitteleuropa, die Zuordnung Österreichs zu 
Westmitteleuropa wurzelt politisch-geographisch in der Zeit des mittleren zwanzigsten Jahrhunderts. 
Physisch ist hier die Grenze im Raum zwischen Alpen und Böhmischer Masse zu sehen. Diese Grenze 
entspricht etwa den klimatischen Grenzen des atlantischen Einflussbereichs zum Pannonischen Klima. 
 
West- und Ostmitteleuropa in diesem weiteren Sinne zusammen entsprechen etwa auch dem Begriff 
Mitteleuropa oder Zentraleuropa, englisch Central Europe (CE). Abzugrenzen ist diese 
kulturgeographische Region vom wirtschaftspolitischen Begriff MOEL Mittel- und osteuropäische 
Länder / CEE Central and Eastern Europe, einem Konzept, das etwas umfassender dem hier erwähnten 
Ostmitteleuropa entspricht oder umfassend östlicher zu sehen ist. 

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa
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      Die Methoden der Huthis erinnern stark an die Taliban. Und der Westen?  
      Lässt sie weiter die Spielregeln definieren 
 
      Von Constantin Grund 

22.08.2024  

 
Bereit zum Kampf: Bewaffnete Rebellen der Huthi-Miliz.-.picture alliance/dpa | Osamah Yahya  

Im Jemen, genauer gesagt im von den Huthis kontrollierten Nordwesten des Landes, sitzen 
aktuell etwa 60 lokale Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter internationaler und 
zivilgesellschaftlicher Organisationen in Haft. Sie wurden schlicht entführt. Aufenthaltsorte 
unbekannt, Angehörige werden nicht informiert, der Zugang für Anwälte oder Medikamente 
wird verweigert. Experten nennen dies incommunicado. Unter den Entführten sind 
Mitarbeiter der Vereinten Nationen, von Botschaften sowie humanitäre Helfer, die sich seit 
Jahren für Wasserversorgung, Dezentralisierung oder Energieprojekte im Jemen einsetzen. 
Zwar wird internationales Personal auch in anderen Ländern der Welt abgehört und mitunter 
schikaniert, aber die seit Mai lancierte Verhaftungswelle der Huthis in Sana’a ist beispiellos. 
Internationales Personal ist bisher nicht betroffen. Noch nicht.   

Seit Jahren verschieben die Huthis die Linien akzeptierten Verhaltens auf internationaler 
Bühne. Sie eskalieren, provozieren, greifen an. Das alles folgt einem gut durchdachten Plan. 
Zehn Jahre ist die erstmalige Besetzung von Sana’a nun her. Zu diesem Zeitpunkt 
begannen Drangsalierung, Enteignung und Verhaftung innenpolitischer Gegner und die 
Einrichtung eines regelrechten Terrorregimes gegen die eigene Bevölkerung. So manches 
erinnert dabei an die Taliban. Vormalige Errungenschaften wie das Parlament, 
Pressefreiheit oder der Schulbesuch von Jungen und Mädchen wurden seither systematisch 
zurückgedreht, meist mit Verweis auf vermeintliche Gegner von außerhalb. Anstatt sich auf 
die wirtschaftliche Entwicklung des zerstörten Landes zu konzentrieren, wurden neue 
Kriegsabgaben eingeführt; bei Zahlungsverweigerung droht Inhaftierung. Gleichzeitig 
warten die Angestellten des öffentlichen Dienstes in den von den Huthis besetzten Gebieten  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/constantin-grund/


Seite E 2 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 851 vom 29.08.2024 

seit Jahren auf ihre Gehälter. Der Nordwesten Jemens wird systematisch verarmt, 
Expertinnen und Experten schätzen die dortige Armutsquote mittlerweile auf etwa 90 
Prozent. Weltrekord. 

Als Reaktion der „Achse des Widerstands“ auf den Einmarsch Israels in Gaza haben die 
Huthis seit Oktober 2023 den Schiffsverkehr im Roten Meer gezielt gestört. Erst diese 
Woche attackierten sie mutmaßlich den griechischen Öltanker „Sounion“. Mindestens 30 
Schiffe wurden durch Drohnenangriffe beschädigt, zwei Schiffe sanken, der 
beschlagnahmte Autotransporter Galaxy Leader liegt weiter im Hafen von Hodeidah und 
kann gegen Gebühr von fünf US-Dollar sogar besichtigt werden. Seither müssen die USA 
und europäische Partner in die Sicherheit der Seeschifffahrt im Roten Meer investieren. Am 
19. Juli dieses Jahres konnten die Huthis dann die nächste Eskalationsstufe zünden: Mit 
einer modifizierten Samad-3-Drohne iranischer Bauart gelang ein direkter Angriff auf Tel 
Aviv; ein Mensch starb. Für den Versuch der Huthis, sich als direkte Kriegspartei zu 
etablieren, revanchierte sich die israelische Luftwaffe tags darauf mit der Zerstörung 
wichtiger Ölreserven in Hodeidah. Aus innenpolitischen Gründen war der Bezug ihres 
Kampfes zur Palästinafrage ein geschickter Schachzug der Huthis, denn so konnten sie 
ihrer schwindenden Unterstützung im Jemen entgegenwirken. 

Kidnappings sind keine neue Strategie der Huthis. 

In den letzten Wochen haben die Huthis immer stärker die internationale 
Gebergemeinschaft ins Visier genommen, insbesondere aber deren zivilgesellschaftliche 
Partner im Jemen. Bereits seit 2018 beschwert sich das Welternährungsprogramm der 
Vereinten Nationen (WFP) über den systematischen Missbrauch und die 
Instrumentalisierung der Nahrungsmittelhilfe durch die Huthis. Der Supreme Council for the 
Management and Coordination of Humanitarian Affairs (SCMCHA), bei dem sich 
internationale Organisationen registrieren müssen, um arbeitsfähig zu werden, wurde 
gezielt mit Huthis besetzt und wies zivilgesellschaftliche Partner der UN zuletzt immer 
vehementer an, nur mit Huthi-freundlichen Organisationen zusammenzuarbeiten oder 
Huthis gar in ihren Personalbestand zu integrieren. Einige internationale Organisationen 
gaben dem Druck nach. 

Im Juni dann ließen die Huthis verlautbaren, sie hätten ein israelisch-amerikanisches 
Spionagenetzwerk im Jemen ausgehoben und veröffentlichten Videos vermeintlicher 
Geständnisse vormaliger Mitarbeiter der US-Botschaft in Sana’a. Sie verstärkten dies mit 
eindrücklichen visuals in sozialen Netzwerken und ihren Fernsehkanälen, in denen die 
Logos internationaler Partner, auch deutscher, als Teil dieses Spionagerings aufgeführt 
wurden. Anfang August schließlich stürmten die Huthis das Menschenrechtsbüro der 
Vereinten Nationen in Sana’a, konfiszierten Fahrzeuge, Mobiliar und Server. Ein selten 
gesehener Vorgang. Besagte Verhaftungswelle ging voran. 

Kidnappings sind keine neue Strategie der Huthis. Bereits in den Jahren 2019 und 2023 
hatten die Huthis lokales Personal verschleppt. Aber die nun angezogenen 
Daumenschrauben wirken innenpolitisch massiv nach. Es geht dabei weniger um 60 
Einzelschicksale, die den Huthis momentan als Verhandlungsmasse dienen, sondern 
vielmehr um das Streuen von Zweifeln an internationalen Partnerschaften insgesamt. Als 
Jemenit für internationale Organisationen zu arbeiten, wird mit jedem Monat riskanter, und 
zwar nicht nur im Norden, sondern auch im Süden des Landes, das unter der Kontrolle der 
sogenannten legitimen Regierung steht.  

Jene neue Provokation der Huthis beschäftigt vor allem die westliche Staatengemeinschaft. 
Sorgen werden zum Ausdruck gebracht, Mahnungen wiederholt oder rhetorisch verschärft.  

https://www.n-tv.de/politik/Angriff-auf-griechisches-Schiff-Sounion-Oltanker-treibt-im-Roten-Meer-article25173810.html
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Hans Grundberg, Sondergesandter der Vereinten Nationen, fasste dies vor dem UN-
Sicherheitsrat am 23. Juli 2024 in eindringlichen Worten und durchaus glaubwürdig so 
zusammen: Ein Kipppunkt für die Zukunft des Jemen sei erreicht. Dennoch, trotz aller 
Emotionen, bleibt die internationale Reaktion auf die Aktionen der Huthis erstaunlich 
moderat. Vormals rote Linien wurden zunächst rosa, schließlich verblassten sie ganz. 

Selbst kleinste konkrete Vereinbarungen wurden durchweg gebrochen. 

In den vergangenen Jahren hatte die internationale Gemeinschaft sehr wohlwollend auf jede 
neue Forderung der Huthis reagiert und sah regelmäßig über die Verletzungen individueller 
Freiheitsrechte oder die Stigmatisierung internationaler Hilfe hinweg. Man könne die 
Menschen in der desaströsen wirtschaftlichen und sozialen Lage nicht allein lassen und 
wolle die Huthis in einem laufenden politischen Dialog nicht verprellen. Trotz aller Eskalation 
war das Verständnis des Westens für die Huthis immens, die indirekte Unterstützung blieb.  

Dieses Appeasement hat die Machtbasis der Huthis gestärkt und ihnen den Eindruck 
vermittelt, auf dem richtigen Weg zu sein. Sie konnten es sich erlauben, immer wieder 
Emissäre zu internationalen Foren oder informellem backchanneling zu entsenden, um in 
ihrem Namen an Gesprächen oder auch Verhandlungen teilzunehmen. Ergebnis: Selbst 
kleinste konkrete Vereinbarungen wurden durchweg gebrochen. Eine Reaktion der 
internationalen Partner blieb regelmäßig aus.  

Dieses Verständnis bringt die Huthis ihrem eigentlichen Ziel näher: der Errichtung eines 
eigenen Staates unter ihrer Kontrolle. Die Zweiteilung des Jemen schreitet seit nunmehr 
zehn Jahren voran. Dabei wird dies nicht politisch verhandelt wie etwa im Falle des 
Sudan/Südsudan, sondern auf unteren Ebenen Schritt für Schritt bereits heute vollzogen. 
Kommunikationsnetze werden separiert, staatliche Stellen in Nord und Süd geteilt, 
Sozialversicherungssysteme getrennt, das einheitliche Banken- und Währungssystem des 
Landes aufgegeben. Die Vertreter des Southern Transitional Council vermeiden gar die 
Verwendung des Begriffs „Jemen“. Wir sollten nicht überrascht sein, wenn das Land in 
absehbarer Zeit seine eigene Zwei- oder gar Mehrstaatenlösung bekommt, ganz ohne 
Beteiligung der UN. Die internationale Gemeinschaft hat dies durch die 
Beschwichtigungspolitik gegenüber den Huthis jahrelang indirekt mitbefördert. 

Beobachter der internationalen Politik haben sich zuletzt an die Zunahme von 
Unübersichtlichkeit und Chaos gewöhnt. Das Gewöhnen an Außerordentliches oder 
Sonderbares endet mitunter in Akzeptanz. Im Falle Jemens heißt dies: Ein tribal-religiöser 
Apparat konsolidiert sich zu einem Staat, und in Zeitlupe verfolgen wir eine nationale 
Häutung des Jemen ins Ungewisse. Ja, man kann die Veränderung eines Landes in einen 
anderen Daseinszustand aktiv dulden, sofern man die Konsequenzen nicht aus dem 
Blickfeld verliert. Andernfalls könnte nur eine massive diplomatische und robuste 
sicherheitspolitische Mehranstrengung diesen fahrenden Zug noch zum Stillstand bringen. 
Voraussetzung dafür wäre, seine eigenen roten Linien wieder als das aufzubauen, was sie 
einst waren: kommunizierte Triggerpunkte für eine echte außenpolitische Reaktion, die 
einem den Umgang mit der Situation selbst, aber auch mit der eigenen Courage erleichtern. 
Die 60 Verschleppten würden ein proaktiveres Engagement sicher begrüßen. 
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Constantin Grund, Kampala/Aden 

Constantin Grund leitet die Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung Sudan und Jemen. Zuvor war 
er Büroleiter der FES in Madagaskar, Benin und Äthiopien. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/welche-roten-linien-
7723/?utm_campaign=de_40_20240823&utm_medium=email&utm_source=newslett
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02) Loslösung vom Ziehvater.  
      Um zu gewinnen, muss Kamala Harris die Wähler in den USA überzeugen,  
      dass sie ihre Sorgen ernst nimmt – und mit Bidens Wirtschaftspolitik  
      brechen 
 

      Von Michael R. Strain 

20.08.2024  

 
Harris muss die Chance ergreifen, sich neu zu erfinden.-picture alliance / Associated Press | Charles 

Rex Arbogast   

Eines der größten Hindernisse für die Wiederwahl von US-Präsident  Joe Biden war die 
Ansicht der Wählerinnen und Wähler, dass die Wirtschaft bei ihm in schlechten Händen 
liege. Jedoch bewerten die Amerikanerinnen und Amerikaner Vizepräsidentin Kamala 
Harris, die nach Bidens Rückzug zur Kandidatin der Demokraten wurde, womöglich anders. 
Laut einer neuen Umfrage der Financial Times und der University of Michigan liegt Ex-
Präsident  Donald Trump erstmals seit fast einem Jahr in Bezug auf die Wirtschaftspolitik 
hinter seiner Gegenkandidatin. Auf die Frage, bei wem sie die Wirtschaft am ehesten in 
guten Händen sehen, und zwar unabhängig von ihrer allgemeinen Meinung über die 
Kandidaten und ihrer Wahlabsicht im Jahr 2024, vertrauten von Februar bis Juli zwischen 
40 und 43 Prozent der Befragten Trump mehr als Biden. Seit Beginn der Erhebung vor 
einem Jahr überstieg Bidens Wert nie 37 Prozent. Harris’ Wert jedoch liegt volle sieben 
Prozentpunkte über Bidens Zahlen vom Juli: 42 Prozent der Befragten schenken ihr mehr 
Vertrauen als Trump. 

Dabei hat Harris Trump keine Unterstützer abgenommen. Wie schon im Juni und Juli gaben 
41 Prozent der Befragten an, Trump beim Thema Wirtschaft für vertrauenswürdiger zu 
halten. Stattdessen fiel der Anteil der Befragten, die angaben, keinem der beiden 
Kandidaten zu vertrauen, von 18 Prozent im Juli auf zehn Prozent im August. Diese zehn 
Prozent der Wählerinnen und Wähler sind immer noch zu haben, und dasselbe gilt für die 
fünf Prozent der Befragten, die angaben, sie seien sich unsicher, welcher Kandidat besser 
sei. 

Harris und ihr Wahlkampfteam müssen sich voll und ganz darauf konzentrieren, diese 15 
Prozent der Wählerinnen und Wähler für sich zu gewinnen. Hierzu sollte Harris sofort die 
unsensiblen Bemühungen des Weißen Hauses beenden, die Bevölkerung überzeugen zu 
wollen, ihre Ängste über Bidens Umgang mit der Wirtschaft seien ungerechtfertigt.  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/michael-r-strain/
https://www.ft.com/content/cf9a7c4d-3b82-4867-892c-f4f95daebbc7?shareType=nongift
https://globalstrategygroup.app.box.com/s/k8otlzvi1vo0hu187vhaig40y6uhykxx
https://globalstrategygroup.app.box.com/s/k8otlzvi1vo0hu187vhaig40y6uhykxx
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Stattdessen sollte sie die berechtigten Sorgen der Wählerinnen und Wähler anerkennen. 
Kurz vor Beginn des Parteikonvents in Chicago hat Harris nun erstmals Ideen präsentiert, 
wie ihre Wirtschaftspolitik als Präsidentin aussehen könnte. Sehr konkret wurde Harris 
allerdings nicht, sie versprach, eine Präsidentin der Mittelschicht zu werden, und kündigte 
unter anderem an, Steuern für Familien zu senken sowie gegen überhöhte 
Lebensmittelpreise, zu hohe Kosten für Immobilieneigentum und Mietwucher vorzugehen. 
In den kommenden Wochen will Harris weitere Teile ihres Wahlprogramms bekanntgeben. 

Die Inflation ist in den Biden-Jahren auf den höchsten Stand in vier Jahrzehnten gestiegen. 

Da die Inflation in den Biden-Jahren auf den höchsten Stand in vier Jahrzehnten gestiegen 
ist, sind die amerikanischen Haushalte ins Hintertreffen geraten. Seit Bidens Amtsantritt sind 
die Verbraucherpreise um 19 Prozent gestiegen, die durchschnittlichen Löhne jedoch nur 
um 17 Prozent. Das inflationsbereinigte Medianeinkommen der privaten Haushalte war 
2022 (das letzte Jahr, für das Daten des Census Bureau vorliegen) niedriger als 2021, 2021 
niedriger als 2020 und 2020 niedriger als 2019. 

Harris muss die Herausforderungen anerkennen, mit denen typische Amerikanerinnen und 
Amerikaner konfrontiert sind, und klar zum Ausdruck bringen, was sie zur Bewältigung 
dieser Herausforderungen anders machen wird als Biden. Zum Glück hat Harris als 
Kandidatin eine legitime Chance, sich neu zu erfinden. Daran ist nichts Zynisches – genauso 
wenig zynisch war es, als George H.W. Bush 1988 bei der Nominierung zum 
republikanischen Präsidentschaftskandidaten seinen Wunsch nach einer „gütigeren und 
sanfteren Nation“ erklärte, nachdem er acht Jahre lang als Vizepräsident in der knallharten 
Reagan-Regierung gedient hatte. Harris würde als Chefin der Exekutive natürlich anders 
agieren als Biden (oder als irgendjemand anders), und sie sollte deutlich machen, was das 
im Detail bedeutet. 

Die US-Amerikaner wünschen sich verzweifelt eine Neuausrichtung der demokratischen 
Partei. Sechs von zehn Befragten der FT/Michigan-Umfrage sind der Meinung, dass Harris 
einen völlig anderen Ansatz verfolgen oder grundlegende Änderungen an der 
Wirtschaftspolitik Bidens vornehmen sollte. Ihre größte Sorge ist dabei die Inflation: 39 
Prozent der Befragten nennen die Politik der Demokraten als einen der drei stärksten 
Inflationstreiber der vergangenen sechs Monate. Nur 24 Prozent sagen das Gleiche über 
die Politik der Republikaner. 

Harris sollte, wenn sie sich für eine Ausweitung des sozialen Sicherheitsnetzes oder der 
Ansprüche der Mittelschicht entscheidet, einen zielgenauen Ansatz wählen. 

Ich habe vier Vorschläge dazu, wie der neue Ansatz der Vizepräsidentin aussehen sollte. 
Zunächst einmal sollte Harris, wenn sie sich für eine Ausweitung des sozialen 
Sicherheitsnetzes oder der Ansprüche der Mittelschicht entscheidet, einen zielgenauen 
Ansatz wählen. Biden schickte (ebenso wie Trump) Konjunkturschecks auch an Haushalte 
mit sechsstelligen Einkommen und verdoppelte die Zahlungen der 
Arbeitslosenversicherung nahezu, was zur Inflation beitrug. Die Amerikanerinnen und 
Amerikaner könnten die neuerliche Ansicht begrüßen, dass Ausgabenprogramme – die 
natürlich mit dem Geld anderer Leute finanziert werden – nur denen zur Verfügung stehen 
sollten, die wirklich öffentliche Unterstützung benötigen. 

Zweitens sollte Harris sich als eine Präsidentin präsentieren, die sich mit den Problemen 
der US-Wirtschaft auseinandersetzt, und nicht als jemand, der tiefgreifende Veränderungen 
einführen wird. Der amerikanischen Bevölkerung, die – um es noch einmal zu wiederholen 
– deutlich zu erkennen gibt, dass sie sich einen anderen Ansatz wünscht als den von Biden,  

https://www.washingtonpost.com/politics/2024/08/18/kamala-harris-economic-plan-reactions/
https://www.al.com/news/2024/08/inflation-hits-lowest-point-in-3-years-after-reaching-a-four-decade-high.html
https://x.com/MichaelRStrain/status/1823295194412011710
https://fred.stlouisfed.org/graph/fredgraph.png?g=1s34m
https://www.cnbc.com/2022/03/30/who-is-eligible-for-1400-stimulus-checks-with-their-2021-tax-returns.html
https://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/ecin.13180
https://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/ecin.13180
https://www.nationalreview.com/corner/yes-the-biden-stimulus-made-inflation-worse/
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ist womöglich nicht wohl bei dem Gedanken an die Unsicherheit, die von einer zweiten 
Präsidentin ausgeht, die eine wirtschaftliche Revolution verspricht. Ihre Besorgnis könnte 
auch stärker praktischer Natur sein. Die Regierung verfügt nicht über die zur Umgestaltung 
der Wirtschaft nötige Kompetenz. Das wird immer deutlicher, je mehr sie sich bemüht. Eine 
neue Untersuchung der Financial Times ergab, dass 40 Prozent der größten Investitionen 
in der verarbeitenden Industrie aus Bidens beiden großen Gesetzen – dem Inflation 
Reduction Act und dem CHIPS & Science Act – um teils mehrere Jahre verschoben oder 
auf unbestimmte Zeit gestoppt wurden. 

Drittens sollte Harris fiskalische Zwänge anerkennen. Der American Rescue Plan von 2021 
mit seinen schwindelerregenden Kosten von 1,9 Billionen  US-Dollar war die 
unverantwortlichste haushaltspolitische Maßnahme einer US-Regierung seit Jahrzehnten. 
Hätte Biden fiskalisch verantwortungsbewusster agiert, wäre die Inflation in den USA milder 
ausgefallen, und der Präsident hätte wahrscheinlich eine höhere Zustimmungsrate gehabt. 
Und viertens schließlich sollte Harris der Wirtschaft und den Amerikanerinnen und 
Amerikanern mit hohem Einkommen vermitteln, dass sie diese als Mitbürger und nicht als 
Feindbild sieht. Sie sollte ein Ende des Regulierungssystems signalisieren, das 
Geschäftsabschlüsse behindert, und deutlich machen, dass die Steuerpolitik nicht zur 
Bestrafung eingesetzt werden wird. 

Das wirtschaftspolitische Programm eines Präsidentschaftskandidaten ist ein Entwurf für 
das Regieren. Es ist aber auch eine Aussage über Werte, Ansatz und Tonfall. Die 
Amerikanerinnen und Amerikaner wünschen sich eine neue Art wirtschaftlicher Führung, 
die stabiler, weniger spalterisch, verantwortungsbewusster und trittsicherer ist. 

© Project Syndicate 

Aus dem Englischen von Jan Doolan 

 
Michael R. Strain, Washington, D.C. 

Dr. Michael R. Strain ist Direktor des Economic Policy Studies Institute und Arthur F. 
Burns Scholar in Political Economy am American Enterprise Institute (AEI). Er arbeitet zu 
den Themen: Wirtschaftspolitik, Finanzmärkte, internationaler Handel und Finanzen, 
Steuern, Haushaltspolitik, Wohlfahrtsökonomie und Gesundheitspolitik. Er ist Autor von 
The American Dream Is Not Dead: (But Populism Could Kill It) (Templeton Press, 2020). 

https://www.ipg-journal.de/regionen/nordamerika/artikel/losloesung-vom-ziehvater-
7716/?utm_campaign=de_40_20240820&utm_medium=email&utm_source=newslett
er 
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03) Maduros geopolitischer Poker.  
      Venezuelas Machthaber will mithilfe seiner weltweiten Partner den  
      Wahlbetrug aussitzen. In Südamerika wird er hingegen zunehmend als  
      Gefahr gesehen.  
 
      Von Sandra Weiss 
 

20.08.2024  

 
Einfach mal aussitzen: Venezuelas Präsident Nicolás Maduro spielt auf Zeit.-picture 

alliance / AP | Fernando Vergara  

Drei Wochen nach der Präsidentschaftswahl sind in Venezuela die Fronten festgefahren: 
Der seit 2013 amtierende Machthaber Nicolás Maduro hat noch immer keine Beweise für 
seinen angeblichen Wahlsieg vorgelegt und lässt Proteste von seinen Sicherheitskräften 
brutal niederschlagen. Hoffnungen auf eine plötzliche demokratische Einsicht oder ein 
Auseinanderbrechen der regierenden Kamarilla unter dem Druck der Straßenproteste sind 
zerstoben. Der Schulterschluss zwischen den zivilen Stützen des Regimes und den 
Sicherheitskräften scheint felsenfest. 

Maduro, so vermuten einige Beobachter, spielt auf Zeit. Er hofft, dass die internationale 
Gemeinschaft seinen unverfrorenen Wahlbetrug bald vergessen werde. Die Akten, die die 
Opposition sicherstellen konnte, weisen einen 67-zu-30-Sieg ihres Kandidaten Edmundo 
González Urrutia aus. Maduro baut zudem darauf, dass es ihm gelingen werde, der 
internationalen Isolation mithilfe gleichgesinnter autoritärer Potentaten zu entkommen. Und 
dass seine Repression – Menschenrechtsorganisationen sprechen von „Staatsterror“ – die 
Opposition ausradieren und jeden Keim des Widerstands unterdrücken werde. 

Ehemalige Vertraute Maduros hingegen glauben, der Machthaber lasse seine Muskeln 
spielen, um sich für Verhandlungen in eine Position der Stärke zu bringen. Noch ist unklar, 
wer recht behalten wird. Sechs Monate sind es bis zum Amtsantritt der neuen Regierung. 
Das ist das Zeitfenster, um die Fronten noch aufzubrechen. Ein erster, improvisiert 
anmutender Vermittlungsversuch von Brasilien und Kolumbien – Mexiko ist mittlerweile aus 
der Gruppe ausgeschieden – verlief zunächst im Sande. Nötig ist jetzt eine professionelle 
Diplomatie, die das ganze geopolitische Schachbrett in den Blick nimmt. 

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/sandra-weiss/
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Trotz Korruption und Misswirtschaft ist Venezuela ein reiches Land mit international 
gefragten Ressourcen. Der Petrostaat hat die größten Ölreserven der Welt und fördert noch 
immer rund 850 000 Fass pro Tag (vor 20 Jahren waren es über drei Millionen). Hinzu 
kommen rund 35 Tonnen Gold pro Jahr. 70 Prozent davon werden illegal exportiert, über 
Netzwerke, an denen korrupte Militärs, die kolumbianische ELN-Guerrilla und internationale 
Verbrechersyndikate beteiligt sind. Der Rest fließt in die Zentralbankreserven. 

2015 verhängten die USA erstmals Sanktionen – zu Beginn vor allem gegen einzelne 
Funktionäre des Regimes –, die im Laufe der Jahre und im Rhythmus der autoritären 
Maßnahmen Maduros verschärft wurden. Seitdem hat Maduro Hilfe und Know-how bei 
anderen Diktaturen gesucht. Seine Stützen sind Kuba, Iran, Russland und China. Hinzu 
kommen wirtschaftliche Drehscheiben wie die Türkei und Indien, über die Gold und Öl 
vermarktet werden. 

Mittlerweile ist China der wichtigste Handelspartner Venezuelas. 

Kubas Revolutionsführer Fidel Castro und Venezuelas 1998 gewählten Erdölsozialisten 
Hugo Chávez verband eine Männerfreundschaft der ersten Stunde. Castro hatte vor allem 
Interesse am billigen venezolanischen Erdöl und an einem politischen Verbündeten im 
Kampf gegen das US-Embargo. Im Tausch dafür schickte Havanna Ärzte, Bodyguards für 
den Präsidenten und Militär- und Geheimdienstberater nach Caracas. 

Diese brachten vor allem das Militär auf Linie, um Putschversuche zu verhindern. Bis Juli 
2024 waren die Hälfte der politischen Gefangenen Militärs. Seit dem Tod Castros und 
Chávez’ und der schweren Systemkrise auf Kuba ist der Einfluss Havannas aber 
zurückgegangen. Andere Autokratien sind an seine Stelle getreten. 

Die Partnerschaft mit Russland begann auf militärischer Ebene im Jahr 2006. Weil Caracas 
die kolumbianische Guerilla unterstützte, stoppten die USA ihre Waffenexporte nach 
Venezuela. Russland sprang in die Bresche und hat seither seine geostrategische 
Partnerschaft im Hinterhof der USA ausgebaut. Heute finden sich im venezolanischen 
Arsenal russische Panzer, Kampfhubschrauber und Sukhoi- Jagdbomber. Die russischen 
Energiekonzerne Rosneft, Gazprom und Lukoil sind Partner des Staatskonzerns PDVSA. 
Russische Bot-Center unterstützen Maduro bei Desinformationskampagnen. 

Dem russischen Staatschef Wladimir Putin geht es Experten zufolge vor allem um 
langfristige strategische Zusammenarbeit mit dem Ziel der Schwächung der US-Hegemonie 
durch den Aufbau einer multipolaren Weltordnung. Russland ist daher Pate Venezuelas, 
das einen Aufnahmeantrag bei den BRICS-Staaten gestellt hat, einem Schlüsselinstrument 
dieser multipolaren Ordnung. Wirtschaftlich sind die Beziehungen aber bescheiden 
geblieben: 2019 exportierte Venezuela Waren und Dienstleistungen im Wert von 1,57 
Millionen  US-Dollar nach Russland, die Importe von dort hatten den Wert von 92,5 
Millionen  US-Dollar. 

Chinas Prioritäten sind etwas anderer Art: Es geht vor allem um die wirtschaftliche 
Konkurrenz mit den USA im rohstoffreichen Hinterhof. Mittlerweile ist China der wichtigste 
Handelspartner Venezuelas und hat 4,5 Milliarden US-Dollar in den Energiesektor 
investiert. Aus Peking stammt auch die Strategie zur sozialen Kontrolle. Sowohl die 
Gesichtserkennungs-Software als auch die zur Erfassung und Registrierung der 
Bevölkerung mittels biometrischer Daten für die digitale Vaterlands-App, über die die 
Sozialhilfen ausgezahlt werden, stammen aus China. 
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Vor allem aber ist Peking der größte Gläubiger. Fast 60 Milliarden US-Dollar an Darlehen 
hat es Venezuela gewährt – mehr als an Brasilien, Argentinien, Ecuador und Bolivien 
zusammen. Doch ein Großteil der Kredite versickerte in Korruption und Misswirtschaft. 
Caracas schuldet laut Wirtschaftsagenturen noch immer mehr als 15 Milliarden  US-Dollar. 
Seit 2018 bekommt Maduro trotz zahlreicher Avancen keine neuen Kredite mehr. Für Peking 
steht derzeit die wirtschaftliche Stabilisierung Venezuelas im Vordergrund. 

Knapp acht Millionen Venezolanerinnen und Venezolaner haben das Land verlassen. 

Iran scheint es vorrangig darum zu gehen, einen südamerikanischen Brückenkopf für seine 
globalen anti-israelischen Aktivitäten zu errichten. Unter Chávez hatte Teheran Allianzen 
mit ehemaligen Seilschaften des venezolanischen Terroristen Ilich Ramirez Sánches alias 
Carlos der Schakal geschlossen und paramilitärische Trainingscamps in Venezuela 
aufgebaut. Unter Maduro lag der Fokus dann auf Hilfe bei der Umgehung der 
Erdölsanktionen und bei der Wartung der maroden Erdöl-Infrastruktur. 

Diese autoritären Übersee-Achsen sind krisenerprobt. Dank ihnen hat Maduro die 
Sanktionen der USA und der EU überstanden. Doch sie sind ein geopolitisches 
Zweckbündnis mit Ländern, deren unmittelbare strategische Prioritäten in ihrer eigenen 
Einflusssphäre liegen – für Putin in der Ukraine, für China in Taiwan und für Iran im Nahen 
Osten. 

Sie sind ein Rettungsanker, ohne Perspektive auf mittelfristige wirtschaftliche Sanierung, 
höchstens mit Aussicht auf Aufrechterhaltung eines prekären Status quo. Unter Maduro ist 
die Wirtschaft um 75 Prozent eingebrochen, die Armut auf 82 Prozent gestiegen. Knapp 
acht Millionen Venezolanerinnen und Venezolaner haben das Land verlassen. Das stellt vor 
allem die lateinamerikanischen Nachbarländer vor Probleme. 

Chávez träumte zur Jahrtausendwende von der Bolivarischen Allianz der Völker Amerikas 
(Alba). Mit einem Erdölpreis von zeitweise bis zu 150 US-Dollar pro Fass schwamm er in 
Petrodollars, die er großzügig an Verbündete verteilte. Infrastrukturprojekte, neue 
Regionalbündnisse, Erdöllieferungen zum Freundschaftspreis an die Inselstaaten der 
Karibik und an Mittelamerika – all das machte ihn zum Anführer eines Kontinents, auf dem 
das Wahlpendel in diesem Moment nach links ausschlug. Von Ecuador über Bolivien bis 
Argentinien und Brasilien sahen Regierungen die historische Chance, sich mithilfe 
Venezuelas von der US-Vorherrschaft zu emanzipieren – und von den traditionellen 
konservativen Eliten ihrer Länder gleich mit. 

Einige Jahre lang konnte auch Maduro von dieser Aura zehren. Mit dem Wahlbetrug aber 
überschritt er eine rote Linie. Als neuen Präsidenten anerkannt haben ihn in Lateinamerika 
lediglich Kuba, Nicaragua, Bolivien und Honduras. Die ersten beiden lupenreine 
sozialistische Diktaturen, die letzten beiden angeführt von linken Nostalgikern aus der 
Chávez-Ära. Alle vier sind wirtschaftlich sowie politisch unbedeutend. 

Zwei linke Schwergewichte in der Region haben sich hingegen abgewandt: Luiz Inácio 
„Lula“ da Silva in Brasilien, der voriges Jahr Maduro noch als Staatsgast umarmt hatte, und 
Gustavo Petro in Kolumbien. Sie haben die Anerkennung Maduros davon abhängig 
gemacht, dass er die Wahlakten vorlegen und eine unabhängige internationale Prüfung 
zulassen möge. Darum versucht sich Maduro herumzumogeln, mit juristischen Winkelzügen 
und mithilfe des von ihm kontrollierten Obersten Gerichtshofs. Früher konnte er bei so etwas 
mit der Nachsicht seiner Nachbarn rechnen, diesmal wurde er kalt abgebürstet. Am 16. 
August stellte sich die Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) nahezu einhellig hinter  
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die kolumbianisch-brasilianische Forderung. Ziel ist, Maduro unmissverständlich 
klarzumachen, dass er keine Chance auf Anerkennung hat – und ihn so an den 
Verhandlungstisch zu bugsieren. 

Venezuela droht die ganze Region zu destabilisieren. 

Wie erklärt sich der Sinneswandel von Lula und Petro? Zum einen geht es ums Image. Sie 
sehen sich zwar im linken Lager – aber auch als Demokraten. Lula riskiert dafür sogar ein 
Zerwürfnis mit seiner eigenen Arbeiterpartei, die Maduro eilig zum Wahlsieg gratuliert hat. 

Der zweite Grund ist Staatsräson. Denn Venezuela droht die ganze Region zu 
destabilisieren. Der von der Opposition in die Enge getriebene Maduro wird immer 
unberechenbarer. Vor einigen Monaten drohte er dem Nachbarland Guyana mit einer 
Invasion wegen eines alten Grenzstreits – offenbar in der Hoffnung, damit Wählerstimmen 
zu mobilisieren. Furcht herrscht auch davor, dass seine Verbündeten wie der Iran 
Terrortaktiken nach Südamerika exportieren könnten. Das ist nicht aus der Luft gegriffen, 
wie der vom Iran gesteuerte Anschlag auf das jüdische Gemeindezentrum in Buenos Aires 
im Juli 1994 zeigt. 

Das dritte Problem ist die Migration. Umfragen zufolge wollen weitere fünf Millionen 
auswandern, wenn Maduro an der Macht bleibt. Die meisten bleiben erfahrungsgemäß in 
Lateinamerika. Das belastet die ohnehin fragilen Arbeitsmärkte, Bildungs- und 
Gesundheitsinstitutionen der Aufnahmeländer. Und es ist ein Sicherheitsproblem: Infiltriert 
in die Migrantenströme kommen kriminelle venezolanische Organisationen wie Tren de 
Aragua, die mit Brachialgewalt lokale kriminelle Märkte wie die Prostitution, die 
Schutzgelderpressung, den Waffen- und Menschenhandel übernehmen. 

Die USA teilen diese Bedenken. Diesmal halten sie sich aber im Hintergrund. Das ist eine 
Lektion aus gescheiterten früheren Interventionsversuchen wie der Unterstützung des 
oppositionellen Gegenpräsidenten Juan Guaidó 2019. Brachiale Alleingänge der USA 
haben in der Vergangenheit immer nur Maduros Narrativ vom Opfer imperialistischer 
Umsturzversuche genährt. 

Im Gegensatz zu 2019 scheint es nun eine lose strategische Koordination mit einer 
abgesprochenen Zielrichtung zwischen Lateinamerika, den USA und der EU zu geben, um 
den internationalen Druck auf Maduro sukzessive zu verstärken. Flankiert wird dies von 
einer Opposition, die zu friedlichen Protesten aufruft, aber gegenüber Maduro auch 
Dialogbereitschaft signalisiert. 

China und Russland haben in Lateinamerika an Einfluss gewonnen. Doch noch laufen die 
wichtigen Fäden in Washington zusammen. Die USA sind die treibende Kraft hinter den 
Sanktionen, sie haben Kopfgelder auf die Führungsriege wegen Drogenhandels und 
Menschenrechtsverletzungen ausgelobt. Der Preis für das Festklammern an der Macht ist 
für Maduro diesmal so hoch wie nie. Das mag dem einen oder anderen Genossen 
möglicherweise doch schlaflose Nächte bereiten. 
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04) Genug ist genug.  
      Während Superreiche immer mehr horten, kämpfen Demokratien mit  
      leeren Kassen. Die Zeit ist reif für eine Milliardärssteuer 
       

      Von Gabriel Zucman 

20.08.2024

picture alliance/Ikon Images/John Holcroft 

Lediglich 3 000 Menschen haben ein Vermögen von 14,4 Billionen Dollar angehäuft. Das 
entspricht 13 Prozent des weltweiten BIP. Während die Milliardäre der Welt 1993 weniger 
als drei Prozent des globalen BIP kontrollierten, hat sich die Zunahme ihres Reichtums und 
politischen Einflusses seitdem beschleunigt. 

Unabhängig von ihrer Nationalität haben die Superreichen der Welt zwei auffällige 
Gemeinsamkeiten: Erstens, die überwiegende Mehrheit ist männlich. Und zweitens, sie  
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zahlen in der Regel einen weitaus geringeren Anteil ihres Einkommens an Steuern als ihre 
Angestellten und die Arbeiterinnen und Arbeiter der Mittelschicht im Allgemeinen. Die 
Vermögenskonzentration ist also ein globales Problem, und zwar ein derart alarmierendes, 
dass sich die G20 (die Gruppe der weltgrößten entwickelten und aufstrebenden 
Volkswirtschaften) im vergangenen Monat offiziell damit befasst hat. 

In der Abschlusserklärung der Konferenz der G20-Finanzminister in Rio de Janeiro am 25. 
und 26. Juli heißt es dazu: „Es ist wichtig, dass alle Steuerzahler, einschließlich jener mit 
ultrahohem Vermögen, ihren gerechten Anteil an Steuern leisten. Aggressive 
Steuervermeidung oder Steuerhinterziehung durch Personen mit ultrahohem Vermögen 
kann die Fairness der Steuersysteme untergraben.“ Die Förderung einer wirksamen, fairen 
und progressiven Steuerpolitik bleibe „eine große Herausforderung, zu deren Bewältigung 
die internationale Zusammenarbeit in Steuerfragen und gezielte nationale Reformen 
beitragen könnten“. 

Steuergerechtigkeit ist die Grundlage der Demokratie. 

Steuergerechtigkeit ist die Grundlage der Demokratie. Ohne ausreichende 
Steuereinnahmen können Regierungen weder angemessene Dienstleistungen wie Bildung, 
Gesundheitsfürsorge und soziale Sicherheit gewährleisten, noch können sie auf viel 
größere Probleme reagieren wie die Klimakrise, die bereits eine Vielzahl von Ländern 
weltweit destabilisiert. Angesichts der düsteren Folgen der Untätigkeit in diesen Bereichen 
ist es unerlässlich, dass die Reichsten ihren gerechten Anteil an Steuern zahlen. 

Die Erklärung von Rio ist ein wichtiger Meilenstein. Erstmals seit Gründung der G20 im Jahr 
1999 sind sich alle Mitglieder einig, dass die Art, wie die Superreichen besteuert werden, 
korrigiert werden muss. Und sie haben sich verpflichtet, dies zu tun. Doch kam dieser 
Konsens nicht von ungefähr. Die Verfechterinnen und Verfechter der Steuergerechtigkeit 
haben in den Monaten vor dem Gipfel eine Menge auf den Weg gebracht. 

Brasilien hat in diesem Jahr den rotierenden Vorsitz der G20 inne, und Ende Februar lud 
mich der Finanzminister des Landes, Fernando Haddad, ein, bei einer hochrangig besetzten 
Tagung in São Paulo zu sprechen. Ich wurde beauftragt, einen Bericht über 
Steuergerechtigkeit und die Besteuerung der Superreichen zu schreiben – der Fokus meiner 
Arbeit als Gründer und Direktor der EU-Steuerbeobachtungsstelle in Paris. Den Bericht 
legte ich Ende Juni als Hintergrundmaterial für die Diskussion auf dem Gipfeltreffen im Juli 
vor. 

In dem Bericht mit dem Titel A Blueprint for a Coordinated Minimum Effective Taxation 
Standard for Ultra-High-Net-Worth Individuals („Ein Entwurf für einen koordinierten 
Standard für eine effektive Mindestbesteuerung von Personen mit ultrahohem Vermögen“) 
habe ich einen Vorschlag für einen neuen effektiven Besteuerungsstandard unterbreitet, der 
eine koordinierte Mindeststeuer von zwei Prozent des Vermögens derartiger Personen – 
der 3 000 Milliardäre der Welt – vorsieht. Dieser Standard würde nicht nur beträchtliche 
Einnahmen generieren, etwa 200 bis 250 Milliarden  US-Dollar jährlich. Sondern er würde 
auch die strukturelle Ungerechtigkeit heutiger Steuersysteme korrigieren, aufgrund derer 
die effektiven Steuersätze für Milliardäre niedriger ausfallen als die der Mittelschicht. 

Die Weltöffentlichkeit befürwortet eine gerechte Besteuerung der Superreichen mit 
überwältigender Mehrheit. 
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Die Weltöffentlichkeit befürwortet eine gerechte Besteuerung der Superreichen mit 
überwältigender Mehrheit. Laut einer im Juni veröffentlichten Ipsos-Umfrage in den G20-
Ländern sind 67 Prozent der Menschen der Meinung, dass die wirtschaftliche Ungleichheit 
zu groß ist, und 70 Prozent befürworten den Grundsatz, dass reiche Menschen höhere 
Einkommenssteuersätze zahlen sollten. 

Die Erklärung von Rio signalisiert einen bedeutenden Wandel: Die Staats- und 
Regierungschefs der Welt können nicht länger ein System unterstützen, in dem die 
Superreichen damit durchkommen, dass sie weniger Steuern zahlen als die Übrigen. Die 
Finanzminister haben sich bereits auf wichtige erste Schritte zur Verbesserung der 
Steuertransparenz, zur Verstärkung der Zusammenarbeit in Steuerfragen und zur 
Überarbeitung schädlicher Steuerpraktiken geeinigt. Zwar gab es keinen politischen 
Konsens, die zweiprozentige Mindeststeuer für Milliardäre in den endgültigen Text 
aufzunehmen. Die Erklärung hätte einstimmig angenommen werden müssen, und einige 
Länder haben immer noch Vorbehalte gegen einige Aspekte des Vorschlags. So unterstützt 
die Regierung von US-Präsident  Joe Biden eine Mindeststeuer für Milliardäre zwar auf 
nationaler Ebene, zögert aber bisher, das Thema auf der internationalen Bühne 
voranzutreiben. 

Aber es gibt keinen Weg zurück. Die Mindeststeuer steht jetzt auf der Tagesordnung, und 
betrachtet man die Geschichte der internationalen Steuerverhandlungen, so gibt es 
konkrete Gründe, bezüglich der Zukunft des Vorschlags optimistisch zu sein. Im Jahr 2013 
gestand die G20 die grassierende Steuervermeidung durch multinationale Unternehmen ein 
und gab damit den politischen Anstoß, das Problem in Angriff zu nehmen. Ihr ursprünglicher 
Aktionsplan umfasste die Verbesserung der Steuertransparenz, die Verstärkung der 
steuerlichen Zusammenarbeit und die Überarbeitung schädlicher Steuerpraktiken – 
dieselbe Formulierung, die jetzt in Rio verwendet wurde. Im Oktober 2021 verabschiedeten 
dann 136 Länder und Gebiete (inzwischen 140) eine Mindestkörperschaftssteuer von 15 
Prozent. 

Glücklicherweise sind wir nicht darauf angewiesen, dass alle Länder eine Mindeststeuer von 
zwei Prozent für Milliardäre einführen. 

Glücklicherweise sind wir nicht darauf angewiesen, dass alle Länder eine Mindeststeuer von 
zwei Prozent für Milliardäre einführen (oder für hundertfache Millionäre, wenn die politischen 
Entscheidungsträger das so wollen). Es bedarf lediglich einer kritischen Menge von 
Ländern, die sich auf ein Regelwerk zur Ermittlung und Bewertung des Reichtums der 
Superreichen einigen und Instrumente zur effektiven Besteuerung unabhängig vom 
steuerlichen Wohnsitz der Milliardäre einführen. Auf diese Weise ließe sich ein Szenario 
vermeiden, bei dem die Superreichen in Steueroasen fliehen, und es würde den Wettlauf 
zwischen Ländern um den niedrigsten Steuersatz beenden. 

In den vergangenen rund zehn Jahren hat sich die internationale Zusammenarbeit in 
Steuerfragen deutlich verbessert. Die Einführung des automatischen Austauschs von 
Bankdaten etwa hat die Möglichkeiten der Steuervermeidung stark eingeschränkt. Die 
notwendigen Instrumente stehen bereits zur Verfügung, um die Milliardäre der Welt zu 
zwingen, ihren gerechten Anteil an Steuern zu zahlen. Jetzt ist es an den Regierungen, 
schnell und effektiv zu handeln. 

© Project Syndicate 

Aus dem Englischen von Jan Doolan 
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05) Wenn zum Schaden der Spott kommt.  
      Treffen sich Musk und Trump zum Pläuschchen, rauchen in Europa die    
      Köpfe. Warum EU-Kommissar Thierry Breton sich gewaltig vergaloppiert  
      hat 
     
      Von Marco Bitschnau 

16.08.2024

 

Dass Elon Musk in vielen Hinterzimmern der Macht nicht eben wohlgelitten ist, dürfte kaum 
jemanden überraschen. Den derzeit mal wieder reichsten Mann der Welt umweht seit jeher 
eine Aura juveniler Unberechenbarkeit – sowohl privat, wo der Vater von zwölf Kindern 
gerne mit kuriosen Namensneuschöpfungen („X Æ A-Xii“) für seinen Nachwuchs auf sich 
aufmerksam macht, als auch in politischen Angelegenheiten. Während andere Superreiche 
sich dezent im Hintergrund halten und es bei der üblichen Kontaktpflege oder dem 
Bereitstellen von Wahlkampfmitteln belassen, drängt es ihn spätestens seit dem Kauf des 
(in X umbenannten) Kurznachrichtendienstes Twitter immer mehr ins Rampenlicht, er 
positioniert sich als Streiter für Meinungsfreiheit und kritisiert die Wokeness, die sich an allen 
Schlüsselstellen der US-Gesellschaft bereit gemacht habe. 

Nicht selten reicht dabei bereits ein Retweet oder ein dahingehuschter Zweizeiler, um eine 
öffentliche Kontroverse auszulösen. Nachdem etwa der umstrittene Satiriker Sebastian Hotz 
(alias „El Hotzo“) jüngst eine reichlich geschmacklose Wortmeldung zum Attentat auf Donald 
Trump in die Weiten des Netzes gesandt hatte, richtete Musk das digitale Wort an niemand 
anderen als Olaf Scholz: „@Bundeskanzler, was ist das?“,fragte er und erhob den 
Humorblindgänger eines 28-jährigen Franken so in den faktischen Rang einer Staatsaffäre. 

Seine Vertrautheit mit echten Staatsaffären stellte Musk wiederum diesen Montag unter 
Beweis. Da flatterte ihm nämlich ein Schreiben des französischen EU-KommissarsThierry 
Breton – selbst ehemaliger tech executive, eingefleischter Macron-Verbündeter  und seit 
2019 verantwortlich für den europäischen Binnenmarkt – auf den Schreibtisch, in dem 
unmissverständlich vor rechtlichen Folgen gewarnt wurde, sollte es im Zuge eines 
angekündigten Gesprächs zwischen Musk und Trump („einer Live-Konversation zwischen 
einem US-Präsidentschaftskandidaten und Ihnen“) zu Verstößen gegen den europäischen 
Digital Services Act (DSA) kommen. Dessen umfangreiches Regelwerk sieht unter anderem  
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Maßnahmen zur Regulierung der Inhalte großer Onlineplattformen vor: Fehlinformationen 
sollen so eingedämmt, gewaltverherrlichende Sprache entfernt, Hass und Hetze frühzeitig 
erkannt und unterbunden werden. 

Breton insinuierte nun, dass gerade die Konversation mit Trump diesem Ziel zuwiderlaufe; 
er schrieb von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, von Risikoprofilen und der Verbreitung 
von Inhalten, die „zu Gewalt, Hass und Rassismus“ anstacheln würden. Zuletzt erklärt er 
Musk in kämpferischem Tonfall, er und sein Team blieben „äußerst wachsam gegenüber 
allen Anzeichen, die auf Verstöße gegen den DSA hinweisen“, und wollten diese auch in 
die anstehende Gesamtbewertung „der Einhaltung europäischen Rechts [auf X]“ 
aufnehmen. 

Der Staat aber hat sich aus den Meinungen seiner Bürger herauszuhalten, sofern diese 
nicht einen unmittelbaren Aufruf zu Straftaten beinhalten. 

Nun gibt es keinen Zweifel, dass das Internet aus deliberativer Sicht etliche Probleme 
bereithält und man sich gerade auf X häufig zivilere Umgangsformen wünschen würde. 
Doch verdeutlicht der Brief aus Brüssel vor allem das diesen Wunsch übersteigende (und 
für den Betrachter reichlich blasiert daherkommende) Unvermögen europäischer 
Entscheidungsträger, bei der Durchsetzung ihrer Rechtsvorstellungen abweichende 
Perspektiven auch nur im Ansatz miteinzubeziehen. Die Idee, Plattformen mit rechtlichen 
Mitteln zum kleinteiligen Unterbinden problematischer Beiträge zu nötigen, erscheint dem 
an andere Vorstellungen von freedom of speech gewöhnten Amerikaner schlechterdings als 
autoritäre Anmaßung; das Beharren darauf mithin als Ausweis einer unfreien, unter 
meinungsmonopolistischer Kuratel stehenden Gesellschaft. 

Das bedeutet nicht, dass man in Übersee etwas gegen private Konsequenzen einzuwenden 
hätte – wenn einen der Arbeitgeber nach einer über das Ziel hinausschießenden Äußerung 
vor die Tür setzt, der Sandkastenfreund die Beziehung aufkündigt oder der 
Plattformbetreiber einen Inhalt von seiner Seite entfernt, ist das deren gutes Recht. Der 
Staat aber hat sich aus den Meinungen seiner Bürger herauszuhalten, sofern diese nicht 
einen unmittelbaren Aufruf zu Straftaten beinhalten. In der bekannten Supreme-Court-
Entscheidung zu Brandenburg v. Ohio (1969) heißt es entsprechend: „Ein Gesetz, das diese 
Unterscheidung nicht trifft, stellt einen unzulässigen Eingriff […] dar. Es erfasst mit seiner 
Verurteilung die [öffentliche] Rede, die unsere Verfassung staatlicher Kontrolle enthoben 
hat.“ 

Inwiefern eine solche Schrankenlosigkeit sinnvoll ist, darüber kann man geteilter Meinung 
sein. Auch in Europa gibt es bekanntlich nicht die eine best practice beim Austarieren des 
Verhältnisses von Meinungsfreiheit und anderen schützenswerten Rechtsgütern, sondern 
einen mit diversen nationalen Eigenheiten gespickten Flickenteppich des Verbotenen. In 
Griechenland und auf Zypern etwa steht die Leugnung des Völkermords an den Armeniern 
unter Strafe, in Frankreich gibt es das immer wieder verschärfte Gesetz „gegen Anstiftung 
zum Rassenhass“ und hierzulande bekanntlich die Volksverhetzungsnorm im Strafrecht. 

Es ist auch durchaus möglich, sich die Position der Kommission zu eigen zu machen und in 
dem „beispiellosen Maß an öffentlicher Aufsicht über Online-Plattformen in der gesamten 
Union“ (so die Pressemitteilung zum DSA) tatsächlich ein wichtiges Operationsmanöver auf 
dem diskursiv einflussreichsten Schlachtfeld unserer Tage zu sehen. Doch selbst in diesem 
Fall stellt sich die Frage, ob Bretons nassforsche Kampfansage an Musk geeignet ist, dieses 
Ziel zu befördern. 
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Formal mag der Franzose recht damit haben, dass die Inhalte von X auch in Europa abrufbar 
sind und folglich in diesen Fällen den Bestimmungen des DSA unterliegen. Politisch aber 
dürfte er sich ordentlich vergaloppiert haben, denn erstens wirkt das Versenden eines in 
holpriger Prosa abgefassten Drohbriefs an den Privatmann Musk höchst unprofessionell. 
Zweitens muss der Verweis auf das Gespräch mit Trump selbst dem Gutmütigsten als 
kommissionsseitiges Foulim Sinne einer ungebührlichen Einmischung in den US-
Wahlkampf erscheinen. Und drittens überschätzt Breton offenbar den Respekt, den man 
ihm als Digitalregulator aus der alten Welt an amerikanischen Gestaden zu zollen bereit ist. 
Niemand dort wartet auf einen Europäer, der sich zum obersten Richter über die Tweets 
dieser Welt aufspielen will. 

Niemand dort wartet auf einen Europäer, der sich zum obersten Richter über die Tweets 
dieser Welt aufspielen will. 

Dies umso mehr, als es sich bei Musk um jemanden handelt, der mit seiner kontroversen 
Plattformpolitik und seinem wachsenden Engagement für die Sache der US-Konservativen 
eine leicht auszumachende Profilierungsfläche darstellt. Zu Beginn der republikanischen 
Vorwahlen noch als Unterstützer von Floridas Gouverneur Ron DeSantisin Erscheinung 
getreten, hat der 53-Jährige sich in den letzten Monaten immer mehr dem Trump-Lager 
angenähert und dürfte heute mit Finanzgrößen wie Bill Ackman und Marc Andreessen zu 
den prominentesten Unterstützern des Immobilientycoons in der Geschäftswelt zählen. Eine 
Paarung, die auch abseits des Politischen naheliegt, eint beide doch eine Vorliebe für den 
großen Auftritt, ein intuitives Gespür, wann welche Taste auf der Klaviatur der 
Aufmerksamkeitsökonomie zu betätigen ist – und ein Talent, den Kopf immer wieder aus 
der Schlinge zu ziehen und den eigenen Willen auch gegen erhebliche Widerstände 
durchzusetzen. Zuletzt aber schien ihre Liaison in eine neue Phase eingetreten zu sein: So 
rief Musk ganz offen zur Wahl Trumps auf und wurde im Gegenzug von dessen ältestem 
Sohn Donald Jr.als zukünftiger Vorsitzender eines von seinem Vater einzuberufenden 
„Effizienzkomitees“ ins Gespräch gebracht. Für einen ambitionierten EU-Regelhüter mit 
liberalen credentials also durchaus ein lohnenswertes Zielobjekt – zumal Breton, ähnlich 
wie seine für Wettbewerbsfragen zuständige Kollegin Margrethe Vestager, seit jeher den 
Eindruck eines gewissen Sendungsbewusstseins versprüht. 

Allerdings ist Vestagers Stern spätestens seit der Covid-19-Pandemie stark im Sinken 
begriffen und auch Bretons eigenmächtiges Vorgehen stößt im Berlaymont, dem Sitz der 
Kommission, scheinbar nicht überall auf Gegenliebe. Wenig zeigt dies deutlicher als die 
Reaktion Ursula von der Leyens, die ihren übermütigen Binnenmarktkommissar schon kurz 
nach Einsetzen der Berichterstattung konsterniert zurückpfiff. Dessen Brief, so hieß es, sei 
nicht abgesprochen gewesen und gebe auch nicht die Position der Kommission wieder – 
eine Distanznahme, aus der sich Überraschung ebenso wie aufsteigender Unmut ablesen 
lässt. 

„Die EU mischt sich nicht in fremde Wahlkämpfe ein [und sollte jeden derartigen Eindruck 
vermeiden]“, zitiert etwa das Magazin POLITICO einen anonymen Funktionär, der verärgert 
hinzusetzt, die Implementierung des DSA sei viel „zu bedeutend, als dass sie von einem 
aufmerksamkeitsheischenden Politiker auf der Suche nach dem nächsten Posten“ 
missbraucht werden dürfe. Und auch die X-VorstandsvorsitzendeLinda Yaccarino nahm den 
Ball gerne auf und schimpfte ihrerseits über Bretons Versuch, der amerikanischen 
Öffentlichkeit europäisches Recht überzustülpen. Ganz zu schweigen von den zahlreichen 
EU-Bürgern, denen er offenbar die Fähigkeit abspreche, sich selbst ein Bild der Dinge zu 
machen. Meinungsfreiheit, die Zweite. 

 

https://edition.cnn.com/2023/05/23/politics/ron-desantis-elon-musk-president-announcement/index.html
https://edition.cnn.com/2023/05/23/politics/ron-desantis-elon-musk-president-announcement/index.html
https://www.theguardian.com/us-news/article/2024/jul/19/elon-musk-trump-endorsement
https://www.newsweek.com/donald-trump-jr-elon-musk-government-job-committee-1939102
https://www.politico.eu/article/margrethe-vestager-eclipse-european-commission-competition-2024-election/
https://www.politico.eu/article/margrethe-vestager-eclipse-european-commission-competition-2024-election/
https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/von-der-leyen-pfeift-ihren-kommissar-zurueck-drohung-an-elon-musk-war-nicht-abgesprochen-li.2244609
https://www.politico.eu/article/eu-elon-musk-donald-trump-interview-thierry-breton-letter-social-media/
https://x.com/lindayaX/status/1823052643733823640
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Erwartungsgemäß kam zum Schaden noch der Spott hinzu, denn auch Musk selbst 
reagierte keineswegs konziliant auf die Post aus Brüssel. Stattdessen postete er ein der 
Actionkomödie Tropic Thunderentlehntes Meme, dessen nicht jugendfreier Begleittitel den 
Betrachter auffordert, „sich ins Gesicht zu f*cken“ – und setzte gehässig zu, dass dies allein 
Illustrationszwecken diene und er selbstverständlich „NIEMALS eine so freche und 
unverantwortliche“ Antwort geben würde. Mit Sicherheit ebenfalls kein feiner Zug, doch 
angesichts der Schärfe der Provokation durchaus erwartbar. 

Für den Multimilliardär ist die Affäre so jedenfalls zur goldenen Gelegenheit geworden, sich 
in seiner Paraderolle als Kämpfer gegen bürokratische Allmachtsfantasien zu gerieren. Und 
für sein französisches Gegenüber zur verlorenen Kraftprobe, die ihn nicht zuletzt einiges an 
Goodwill von Seiten der alten und neuen Kommissionspräsidentin gekostet haben dürfte. 
Die bastelt derzeit ohnehin an ihrer neuen Mannschaft und kann unnötige 
Nebenkriegsschauplätze dabei ebenso wenig gebrauchen wie einen Affront gegen Musks 
Gesprächspartner Trump, der nach wie vor gute Chancen hat, neuer US-Präsident zu 
werden. Nicht unwahrscheinlich, dass die ganze Angelegenheit noch ein internes Nachspiel 
haben wird. Vielleicht ja schon bei der anstehenden Zuschneidung und Verteilung der 
Brüsseler Ressorts. 

 
 

 
Marco Bitschnau, Konstanz 

Marco Bitschnau ist Postdoktorand am Lehrstuhl für Soziologie (Schwerpunkt Soziale 
Bewegungen) der Universität Konstanz und dort mit dem Exzellenzcluster The Politics of 
Inequality affiliiert. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/wenn-zum-
schaden-der-spott-kommt-
7712/?utm_campaign=de_40_20240816&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/wenn-zum-schaden-der-spott-kommt-7712/?utm_campaign=de_40_20240816&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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06) Wut im Bauch.   
      In vielen Ländern Afrikas geht die Jugend auf die Straße. Warum von  
      einem Afrikanischen Frühling noch nicht gesprochen werden kann 
 

       Von Henrik Maihack 

13.08.2024  

picture alliance / Anadolu / Gerald AndersonIn Kenia wird der Rücktritt von Präsident Ruto 

gefordert. 

Etwas rumort in Afrika: Im Senegal übernimmt nach Protesten und anschließenden Wahlen 
ein Präsident im Millennial-Alter die Macht, der wenige Wochen zuvor noch politischer 
Häftling war. In Kenia führen Straßenproteste, angeführt von GenZ-Studierenden, zur 
Entlassung des Kabinetts und zur Rücknahme von Steuererhöhungen. Während in Nigeria 
und Uganda unter großem Aufgebot an Sicherheitskräften ebenfalls protestiert wird, sperrt 
die simbabwische Regierung präventiv prominente Vertreterinnen und Vertreter der 
Zivilgesellschaft ein. Man macht sich offenbar Sorgen. 

Von Sudan bis Südafrika, Proteste gab es in Afrika in den jüngsten Jahren immer wieder. 
Die Frequenz nimmt nun offenbar zu. Zwar verdeckt eine Einordnung der Proteste als GenZ-
Phänomen viele Unterschiede, aber auf einem Kontinent, wo das Median-Alter der 
Regierenden weit über 60 liegt und das der Regierten bei unter 19 Jahren, ist diese 
Selbstidentifizierung der Protestierenden als GenZ auch kein Zufall. Jüngste 
Umfragen zeigen eine zunehmende Frustration junger Menschen: So sehen zwar zwei 
Drittel der Menschen in Afrika Demokratie als einzig legitime Regierungsform, 
Parteienbindung und Wahlbeteiligung nehmen aber unter jungen Menschen ab. Wird 
demokratische Rechenschaft von Regierenden nicht erbracht, werden radikale Alternativen 
beliebter. Die Zustimmung zu einem Eingreifen des Militärs bei Machtmissbrauch hat in 
ganz Afrika zugenommen, auch das besonders unter jungen Menschen. Das heißt: Proteste 
und eine schwindene Parteibindung werden wahrscheinlicher. Demokratie bleibt das Ziel, 
Putsche werden von vielen als potenzielle Versuche gesehen, dysfunktionale Demokratien 
zu retten. 

2024 wird aber wohl nicht das Jahr der Putsche in Afrika, verglichen mit dem vorherigen. Es 
ist bisher das Jahr der Wahlen und Proteste. Das ist eine gute Nachricht. Der Zeitpunkt 
weiterer Proteste ist kaum vorherzusagen, aber dass die Erfolge in Senegal und Kenia 
inspirierend auch für Menschen in Nigeria oder Uganda sind, sagen diese selbst, genau wie  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/henrik-maihack/
https://www.ipg-journal.de/regionen/afrika/artikel/unerbittlicher-widerstand-7674/
https://www.afrobarometer.org/feature/flagship-report
https://www.afrobarometer.org/feature/flagship-report
https://www.ipg-journal.de/regionen/afrika/artikel/allianz-der-putschisten-7061/
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in Simbabwe die Erfolge der Studierendenproteste in Bangladesch rezipiert werden. Man 
inspiriert sich gegenseitig, teilweise steht man im Austausch. Von einem African Spring zu 
sprechen, wäre jedoch noch voreilig, auch weil die jüngsten Proteste bisher eher in Ländern 
mit vergleichsweise freien Wahlen wie Kenia oder Nigeria stattfinden. So bleibt – wie in 
Senegal – auch der Wandel über die Wahlurne möglich. Eine Ausbreitung ist aber nicht 
unwahrscheinlich. 

Mehr als 20 Länder des Kontinents befinden sich aktuell in einer Schuldenkrise. 

Anlass der Proteste ist in erster Linie verwehrte soziale Teilhabe. Jungen Menschen fehlt 
das Vertrauen, dass die amtierenden Politikerinnen und Politiker diese herstellen. Jedes 
Jahr streben bis zu zwölf Millionen neue Arbeitssuchende auf die afrikanischen 
Arbeitsmärkte, wo es aber nur drei Millionen Arbeitsplätze gibt. Die Mehrheit findet nur im 
sogenannten informellen Sektor ein klägliches Auskommen. Schuldenkrisen und Inflation 
im Zuge von Pandemie, russischem Angriffskrieg und westlichen Zinserhöhungen bedeuten 
eine neue Runde finanzpolitischer Austerität in Afrika, ohne dass von den mit diesen 
Schulden finanzierten Projekten die Mehrheit profitiert hätte. Mehr als 20 Länder des 
Kontinents befinden sich aktuell in einer Schuldenkrise. Mehrere Regierungen brauchen 
daher dringend den Internationalen Währungsfonds, auch weil Chinas Kredite seit 2016 
rückläufig und die Zinsen für Staatsanleihen in westlichen Währungen zu teuer sind. Der 
IWF vergibt Notfallhilfe aber nur gegen Bedingungen. So fordert er traditionell höhere 
Steuereinnahmen. Weil es aber nicht genug besteuerbare Arbeitsplätze gibt, bleibt den 
Regierungen für den Schuldendienst nur die Besteuerung der eigenen Privilegien oder aber 
des täglichen Konsums beziehungsweise das Kappen von Subventionen für Alltagsgüter. 
Für diese regressiven Maßnahmen, die vor allem untere Einkommensgruppen hart treffen, 
entschied sich zuletzt die Regierung in Kenia, die inzwischen mehr Geld für den 
Schuldendienst ausgibt als für Gesundheit oder Bildung. Genau das war ein Auslöser der 
jüngsten Proteste, die aber auf ein größeres Repertoire von strukturellen Unzufriedenheiten 
aufbauen. 

So ist die öffentliche Daseinsvorsorge in den wachsenden Städten Afrikas heute oft 
schlechter als vor der Pandemie. Die Inflation war eh schon hoch, in Nigeria liegt sie heute 
bei knapp 40 Prozent. Jetzt sollen weitere Steuern hinzukommen. Das wird als 
wirtschaftspolitischer Angriff auf den Alltag und letztlich auf die Perspektiven einer ganzen 
Generation gesehen. Wegen der rapiden Urbanisierung leben inzwischen viele in den 
informellen Siedlungen des Kontinents Tür an Tür – beziehungsweise TikTok- an X-
Account. Sie sehen, dass es anderen genauso geht. Sie sind zu viele, um sie mit 
Wahlgeschenken zu beschwichtigen. 

Die Proteste veranschaulichen aber auch ein grundsätzlicheres Scheitern von 40 Jahren 
Angebotspolitik. 

Die Proteste veranschaulichen aber auch ein grundsätzlicheres Scheitern von 40 Jahren 
Angebotspolitik, also des Versuchs, wirtschaftliches Wachstum und Arbeitsplätze durch die 
Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu schaffen. Hieran trägt der 
Westen eine besondere Mitschuld. Nach dem Kalten Krieg hatte die Mehrheit der Länder 
Afrikas Demokratien eingeführt, tat dies aber in einer Phase der sich seit den 1980er Jahren 
ausbreitenden Schuldenkrisen. Diese waren damals durch Zinserhöhungen im Westen 
ausgelöst worden, geantwortet wurde – auf Empfehlung des IWF, in dem westliche Länder 
besonders mächtig sind – mit Einsparungen. Das „Ende der Geschichte“ begann in vielen 
Teilen Afrikas somit zwar vielerorts demokratisch, aber mit Auflagen, die eine Deregulierung 
der Wirtschaft, einen Abbau von sozialer Sicherung und weniger Chancen auf einen 
Arbeitsplatz bedeuteten. 

https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/das-system-war-seit-langem-im-kern-instabil-7696/
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Auch danach wurde vor allem die Angebotsseite für die andauernden wirtschaftlichen 
Probleme in Afrika verantwortlich gemacht. Vielen „westlichen Geberstaaten“, Weltbank und 
IWF, galten in den 1990er Jahren Handelsliberalisierung, Good Governance und später 
dann die Berufsausbildung als entscheidende Stellschrauben für wirtschaftlichen 
Aufschwung. Hierauf wurde die Zusammenarbeit ausgerichtet. Die Idee: Würden 
afrikanische Länder nur freiere Märkte, Good Governance und gut ausgebildete 
Arbeitskräfte „anbieten“, würde es schon aufwärts gehen. Ausbleibende „Entwicklung“ 
wurde also in erster Linie verstanden und bearbeitet als Mangel eines guten Angebots an 
Know-how (Stellschraube: Unterstützung der Berufsbildung), an Moral beziehungsweise 
Ineffizienz der Regierenden (Stellschraube: Beratung für Good Governance) und an 
ausländischem Kapital (Stellschraube: Handelshemmnisse abbauen und Anreize für 
Direktinvestitionen). Das hat nicht funktioniert. Das Pro-Kopf-Einkommen in ganz Afrika ist 
seit 1990 nur um ein Prozent gewachsen. Einige der lange gelobten Good Governance 
Champions sind inzwischen Autokratien, die ganze Regionen destabilisieren. Und in der 
aktuellen Hochzinsphase in den USA und Europa zieht derweil kaum noch Kapital nach 
Afrika, sondern eher in die andere Richtung. 

Seit dem Jahr 2000 hat sich der Anteil der Afrikanerinnen und Afrikaner mit einem 
Hochschulabschluss verdoppelt. 

Zumindest ein positives Ergebnis gibt es: Seit dem Jahr 2000 hat sich der Anteil der 
Afrikanerinnen und Afrikaner mit einem Hochschulabschluss verdoppelt. Nur finden diese 
eben keine Jobs und begehren jetzt gegen enge Partnerregierungen des Westens wie in 
Kenia und Nigeria auf. Für einige Beobachterinnen und Beobachter ist es erstaunlich, dass 
die Protestierenden in Kenia den IWF angreifen, aber nicht die Verschuldung in China. Nicht 
erstaunlich ist das angesichts afrikaweiter Umfragedaten: Die Volksrepublik ist beliebter in 
Afrika als europäische Länder und wird nicht für die Auflagen des IWF verantwortlich 
gemacht. Stattdessen werden die Erfolge der marktschützenden Wirtschafts- und der 
nachfragestärkenden Sozialpolitik von China oder Brasilien bewundert, wo man die 
wirtschaftliche Beratung des Westens eher abgelehnt hatte. 

Die gute Nachricht ist: Die Kinder jener Eltern, die die politische Liberalisierung und die 
gleichzeitigen Entbehrungen der 1980er und 1990er Jahre miterlebt haben, suchen sich 
demokratische Formen, um ihren Unmut auszudrücken. Explizit berufen sich die 
Protestierenden dort, wo es sie gibt, auf demokratische Verfassungen beziehungsweise 
unerfüllte Wahlversprechen. Ein chinesischer Einparteienstaat ist kein Modell für sie. Sie 
sind auch keine Russland-Fans. Sie haben aber den Glauben verloren, dass die 
amtierenden Politikerinnen und Politiker, die gemeinsam die mit dem Westen koordinierte 
Angebotspolitik verantworten, noch einen Wandel vorantreiben und wirtschaftliche und 
soziale Teilhabe der GenZ bewerkstelligen könnten. In vielen politischen Ökonomien des 
Kontinents würde wirtschaftliche Umverteilung oder die Besteuerung von Finanzabflüssen 
in Steueroasen, wie sie von Gewerkschaften und der Zivilgesellschaft vorgeschlagen wird, 
wohl zum Zusammenbruch bestehender Regierungsbündnisse führen. Sie sind der 
korruptionsanfällige Klebstoff, der diese zusammenhält. Auch daher kommt die maximale 
Forderung nach Rücktritt à la #RutoMustGo in Kenia. 

Was kann man nun tun? Auch wenn Europas Interessen mit einigen der unter Druck 
stehenden Regierungen derzeit eng verknüpft sind, ist ein Dialog mit den Protestierenden 
schon allein darum vernünftig, weil einige davon absehbar politische Verantwortung 
übernehmen könnten (siehe Senegal). Genau das forderten Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer afrikanischer Protestbewegungen zuletzt bei einem Besuch in Berlin vehement 
ein. Deren Vertrauen sollte man nicht noch weiter verspielen. Die noch dringendere 
Hausaufgabe von G7 und EU ist aber eine grundsätzlichere Antwort auf das Scheitern von  

https://www.afrobarometer.org/publication/ad489-africans-welcome-chinas-influence-maintain-democratic-aspirations/
https://www.fes.de/referat-afrika/neuigkeiten/young-democrats-afrikas-jugend-fordert-demokratie
https://www.fes.de/referat-afrika/neuigkeiten/young-democrats-afrikas-jugend-fordert-demokratie
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40 Jahren Angebotspolitik in Afrika. Das bedeutet, den bereits in der deutschen 
Entwicklungspolitik angelegten Pfad hin zu gemeinsamer globaler Strukturpolitik europaweit 
auszubauen und dem Wunsch nach wirtschaftspolitischer Souveränität 
entgegenzukommen. Notwendig ist dafür eine schnellere Reform des internationalen 
Schuldenmanagements. Will man Vertrauen und Partner in Afrika gewinnen, sind weitere 
Projekte entscheidend, die die wirtschaftliche Nachfrage stimulieren. Es geht hierbei um 
nicht weniger als einen Paradigmenwechsel in der europäischen (Entwicklungs-
)Zusammenarbeit mit Afrika: von der Unterstützung von mehr Weiterverarbeitung und guten 
Arbeitsplätzen vor Ort, bei einer sozial-gerechten Energiewende, bis zum Aufbau einer 
marktschützenden afrikanischen Freihandelszone. Will Europa das viel beschworene 
bessere Angebot in einer multipolaren Welt machen, sollte es vor allem die Nachfrage 
stärken. 

 
Henrik Maihack, Berlin 

Henrik Maihack leitet das Referat Afrika der Friedrich-Ebert-Stiftung. Zuvor leitete er für die 
FES Projekte in Kenia, Südsudan, Ruanda und Bangladesch. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/afrika/artikel/wut-im-bauch-
7701/?utm_campaign=de_40_20240813&utm_medium=email&utm_source=newslett
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07) Don’t worry.  
 
      Die Staatsschulden der USA sind so hoch wie nie zuvor seit dem Zweiten   
      Weltkrieg. Grund zur Sorge besteht jedoch nicht 
 
      Von Dean Baker 

13.08.2024

picture alliance / Ikon Images / Jacquie Boyd 

Die Staatsverschuldung der USA ist seit den Steuersenkungen im ersten Jahr von Donald 
Trumps Präsidentschaft rasant gestiegen. Sprunghaft beschleunigt wurde der Anstieg durch 
die Hilfs- und Konjunkturpakete zur Bewältigung der Pandemie, und auch jetzt wachsen die 
Schulden trotz der stabilisierten wirtschaftlichen Lage weiter, weil eine hohe Zinslast das 
Defizit vergrößert. Die Staatsverschuldung ist inzwischen größer als das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP), und das Congressional Budget Office (CBO) – eine Art 
Rechnungshof des US-Kongresses – geht in seinen neuesten Projektionen davon aus, dass 
sie am Ende des Budgethorizonts die nach dem Zweiten Weltkrieg erreichten Höchststände 
übertreffen wird. 

Dieser Sachverhalt wird oft ins Feld geführt, um eine groß angelegte Sparpolitik mit 
weitreichenden Ausgabenkürzungen zu begründen und massive Steuererhöhungen zu 
fordern. Kleinere Haushaltsdefizite und vor allem eine geringere Zinsbelastung wären zwar 
durchaus wünschenswert, aber die Ängste, die viele haushaltspolitische Hardliner zu 
schüren versuchen, sind weitgehend unbegründet. 

Erstens steht die klassische Mär, dass große Haushaltsdefizite etwas Schlechtes seien, in 
Wirklichkeit auf dünnen Beinen. Oft heißt es, hohe Haushaltsdefizite würden die Zinsen in 
die Höhe treiben, private Investitionen verdrängen und dadurch das Wachstum bremsen 
und zu Wohlstandseinbußen in der Zukunft führen. Die unzähligen Studien zu diesem 
Thema liefern dafür jedoch relativ wenige Anhaltspunkte. Wenig Grund zur Sorge bereitet 
auch der Zinssatz für zehnjährige Staatsanleihen, der aktuell knapp unter 4,0 Prozent liegt. 
Zum Vergleich: In den späten 1990er Jahren, in denen der amerikanische Staat einen 
Haushaltsüberschuss aufwies, fiel der Zinssatz mehrmals kurzzeitig unter 5,0 Prozent, lag 
aber zumeist nahe bei 6,0 Prozent. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/dean-baker/
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Noch größer ist – wegen der derzeit höheren Inflation – der Unterschied zwischen den 
realen Zinssätzen damals und heute. Der langfristige Realzins (nominaler Zinssatz 
abzüglich Inflationsrate) in den Überschusszeiten der späten 1990er Jahre lag einen ganzen 
Prozentpunkt über den heutigen Realzinssätzen oder sogar noch höher. Wenn die 
Zinssätze trotz des großen Defizits niedrig bleiben, bleibt von der Mär von der 
Investitionsverdrängung nicht mehr viel übrig. Und noch etwas gilt es zur Kenntnis zu 
nehmen: Auch die Zinszahlungen sind, gemessen am BIP-Anteil, nur geringfügig höher als 
in den frühen 1990er Jahren. 

Dann gibt es da noch die Story von der Krise. Sie besagt: Wenn wir eine bestimmte 
Verschuldungsgrenze überschreiten, müssen wir Angst haben, dass Anleger sich auf einen 
Schlag fluchtartig aus US-Staatsanleihen und aus dem US-Dollar zurückziehen. Möglich ist 
natürlich alles, aber für solche Ängste gibt es kaum eine reale Grundlage. Andere Länder – 
allen voran Italien und Japan – sind im Verhältnis zu ihrem BIP erheblich höher verschuldet 
als die USA und finden trotzdem jede Menge Abnehmer für ihre Schuldtitel. Dass der Dollar 
zudem die weltweit führende Reservewährung darstellt, macht eine plötzliche Flucht aus 
dem Dollar noch unwahrscheinlicher. 

Solange die US-Wirtschaft stark bleibt, dürfte es wenig Grund für eine plötzliche Dollarpanik 
geben. 

Solange die US-Wirtschaft stark bleibt, dürfte es wenig Grund für eine plötzliche Dollarpanik 
geben. Sollte die Wirtschaft wegen innenpolitischer Unruhen oder infolge von 
Klimakatastrophen in einer Stagnation stecken bleiben oder irgendein Desaster erleiden, 
könnte es tatsächlich zu einem massenhaften Rückzug aus dem Dollar kommen, aber das 
wäre auch dann der Fall, wenn wir nur halb so hoch verschuldet wären wie derzeit. Selbst 
wenn die Verschuldung uns Sorgen bereiten würde – die Aussichten auf eine substanzielle 
Reduzierung des Defizits sind begrenzt. Auf der Einnahmenseite gibt es für 
Steuererhöhungen zulasten der Mittelschicht sehr wenig Unterstützung. 

Für die komplette oder teilweise Rücknahme der jüngsten Steuersenkungen, von denen 
reiche Einzelpersonen und juristische Personen profitieren, gibt es dagegen sehr wohl 
politische Unterstützung. Trump hat 2017 den Spitzensteuersatz von 39,6 Prozent auf 37,0 
Prozent gesenkt. Dieser Baustein seines Steuersenkungspakets läuft im kommenden Jahr 
aus und wird womöglich nicht verlängert – je nachdem, wie die Wahlen im Herbst ausgehen. 
(Das CBO geht in seinen Haushaltsprognosen bereits davon aus, dass die niedrigeren 
Steuersätze nicht weiterbestehen werden.) 

Im Prinzip sind Spielräume für eine weitere Anhebung des Steuersatzes vorhanden, wobei 
viele Progressive diese Spielräume größer darstellen, als sie sind. Viele US-Bundesstaaten 
belegen ihre wohlhabenden Bewohner bereits mit hohen Steuersätzen. Ganz oben auf der 
Liste steht Kalifornien mit 13 Prozent; reiche New Yorker zahlen elf Prozent. Da für viele der 
reichsten Bürgerinnen und Bürger des Landes schon jetzt Steuersätze von über 50 Prozent 
gelten, wären die Mehreinnahmen, die sich durch eine deutliche Anhebung der Sätze 
erzielen ließen, begrenzt. 

Für Mehreinnahmen aus der Körperschaftssteuer gibt es möglicherweise mehr Spielraum. 
Das CBO rechnet in seinen Projektionen damit, dass das Aufkommen aus der 
Körperschaftssteuer schrumpfen und nur noch 1,3 Prozent des BIP betragen wird. Zum 
Vergleich: Noch in den 1990er Jahren waren es 2,0 Prozent des BIP und in den 1960er 
Jahren sogar deutlich über 3,0 Prozent des BIP. Indem man diesem Schrumpfungsprozess 
entgegenwirkt, kann man das Defizit deutlich abbauen. Dazu muss man sich jedoch 
klarmachen: Ein hoher Körperschaftssteuersatz bedeutet kein hohes Körperschaftssteuer- 
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Aufkommen. Die Unternehmen sind inzwischen Experten, wenn es darum geht, aus dem 
Steuerrecht das meiste für sich herauszuholen. Vor Trumps Steuersenkungen betrug der 
Körperschaftssteuersatz nominell 35 Prozent, aber real nur knapp über 20 Prozent. 

Jedes Bemühen um eine deutliche Anhebung der Unternehmenssteuern sollte vor allem die 
Besteuerung von Aktienrenditen (Dividenden und Kapitalgewinne) in den Fokus rücken, die 
ohne Weiteres auf jeder beliebigen Finanzwebsite einsehbar sind. Bei den 
Unternehmensgewinnen ist das anders: Welche Gewinne ein Unternehmen erzielt, erfährt 
der Staat von den Buchhaltern des Unternehmens. Die Biden-Regierung unternahm 
immerhin einen kleinen Vorstoß in diese Richtung und führte eine Ein-Prozent-Steuer auf 
Aktienrückkäufe ein. Dafür braucht es keinen großen Eintreibungsaufwand, denn wie viel 
Geld sie für Aktienrückkäufe ausgeben, müssen die Unternehmen offenlegen. 

Der einzige Bereich, in dem substanzielle Einsparungen möglich sind, ist die 
Gesundheitsversorgung. 

Und wie sieht es auf der Ausgabenseite aus? Hier sind große Einschnitte schwer vorstellbar, 
weil die meisten Bereiche entweder wenig ausgabenintensiv sind oder massiven politischen 
Rückhalt genießen. 70 Prozent der Haushaltsmittel, die nicht für Zinsen ausgegeben 
werden, fließen an das Militär, in die sozialen Sicherungssysteme, die öffentliche 
Krankenversicherung Medicare und in andere Programme im Gesundheitswesen. An den 
übrigen 30 Prozent hat man bereits bei früheren Bemühungen um Defizitabbau immer 
wieder gerüttelt. 

Der einzige Bereich, in dem substanzielle Einsparungen möglich sind, ist die 
Gesundheitsversorgung. Die USA haben das ineffizienteste Gesundheitswesen der Welt 
und geben pro Kopf mehr als doppelt so viel dafür aus wie der OECD-Durchschnitt. 
Gegenüber früheren Kosten-Wachstums-Projektionen wurden hier bereits erhebliche 
Einsparungen erzielt: 2011 ging das CBO in seiner Projektion davon aus, dass die US-
Regierung7,4 Prozent des BIP für Medicare und andere Gesundheitsversorgungs-
Programme ausgeben werde. Stattdessen machen die Ausgaben heute nur 5,6 Prozent des 
BIP aus. Da die USA in diesem Bereich nach wie vor zu viel ausgeben, sind hier weitere 
Einsparungen möglich. 

Am offensichtlichsten ist das Kostensenkungspotenzial bei den verschreibungspflichtigen 
Arzneimitteln. Im laufenden Jahr werden mehr als 650 Milliarden Dollar (2,3 Prozent des 
BIP) für rezeptpflichtige Medikamente und andere pharmazeutische Erzeugnisse 
ausgegeben. Für diese Artikel zahlen die USA mehr als doppelt so viel wie die Menschen 
in anderen wohlhabenden Ländern. Wenn wir diese Ausgaben besser austarieren, können 
wir erhebliche Haushaltsmittel einsparen und die Ausgabenbelastung für die Patientinnen 
und Patienten senken. 

Wichtig zu wissen ist, dass der beinahe einzige Grund für diese hohen Ausgaben staatlich 
gewährte Patentmonopole sind. In einem freien Markt wären Arzneimittel fast durchweg 
billig. Was sie teuer macht, sind die Patente. Interessanterweise gibt es eine starke Lobby, 
die über die Zinslast klagt, die wir unseren Kindern aufbürden, aber die Belastung, die durch 
vom Staat gewährte Patentmonopole verursacht wird, erwähnt so gut wie niemand. 

Wenn wir uns Gedanken darüber machen, was wir zukünftigen Generationen hinterlassen, 
sind die Staatsschulden am Ende ein unwichtiger Teil des Gesamtbildes. Würden wir die 
Schulden vollständig tilgen und dafür eine Wirtschaft hinterlassen, die am Boden liegt, weil  

 

https://news.bloombergtax.com/daily-tax-report/insight-the-simple-fix-for-corporate-income-tax-tax-stock-returns
https://www.cbo.gov/sites/default/files/recurringdata/51119-2011-06-ltbosuppdata.xls
https://www.cbo.gov/system/files/2024-03/51119-2024-03-LTBO-budget.xlsx
https://apps.bea.gov/iTable/?reqid=19&step=2&isuri=1&categories=underlying#eyJhcHBpZCI6MTksInN0ZXBzIjpbMSwyLDNdLCJkYXRhIjpbWyJjYXRlZ29yaWVzIiwiU3VydmV5Il0sWyJOSVBBX1RhYmxlX0xpc3QiLCIyMDE3Il1dfQ==
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wir zu wenig in Bildung und Infrastruktur investiert, durch zu hartes Sparen das Wachstum 
abgewürgt oder durch Ignorieren der Erderwärmung den Planeten ruiniert haben, könnten 
wir von unseren Kindern wenig Dankbarkeit erwarten. 

Aus dem Englischen von Andreas Bredenfeld  

 
Dean Baker, Washington 

Dr. Dean Baker ist Mitbegründer und leitender Ökonom beim Center for Economic and 
Policy Research in Washington, DC. Zu seinen Forschungsgebieten gehören 
Wohnungsbau und Makroökonomie, geistiges Eigentum, soziale Sicherheit, Medicare und 
europäische Arbeitsmärkte. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/dont-worry-
7704/?utm_campaign=de_40_20240813&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/dont-worry-7704/?utm_campaign=de_40_20240813&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/wirtschaft-und-oekologie/artikel/dont-worry-7704/?utm_campaign=de_40_20240813&utm_medium=email&utm_source=newsletter


Seite E 28 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 851 vom 29.08.2024 
 
08) „Teil der psychologischen Kriegsführung“.   

       Hanna Voss im Libanon über israelische Flugmanöver, den Rückhalt der  

       Hisbollah in der Bevölkerung und die Angst vor einem möglichen Krieg mit  

       Israel 

 

       Interview  

       Die Fragen stellte Nikolaos Gavalakis 

08.08.2024

picture alliance / AP | Mohammad ZaatariFlammen lodern in einem durch einen 

israelischen Angriff zerstörten Lagerhaus im Südlibanon. 

Die Fragen stellte Nikolaos Gavalakis. 

Sie sind derzeit in Beirut, werden aber in wenigen Stunden mit einem der letzten regulären 
Flüge den Libanon verlassen. Wie ist die Lage derzeit vor Ort? 

Die Lage ist angespannt. Es ist ein bisschen paradox: Einerseits sind die Menschen sichtbar 
nervös, andererseits leben sie ihr Leben normal weiter. Seit der Tötung von Hamas-Chef 
Haniyeh und Hisbollah-Kommandant Fuad Shukr ist die Stimmung natürlich deutlich 
aufgeladener. Alle sprechen über eine mögliche Eskalation, es gibt so gut wie kein anderes 
Thema. Gleichzeitig verabredet man sich normal, geht in Restaurants, in Nachtclubs, an 
den Strand. 

Seit Tagen fliegen israelische Kampfflugzeuge im Tiefflug über Beirut und durchbrechen 
dabei die Schallmauer. Die bislang stärksten Manöver gab es während der jüngsten Rede 
von Hisbollah-Chef Hassan Nasrallah anlässlich des Todes von Fuad Shukr. All das ist Teil 
der psychologischen Kriegsführung der israelischen Armee. Diese Manöver simulieren 
Angriffe und sollen die Menschen einschüchtern. Die Überschallknalle sind unfassbar laut 
und gehen einem durch Mark und Bein. Es hört sich an wie eine echte Bombe und der erste 
Impuls ist: Jetzt geht es los. 

Wie groß ist die Angst der Bevölkerung vor einem Krieg? 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/nikolaos-gavalakis/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/nikolaos-gavalakis/
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Relativ groß. Das Land befindet sich in einer extrem schwierigen Situation, die 
wirtschaftliche Lage ist miserabel. Die Menschen wissen: Wenn jetzt noch ein Krieg 
dazukommt, sieht es ganz düster aus. Wie die Versorgungslage aussieht, ist ungewiss, 
insbesondere hinsichtlich des Vorrats an Medikamenten und Nahrung. Das Land ist nicht 
krisenfest. Auf die Regierung ist kein Verlass, die Menschen helfen sich gegenseitig. Das 
hat sich während der Pandemie gezeigt, aber auch nach der Explosion im Hafen von Beirut 
vor vier Jahren. Ein Trauma, das nach wie vor sehr präsent ist. Das merkt man bei diesen 
Überschallknallen stark. Bei vielen kommen da böse Erinnerungen hoch. Die Menschen 
wissen, wie schwer ein Krieg sie persönlich, aber auch das ganze Land treffen würde. 

Die libanesische Interimsregierung ist schwach. Die von vielen Ländern als 
Terrororganisation eingestufte Hisbollah dominiert größtenteils das Land. Wie ist ihr 
Rückhalt in der Bevölkerung? 

Das kommt auf die Region an. Es gibt Gegenden im Südlibanon, auch in Südbeirut, wo ihr 
Rückhalt sehr stark ist. Das heißt natürlich nicht, dass dort alle Menschen aktiv die Hisbollah 
unterstützen. Es sind trotzdem Gegenden, in denen ganz normale Zivilistinnen und Zivilisten 
leben. Auch das Viertel, in dem der Hisbollah-Kommandant Shukr getötet wurde, ist ein sehr 
belebter, ganz normaler Stadtteil. Aber dort hat die Hisbollah schon einen sehr großen 
Rückhalt. 

Ein Teil der Bevölkerung sieht die Unterstützung durch den Iran sehr kritisch. 

In anderen Teilen des Landes sieht es aber anders aus. Man kann einen Unterschied 
machen zwischen der politischen Funktion der Hisbollah – auch als Partei –, hinter der viele 
nicht stehen, und dem Militärischen. Ein Teil der Bevölkerung sieht die Unterstützung durch 
den Iran sehr kritisch, weil man sich so zu sehr abhängig macht. Man will nicht von 
ausländischen Mächten kontrolliert werden. Was jedoch den Widerstand der Hisbollah 
betrifft, gegen das israelische Vorgehen hier im Libanon, aber auch in Palästina, da stehen 
schon sehr viele Menschen dahinter. 

Seit Monaten beschießt Israel als Reaktion auf die Raketen- und Artillerieangriffe der 
Hisbollah den Süden des Landes. Wie ist die Situation dort? 

Absolut schrecklich. Im Südlibanon gibt es seit dem 8. Oktober Krieg. Da spricht niemand 
darüber, wann der Krieg kommen wird, er ist längst da. Zehntausende mussten bereits in 
nördlichere Teile des Landes fliehen, weil die israelische Armee als Reaktion auf den 
Beschuss der Hisbollah dort täglich Angriffe fliegt. Israel hat sehr systematisch weißen 
Phosphor eingesetzt und damit große Teile der Landwirtschaft zerstört, sodass es für die 
Menschen bis auf Weiteres aussichtslos ist, dorthin zurückzukehren. Mehr als 100 
Zivilistinnen und Zivilisten wurden getötet. Die Menschen haben täglich Angst um das 
eigene Leben und kämpfen um ihre Existenz. 

Durch ihre Angriffe auf Israel spielt die Hisbollah seit Monaten mit dem Feuer. Militärisch ist 
die Miliz sehr gut ausgerüstet. 100 000 Raketen soll sie in ihrem Arsenal haben. Will die 
Hisbollah den Krieg mit Israel? 

Ich glaube, sie will ihn nicht. Die Hisbollah hat in der Vergangenheit mehr als eine 
Gelegenheit gehabt, es dazu kommen zu lassen. Sie hat oft rote Linien gezogen, die dann 
von Israel überschritten wurden, und hat es dann doch nicht eskalieren lassen. Die Hisbollah 
sendet viele Signale, dass sie den großen Krieg mit Israel nicht will. Sie scheut ihn aber 
auch nicht. Die Miliz ist in der Tat deutlich besser aufgestellt als noch im Libanonkrieg 2006 
– und selbst da ist die Auseinandersetzung für Israel nicht besonders erfolgreich verlaufen.  
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Mittlerweile, da sind sich alle Expertinnen und Experten einig, ist die Hisbollah in der Lage, 
den Flughafen in Tel Aviv und andere wichtige Infrastruktur zu erreichen. Israel müsste im 
Falle eines Krieges wahrscheinlich einen sehr hohen Preis zahlen. Das wissen die Israelis 
und damit kalkuliert die Hisbollah auch. 

Inwieweit hat der tödliche Angriff auf Hisbollah-Kommandeur Fuad Shukr die Stimmung im 
Land verändert? 

In dem Viertel sind die Menschen in der Nacht des Angriffs natürlich auf die Straße 
gegangen, um zu demonstrieren. Schließlich sind dabei auch vier Zivilisten, darunter zwei 
Kinder, getötet worden. Die Sicht auf Israel ist im Libanon komplett konträr zu der, die wir in 
Deutschland oftmals haben, nach der Israel sich quasi permanent selbst verteidigt. 
Schließlich lebt man hier dauerhaft mit der israelischen Bedrohung. Dennoch sehe ich jetzt 
nicht, dass ein Großteil der Bevölkerung fordern würde, man solle sich rächen – auch wenn 
man es natürlich absolut falsch findet, wie Israel agiert. Klar, es gibt Menschen, die froh 
sind, dass man die Hisbollah als eine Art Verteidigung hat, aber viele sind sich trotzdem 
bewusst, dass sie auch ein Teil des Problems ist. Die Stimmung hat sich jedenfalls nie 
dahingehend gewandelt, dass die Leute jetzt diesen Krieg wollen. Dafür ist die Lage im Land 
einfach zu dramatisch. 

Die Bevölkerung im Libanon leidet seit Jahren unter einer Wirtschafts- und Finanzkrise. Aus 
der Politik kommt kaum Unterstützung. Was wiegt schwerer: der Ärger über die eigene 
Regierung oder die Abneigung gegen Israel? 

Gute Frage. Es ist schwer, das voneinander zu trennen. Viele im Libanon haben viel zu 
lange dazu geneigt, die Probleme im Ausland zu suchen. Nicht nur bezüglich Israel, sondern 
generell, was den Einfluss ausländischer Mächte betrifft, zum Beispiel der USA und Irans. 
Das hat sich seit den Protesten 2019 ein wenig geändert. Der größte Teil der Bevölkerung 
hält von der Regierung gelinde gesagt gar nichts. Den Menschen ist bewusst, dass ihre 
eigene Regierung schwach ist, auch weil der Staat so korrupt ist und die Institutionen stark 
ausgehöhlt wurden. Im Land herrscht eine Korruption, die jenseits von allem Vorstellbaren 
ist und die in jeden noch so kleinen Lebensbereich eindringt. Die Menschen wissen, dass 
der Staat deshalb auch nicht die Stärke besitzt, mit einem Land wie Israel an der Grenze 
umzugehen. Aus diesem Grund konnte die Hisbollah diesen großen Einfluss im Libanon 
gewinnen, weil es schlicht niemanden gab, der die Rolle als Verteidiger des Landes 
übernommen hat. 

 
Hanna Voss, Beirut 
Hanna Voss war Redakteurin für die taz am Wochenende und ist nun im Auslandsbüro der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Beirut tätig. 
 
https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/teil-der-psychologischen-
kriegsfuehrung-
7700/?utm_campaign=de_40_20240808&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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09) Geheimwaffe aus dem Mittleren Westen.  
      Kamala Harris setzt auf Tim Walz als Vize. Der Ex-Footballtrainer punktet  
      mit Erfahrung, doch seine Gouverneursbilanz könnte den Wahlkampf  
      belasten 
 
      Von Ross Barkan 
 
08.08.2024

  
Für viele ein unbekannter Name: Der amtierende Gouverneur von Minnesota, Tim Walz, 
könnte einige ländliche Regionen und Staaten zurückgewinnen.-picture alliance / Anadolu / 

Adam J. Dewey   

Wie so viele Entwicklungen in diesem turbulenten US-Wahljahr war Kamala Harris’ 
Nominierung von Tim Walz als ihren Running Mate noch vor wenigen Wochen nicht 
abzusehen. Statt ihr Team mit einem Demokraten aus einem entscheidenden Swing State 
zu verstärken – oder gar einem Staat, der üblicherweise republikanisch wählt –, entschied 
sich Harris scheinbar in letzter Minute für den 60-jährigenEx-Kongressabgeordneten und 
amtierenden Gouverneur von Minnesota. Walz ist ein weißer Mann aus einem ländlich 
geprägten Bundesstaat im Mittleren Westen. Seine Nominierung birgt das Potenzial, einige 
ländliche Regionen und Staaten zurückzugewinnen, die derzeit fest in republikanischer 
Hand sind. Das könnte eine gute Strategie sein, um genügend demokratische 
Wahlpersonen im Electoral College zu erreichen. Walz’ Stärken liegen auf der Hand: Er war 
über ein Jahrzehnt lang Lehrer und Footballtrainer an einer öffentlichen Schule und diente 
in der Nationalgarde der Armee. 2006 gewann er in einem zuvor von den Republikanern 
gehaltenen Wahlbezirk im ländlichen Minnesota und verteidigte diesen Sitz anschließend in 
mehreren schwierigen Wahlrunden. Er ist sowohl relativ progressiv als auch Waffenbesitzer. 
Für das Team Harris ist Walz eine starke Ergänzung. Doch er hat auch einige nicht zu 
vernachlässigende Schwachpunkte. Das fängt bei reiner Geografie an und reicht bis zu 
seiner Zeit als Gouverneur von Minnesota, in der das Land von großen Unruhen und 
Umwälzungen erschüttert wurde. 

Walz wurde landesweit bekannt, als er erstmals die Republikaner als „weird“ bezeichnete. 

Die Demokraten stehen vor mehreren riesigen Herausforderungen, die die Harris’sche 
Wahlkampfkampagne, so gut sie auch funktionieren mag, nicht ohne weiteres lösen kann.  

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/ross-barkan/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/amerikas-geschlechterkampf-7694/
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Die Wahl von Walz könnte helfen, das Thema Wähler aus der Arbeiterklasse anzugehen. 
Viele Arbeiterinnen und Arbeiter haben sich in den vergangenen Jahren von der 
Demokratischen Partei abgewendet, was sich insbesondere im Zuge des Wahlsiegs von 
Donald Trump 2016 bemerkbar machte. Dabei sind Weiße die bei weitem größte 
Wählergruppe, aber auch sozial konservative Schwarze und Latinos sind zu den 
Republikanern übergelaufen. Zwei weitere Faktoren wirken sich zu Walz’ Gunsten aus: Die 
Progressiven mögen ihn, und er kommt im Fernsehen gut rüber. Letzteres mag für Harris’ 
Team besonders wichtig gewesen sein. Walz wurde landesweit bekannt, als er erstmals die 
Republikaner als „weird“ bezeichnete, als „komisch“ bzw. „seltsam“. Nach J.D. Vance’ 
Tiraden über „kinderlose Katzenfrauen“ wie Harris wurde das zu einer Art Gegenreaktion 
und Parole der Demokraten. Überhaupt sind die Unterschiede zwischen Vance und Walz 
unübersehbar. Das könnte gut für die Demokraten sein: Walz ist 20 Jahre älter, hat deutlich 
mehr Erfahrung in der Regierungsführung und scheint fernsehtauglicher zu sein. Harris 
könnte die erste weibliche Präsidentin und erst die zweite nicht-weiße Person im höchsten 
Amt der USA werden. Offenbar hat sie beschlossen, dass sie für diesen Wahlkampf gegen 
Trump einen Politiker an ihrer Seite braucht, der sich deutlich von ihr unterscheidet. Neben 
den äußerlichen Merkmalen gehört dazu, dass Walz’ Liberalismus nicht kalifornisch geprägt 
ist. Vielmehr gehört er zu einer aussterbenden politischen Spezies: ein linker Populist aus 
dem Heartland der USA. 

Im Gegensatz zu seinem Gegenkandidaten als Harris-Vize, Josh Shapiro aus Pennsylvania, 
punktet Walz aber beim Thema Nahost. 

Innerhalb der Biden-Regierung schien Harris bei wichtigen politischen Initiativen oft 
ausgegrenzt zu sein. Deswegen erscheint sie trotz ihrer derzeitigen 
Öffentlichkeitswirksamkeit oft wie ein unbeschriebenes Blatt. In gewisser Weise macht dass 
ihre Wahl des Vizepräsidentschaftskandidaten noch bedeutender. Die Nominierung von 
Walz kann den Parteianhängern bereits eine Vorstellung davon vermitteln, was eine 
Präsidentin Harris – unabhängig von ihrer bisherigen Rolle als Vizepräsidentin – tun und 
erreichen möchte. In diversen politischen Fragen, insbesondere in Bezug auf den Krieg 
zwischen Israel und der Hamas, beschwichtigt Walz vorerst den widerspenstigen 
progressiven Flügel der Demokratischen Partei. Er kann eine gewisse populistische 
Erfolgsbilanz vorweisen, die Harris Auftrieb geben dürfte. So hat Walz mehrere 
arbeiterfreundliche Gesetze unterzeichnet, darunter eines über Standards in Pflegeheimen, 
ein Kartellverbot gegen gewisse Wettbewerbsklauseln und ein Stopp sogenannter captive 
audience-Treffen, bei denen Angestellte während ihrer Arbeitszeit gewerkschaftsfeindlichen 
Vorträgen beiwohnen müssen. Als Gouverneur von Minnesota hat er nach dem Urteil gegen 
Roe v. Wade die Abtreibungsrechte im Bundesstaat umgehend gesetzlich verankert. Er 
unterzeichnete außerdem Gesetze zum Schutz der Rechte von Homo- und Transsexuellen 
und unterstützte die Schaffung eines staatlichen Programms, das Arbeitnehmern bezahlten 
und familienbedingten Krankenurlaub gewährt. Zu seinen weiteren Erfolgen, die bei der 
Parteilinken gut ankommen, gehört die Erlaubnis für Einwanderer ohne Papiere, 
Führerscheine zu erhalten, die Legalisierung von Marihuana, ein verhältnismäßig 
restriktives Waffengesetz und ein flächendeckendes Schulspeisungsangebot. Darüber 
hinaus unterzeichnete Walz ein Gesetz, das Ex-Straftätern das Wahlrecht wieder gewährt. 
Die außenpolitische Bilanz von Gouverneur Walz ist natürlich überschaubar. Im Gegensatz 
zu seinem Gegenkandidaten als Harris-Vize, Josh Shapiro aus Pennsylvania, punktet Walz 
aber beim Thema Nahost: Shapiro steht unmissverständlich auf der Seite Israels und führte 
deswegen harte Auseinandersetzungen mit pro-palästinensischen Demonstranten. Als Joe 
Biden noch als Präsidentschaftskandidat galt, befürchteten viele in der Demokratischen 
Partei Massenproteste auf dem Parteitag in Chicago Ende August. Das Duo Harris/Walz 
könnte zumindest einen Teil dieser Spannungen entschärfen. Darüber hinaus dürfte Walz  

https://www.ipg-journal.de/regionen/nordamerika/artikel/mehr-als-die-rettung-der-demokratie-7689/
https://www.ipg-journal.de/regionen/nordamerika/artikel/vanci-vidi-vici-7660/
https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/ich-halte-sie-fuer-vollkommen-ungeeignet-7669/
https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/ich-halte-sie-fuer-vollkommen-ungeeignet-7669/
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im wichtigen Swing State Michigan mit seiner großen arabisch-amerikanischen Bevölkerung 
eher als Personen wie Shapiro in der Lage sein, die Beziehungen zwischen Partei und 
Wählerschaft zu verbessern. Diese hatten unter der Regierung Biden schwer gelitten. 

Pennsylvania, wo Shapiro Gouverneur ist, könnte bei der Wahl im November der Faktor 
sein, der letztlich darüber entscheidet, ob Donald Trump ins Weiße Haus zurückkehrt. 

Freilich gilt für Walz ebenso wie für alle anderen Running Mates: Letztlich sind sie nicht 
außerordentlich wichtig oder gar wahlentscheidend. Die Wählerinnen und Wähler schauen 
vielmehr auf die Spitzenkandidaten. Dennoch gibt es einige Risiken, Walz gegenüber 
Shapiro zu bevorzugen. Der Statistiker Nate Silver argumentierte kürzlich, dass 
Pennsylvania, wo Shapiro Gouverneur ist, der Tipping Point bei der Wahl im November sein 
könnte. Dieser Staat könnte demnach der Faktor werden, der letztlich darüber entscheidet, 
ob Donald Trump ins Weiße Haus zurückkehrt. Biden gewann Pennsylvania bei den Wahlen 
2020 nur knapp, nachdem Trump den Staat 2016 – ebenfalls mit einem winzigen Vorsprung 
– von demokratisch zu republikanisch gewendet hatte. Der Verzicht auf Shapiro, der den 
Gouverneursposten 2022 mit 15 Prozentpunkten Vorsprung eroberte, erhöht den Druck auf 
das Harris-Walz-Duo. Für einen Gesamtsieg scheint es fast unumgänglich, dass sie diesen 
potenziell wichtigsten Staat für sich entscheiden. Darüber hinaus sind die spezifischen 
Vorteile einer Walz-Kandidatur eher unklar. In seinem eigenen Bundesstaat sind die 
Republikaner zwar stärker geworden, aber die Demokraten haben Minnesota seit dem 
Erdrutschsieg von Richard Nixon 1972 nicht mehr verloren. Walz wird also nicht gebraucht, 
um Minnesota für die Demokraten ins Trockene zu bringen. Umgekehrt ist er im 
„republikanischen Bollwerk“ mit den anderen Midwest-Staaten Wisconsin, Michigan und 
auch in Pennsylvania möglicherweise nicht bekannt genug. 

Walz ist für Harris zweifellos eine Verstärkung und eine potenziell mächtige Waffe. 

In jedem Fall werden die Republikaner umgehend beginnen, Walz’ Bilanz als Gouverneur 
zu zerpflücken. So war er 2020 Gouverneur von Minnesota, als George Floyd getötet wurde 
und es daraufhin in Minneapolis zu Ausschreitungen kam. Harris’ Einsatz für eine 
Strafjustizreform und ihre kurzzeitige Sympathie für die Protestbewegung – sie hatte per 
Tweet ihre Unterstützung für einen Kautionsfonds für Demonstranten in Minnesota geäußert 
– bot dem Trump-Lager bereits viel Angriffsfläche. Es gibt noch andere politische 
Entscheidungen, die Walz im Wahlkampf zu schaffen machen könnten. Die Republikaner 
attackieren Harris bereits wegen der Migranten, die die Grenze und die amerikanischen 
Städte vermeintlich „überschwemmen“. Ebenso könnten sie Walz wegen der Ausstellung 
von Führerscheinen für Einwanderer ohne Papiere unter Beschuss nehmen. Eine solche 
Praxis ist in demokratisch geführten Bundesstaaten zwar weit verbreitet, wird anderswo 
aber meist kritisch gesehen. Ebenso kritisieren Trump-Anhänger bereits, dass Walz 
ehemaligen Straftätern das Wahlrecht gewährt hat. Er sei offenbar „besessen davon, die 
gefährlich liberale Agenda Kaliforniens landesweit zu verbreiten“, meint beispielsweise 
Karoline Leavitt, eine Pressesprecherin im Trump-Wahlkampfteam. Im Moment ist die 
Demokratische Partei im Aufwind. Harris legt in den Umfragen zu; die Basis ist begeistert 
von der Walz-Nominierung. Es ist zu erwarten, dass der Parteitag der Demokraten Ende 
August eine Show, ein Fest der Einigkeit und sogar Euphorie werden wird – ähnlich wie es 
der Parteitag der Republikaner im Juli auch schon war. Danach wird, ebenfalls wie bei den 
Republikanern, aber wieder die Realität Einzug halten: Eine hart umkämpfte, unglaublich 
knappe Wahl muss in nur wenigen Monaten entschieden werden. Walz ist für Harris 
zweifellos eine Verstärkung und eine potenziell mächtige Waffe. Walz stärkt Harris in erster 
Linie auf sinnvolle Weise – seine Nominierung zeigt, wo Harris als politische Kandidatin das 
Gefühl hatte, selbst Schwächen zu haben. 

https://www.natesilver.net/p/why-she-should-pick-shapiro
https://www.pennlive.com/news/2024/08/trump-campaign-says-vp-pick-gov-tim-walz-is-dangerously-liberal-extremist.html
https://www.pennlive.com/news/2024/08/trump-campaign-says-vp-pick-gov-tim-walz-is-dangerously-liberal-extremist.html
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© New York Times. 

Aus dem Englischen von Tim Steins 

 
Ross Barkan, New York City 

Ross Barkan ist ein US-amerikanischer Journalist, Kolumnist und Essayist. Er ist 
regelmäßiger Autor des New York Times Magazine und Kolumnist des britischen 
Guardian. 
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10) „Das System war seit langem im Kern instabil“. 
      Südasien-Experte Leo Wigger über den Sturz von Bangladeschs  
      Premierministerin Sheikh Hasina, die Rolle des Militärs und die Reaktion  
      Indiens 

      Die Fragen stellten Alexander Isele und Konstantin Hadži-Vuković. 

 

06.08.2024

 
Angetrieben wurde die Revolution von der GenZ, die das Land demografisch dominiert, 

doch politisch keine Rolle spielt.- picture alliance / Associated Press| Rajib Dhar  

Die Fragen stellten Alexander Isele und Konstantin Hadži-Vuković. 

Bangladeschs Regierungschefin Sheikh Hasina ist nach wochenlangen Protesten 
zurückgetreten und nach Indien ausgereist. Wie ist die Situation im Land? 

Zum einen herrscht ein Gefühl großer Freude vor, in Gesprächen mit Vertretern vor Ort fällt 
vor allem ein Satz, der die vorherrschende Stimmung beschreibt: Ein Sieg des Volkes. Dass 
es trotz der schweren Gewalt durch Sicherheitsorgane in den letzten Wochen gelungen ist, 
sich über alle gesellschaftlichen und politischen Gräben hinweg der Einschüchterung der 
Regierung zu widersetzen, weiter auf die Straße zu gehen und Hasina somit tatsächlich zum 
Rücktritt zu zwingen, das ist ein kollektiver, ja identitätsstiftender Moment. Der wird für viele 
unvergesslich bleiben und könnte eine ganze Generation prägen. Allerdings kam es auch 
am Montag zu schwerer Gewalt mit wohl weit über 100 Toten. Am Morgen vor dem Rücktritt 
kamen noch zahlreiche Demonstranten ums Leben und der Armee gelang es bis 
Montagabend nicht, die Situation nach der Ausreise von Hasina unter Kontrolle zu bringen. 
Aus zahlreichen Landesteilen gab es Berichte über Plünderung, Brandstiftung und 
Selbstjustiz. Im Fadenkreuz: Vertreter der abgesetzten Awami-Liga, aber auch Angehörige 
von Minderheiten, insbesondere Hindus. Zum Gesamtbild gehören aber auch die Bilder von 
muslimischen Nachbarschaftswachen, die Hindu-Tempel beschützen und sich gegen eine 
extremistische Vereinnahmung der Revolution zur Wehr setzen. 

Sheikh Hasina regierte Bangladesch seit 2009. Warum kam es gerade jetzt zu den 
Studentenprotesten gegen sie? 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/alexander-isele/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/konstantin-hadzi-vukovic/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/alexander-isele/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/konstantin-hadzi-vukovic/
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Die Proteste gegen die Wiedereinführung einer Quotenregelung, die den Zugang zu Jobs 
im öffentlichen Dienst regelt, und 30 Prozent der neuen Jobs für die wenigen Nachkommen 
der „Freiheitskämpfer“ der Unabhängigkeit von 1971 reservierte, tobten seit Wochen. Die 
Quote steht für viele Bangladeschis exemplarisch für die Klüngelwirtschaft einer kleinen 
Elite. Die Bewegung war dennoch anfangs keinesfalls gegen das System an sich gerichtet. 
Dass sie sich zu einem breiten Volksaufstand gegen das System ausweitete, hatte mehrere 
strukturelle Gründe. Die Awami-Liga und Sheikh Hasina, die lange eigentlich deutlich 
beliebter war als ihre Partei, hatten über die letzten Jahre bereits stark an gesellschaftlichem 
Rückhalt verloren. Rapide steigende Lebenshaltungskosten machen weiten Teilen der 
Bevölkerung bereits seit der Pandemie zu schaffen. Dazu leidet die sehr junge Bevölkerung 
– das Durchschnittsalter liegt bei 27 Jahren – an einer massiven Jobkrise und einem starren 
politischen System.  

Die Awami-Liga hatte die letzten Wahlen Anfang des Jahres nur durch massive Repression 
gewinnen können. 

Politisch hatte die Awami-Liga die letzten Wahlen Anfang des Jahres nur durch massive 
Repression gewinnen können. Die wichtigsten Oppositionsparteien waren von einem fairen 
Wahlprozess ausgeschlossen. Das System war also schon seit langem im Kern instabil. Die 
Regierung ging nun mit massiver Gewalt gegen die Proteste vor, die auch aus 
Gesellschaftsschichten kamen, die die Awami-Liga bisher als das kleinere Übel in einem 
gewaltvollen und polarisierten politischen System ansahen. Eine Fehleinschätzung. Jede 
Repressionswelle führte zu einem Anstieg des Zorns in der Bevölkerung, es setzte sich eine 
Eskalationsspirale in Gang, die die Regierung nicht mehr in den Griff bekam. Statt der Quote 
gab es nur noch eine Forderung: Die Absetzung von Sheikh Hasina. Angetrieben wurden 
die Proteste von der GenZ, die das Land demografisch dominiert, doch politisch bisher keine 
Rolle spielte. Nur wenige Amtsträger der Awami-Liga waren unter 40. 

Der Rücktritt von Hasina wurde von General Waqar-uz-Zaman verkündet, der die 
Bürgerinnen und Bürger aufforderte, die Gewalt zu beenden. Welche Rolle spielte das 
Militär beim Rücktritt? 

Dem Militär kommt, wie auch bei früheren Machtwechseln in Bangladesch, eine 
Schlüsselrolle zu. Zuletzt hatte das Militär 2007 politisch eingegriffen und eine 
Übergangsregierung installiert. Sheikh Hasina war es in ihrer zweiten Amtszeit ab 2009 
größtenteils gelungen, das Militär als politischen Faktor auszuschalten, indem sie zahlreiche 
Loyalisten auf höhere Posten berief. Auch uz-Zaman hat über seine Frau familiäre 
Verbindungen zu Hasina. Dennoch unterscheidet sich die Rolle des Militärs von anderen 
Sicherheitsorganen des Staates. Im Gegensatz zu Polizei und Grenzschutz hielt sich das 
Militär bei den Gewaltexzessen gegen Protestierende lange zurück, auch nach einem 
Schießbefehl der Regierung zur Durchsetzung der Ausgangssperre durch Hasina. Die 
Institution des Militärs gilt daher – anders als insbesondere die Polizei – als weniger 
kompromittiert.  

Im Gegensatz zu Polizei und Grenzschutz hielt sich das Militär bei den Gewaltexzessen 
gegen Protestierende lange zurück. 

Als sich am Sonntag und Montagmorgen abzeichnete, dass sich trotz Ausgangssperre eine 
große Anzahl Menschen einem Marsch auf Dhaka anschließen würde, stand die 
Militärführung vor der Wahl, den Protest auf Befehl der Regierung mit einer weiteren 
Gewalteskalation niederzuschlagen oder aber Hasina gegen ihren Willen zu evakuieren. 
Die Militärführung entschied sich für Letzteres und konnte so ein weiteres Blutbad sowie 
eine mögliche gewaltsame Erstürmung des Wohnsitzes von Hasina verhindern. Nachdem  
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Hasina das Land per Militärhubschrauber verlassen hatte, war die Regierung im Kern 
zusammengebrochen. Demonstranten erstürmten ohne nennenswerte Gegenwehr den 
Wohnsitz von Hasina und das Parlament. 

Justizminister Anisul Huq nennt die Lage im Land „explosiv“. Wie kann ein politischer 
Übergang gelingen? 

Die alte Ordnung ist zusammengebrochen, eine Neue hat sich zur Stunde noch nicht 
herausgebildet. Das Militär zeigt sich bisher bei der Durchsetzung des Gewaltmonopols 
überfordert. Dabei wäre es nun wichtig, die Straße nicht organisierten Gewaltakteuren zu 
überlassen und insbesondere auch Vergeltungsexzesse gegen Vertreter der 
Regierungspartei zu unterbinden. Gleichzeitig muss ein ernsthafter juristischer Prozess der 
Aufarbeitung der Gewalt in die Wege geleitet werden, wie es uz-Zaman bereits angekündigt 
hat.  

Um die Vorherrschaft über das Erbe der Revolution ringen nun mehrere Machtzentren – 
allen voran die Studentenvertreter, ohne deren Beteiligung eine Übergangsregierung nur 
wenig politisches Kapital besäße, was wiederum zu neuerlichen Protesten führen dürfte. 
Die Studentenvertreter gaben bereits bekannt, dass sie den Friedensnobelpreisträger 
Muhammad Yunus als Chefberater ihrer geplanten Übergangsregierung gewinnen konnten. 
Weitere Namen sind noch nicht bestätigt, geplante Ankündigungen wurden mehrmals 
verschoben. 

Welche weiteren Machzentren gibt es?  

Dazu kommt die größte Oppositionspartei BNP, eine Mitte-rechts-Partei, die sich in der 
Geschichte von Bangladesch mehrmals mit der Awami-Liga an der Macht abwechselte, 
jedoch als kaum weniger korrupt gilt. Auch der BNP wurden zu ihrer Amtszeit schwere 
Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen. Die Grande Dame der Partei und langjährige 
Rivalin von Sheikh Hasina, die schwer kranke ehemalige Ministerpräsidentin Khaleda Zia, 
wurde bereits aus dem Gefängnis entlassen.  

Die islamistische Jamaat möchte ebenfalls eine Rolle spielen. Sie verfügt über einen 
hocheffizienten Parteiapparat und eine große Zahl an protesterfahrenen Unterstützern und 
spielte eine wichtige Rolle bei der Überwindung der Ausgangssperre, dürfte aber dennoch 
eher überschaubaren Rückhalt in der Gesamtbevölkerung genießen. Die Regierung von 
Sheikh Hasina hatte die Jamaat erst kürzlich verboten.  

Auch Vertreter der Awami-Liga und Loyalisten der alten Regierung im Militär ringen um 
Einfluss. Am Dienstag distanzierten sich in der Tageszeitung Prothom Alo bereits mehrere 
hochrangige Vertreter der Awami-Liga von Hasina. Die Armeeführung lud unmittelbar nach 
der Flucht Hasinas Vertreter von BNP, Jamaat sowie den progressiven Politiker Jonayed 
Saki zu Konsultationen ein. 

Wie wird im wichtigsten Nachbarland Indien auf den Sturz der Regierung reagiert? 

Delhi dürfte versuchen, Sicherheitsgarantien von den neuen Machthabern in Dhaka zu 
erhalten und politisch seinen Einfluss spielen zu lassen. Das Land gehört zu den engsten 
Unterstützern der Awami-Liga und hielt bisher eine schützende Hand über Hasina. Indien 
verfolgt eigene Sicherheitsinteressen in Bangladesch. Das Land ist für die 
Sicherheitsarchitektur der sogenannten Seven Sister States im Nordosten Indiens, für die 
Absicherung der Himalaya-Grenze zu China sowie für die maritime Sicherheit im Golf von  
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Bengalen von großer geopolitischer Bedeutung für Delhi. Indien fürchtet nun einen 
Einflussgewinn Pakistans und Chinas sowie eine mögliche Machtübernahme der 
islamistischen Jamaat. Auch die BNP ist in Delhi verhasst, ihr wird die Unterstützung von 
Separatisten in den Seven Sister States vorgeworfen. Der eskalierende Bürgerkrieg im 
benachbarten Myanmar verschärft die Sicherheitsbedenken in Delhi, genauso wie Berichte 
über Gewalt gegen Hindus in Bangladesch. Hindunationalistische Medien fordern bereits 
eine militärische Intervention. Doch angesichts der grassierenden anti-indischen Stimmung 
in Bangladesch wäre das nicht nur ein Bruch der Souveränität des Nachbarlandes, sondern 
auch ein Desaster mit Ansage.  

 
Leo Wigger, Berlin 

Leo Wigger ist Associate Partner beim deutschen Thinktank Candid Foundation. Für das 
Magazin zenith schreibt er vor allem zum Thema Globale Geopolitik, Eurasien und 
Südasien. 
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11) Amerikas Geschlechterkampf. 
      Frauen wählen eher links, Männer rechts – doch so einfach ist es nicht.  
      Was Geschlechterrollen über die Parteipräferenz aussagen 
      
      Von Derek Thompson 

06.08.2024

 
Ein geschlossenes Bild ergibt der Blick auf die Geschlechter nicht. Schließlich stimmen 
Millionen Frauen für Donald Trump.- picture alliance / AP| Aaron Doster  

Die Vereinigten Staaten sind auf mehreren Ebenen politisch gespalten – unter anderem 
ethnisch, geografisch und bezüglich des Bildungsgrads. Vor den Wahlen im November, bei 
denen das Wahlvolk sich wie 2016 zwischen einer Demokratin und einem Republikaner zu 
entscheiden hat, dürfte die deutlichste Trennlinie das Geschlecht sein. Allerdings herrscht 
in Studien, Meinungsumfragen und der politischen Fachwelt Uneinigkeit in der Frage, wie 
weit Männer und Frauen auseinanderliegen und was diese Zweiteilung für die 
amerikanische Politik tatsächlich bedeutet. Der Geschlechterkampf ist viel komplexer, als 
es zunächst scheinen mag. 

Dass Männer und Frauen in Amerika in vielerlei Hinsicht auseinanderdriften, ist Fakt. 
Nachdem sie in den vergangenen 50 Jahren zum Beispiel in der Abtreibungsfrage 
erstaunlich ähnliche Ansichten vertreten hatten, stieg in den vergangenen zehn Jahren die 
Zahl der Frauen, die für das Recht auf Abtreibung sind, sprunghaft an. 1995 war der Anteil 
derer, die sich für das Recht auf Abtreibung aussprachen, bei den Frauen nur ein 
Prozentpunkt größer als bei den Männern. Heute ist der Anteil der Frauen, die das Recht 
auf Abtreibung befürworten, 14 Prozentpunkte größer als bei den Männern – das ist der 
höchste jemals verzeichnete Wert. 

1999 war in der Altersgruppe der 18- bis 29-jährigen Frauen der Anteil derer, die sich als 
„sehr liberal“ bezeichneten, fünf Prozentpunkte größer als bei den Männern. 2023 betrug 
der Unterschied bereits 15 Prozent. Während junge Frauen sich tendenziell eindeutig nach 
links bewegen, deutet einiges darauf hin, dass junge Männer nach rechts driften. Von 2017 
bis 2024 hat sich der Anteil der unter 30-jährigen Männer, die der Meinung sind, die USA 
seien bei der Geschlechtergleichstellung „zu weit gegangen“, mehr als verdoppelt. Dies 
ergeben die Daten von Daniel Cox, Senior Fellow am marktliberalen Thinktank American 
Enterprise Institute. Nach den Daten von Gallup tendieren junge Männer heute mehr als je 
zuvor in diesem Jahrhundert zu den Republikanern. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/derek-thompson/
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So weit scheint die Sache ziemlich simpel zu sein: Männer – insbesondere junge Männer – 
drängen vehement nach rechts, während Frauen – insbesondere junge Frauen – langsam 
nach links tendieren. Doch so einfach ist es leider nicht. Wie meine Kollegin Rose Horowitch 
schrieb, bewegen sich die politischen Einstellungen von Männern und Frauen gar nicht so 
rasant auseinander. An den Wahlurnen ist der Gender-Gap seit Langem mehr oder weniger 
unverändert. Männer ziehen seit Jahrzehnten republikanische Kandidaten vor, Frauen 
neigen seit Jahrzehnten tendenziell den Demokraten zu. Nach einer Auswertung der 
Wählerdaten für 2024, so Horowitch, sei Catalist – ein progressives Unternehmen, das 
Wahlmodelle entwickelt – zu dem Ergebnis gekommen, „dass die geschlechtsspezifischen 
Unterschiede bei den letzten Wahlen für alle Altersgruppen in etwa gleich groß waren“. 

Ein Erklärungsversuch für diese scheinbaren Widersprüche lautet, dass die 
besorgniserregenden Umfragen die Zukunft vorwegnehmen und wir im November einen 
neuen Höchststand der Geschlechterpolarisierung erleben werden, wenn nämlich Frauen 
überwiegend für Kamala Harris und Männer mit überwältigender Mehrheit für Donald Trump 
stimmen werden. Eine andere Möglichkeit ist, dass die Umfragen etwas irreführend seien 
und die Geschlechterpolarisierung ihren Höhepunkt bereits überschritten habe. Wenn dies 
zuträfe, wäre das Ganze viel Lärm um nichts. Am interessantesten ist jedoch eine dritte 
Möglichkeit. Der Politikwissenschaftler John Sides von der Vanderbilt University hält den 
Gender-Gap für durchaus real, er ist aber der Meinung, dass er eben nicht das sei, was 
viele Leute sich darunter vorstellen. „Die parteipolitische Polarisierung“, so Sides, „beruht 
mehr auf geschlechtsspezifischen Einstellungen als auf dem Geschlechterunterschied 
selbst.“ 

Die Spaltung zwischen den politischen Parteien basiert mehr auf deren Ansichten über die 
Geschlechter als auf dem Geschlechterunterschied selbst. 

Wem das ein wenig zu akademisch klingt, versuche es mit einem Gedankenexperiment, um 
das Ganze zu veranschaulichen. Stellen Sie sich vor, Sie stehen vor einer Mauer. Auf der 
anderen Seite der Mauer befinden sich 100 amerikanische Wählerinnen und Wähler, die 
Sie nicht sehen können. Sie sollen möglichst genau erraten, wie viele der Menschen auf der 
anderen Seite der Mauer Republikaner sind. Dabei dürfen Sie nur eine der beiden folgenden 
Fragen stellen: „Sind Sie ein Mann?“ Oder: „Sind Sie der Meinung, dass Männer heutzutage 
in Amerika stark diskriminiert werden?“ Bei der ersten Frage geht es um das Geschlecht, 
bei der zweiten um geschlechtsspezifische Einstellungen – also darum, wie die Gesellschaft 
mit Männern und Frauen umgeht. Laut Sides ermöglicht die zweite Frage eine viel 
zutreffendere Einschätzung bezüglich der Parteizugehörigkeit als die erste. Die Parteien 
böten nämlich unter Geschlechtergesichtspunkten keineswegs ein geschlossenes Bild, 
meint Sides. Schließlich werden dieses Jahr Millionen Frauen für Trump stimmen. Was die 
Parteien hingegen deutlich voneinander trenne, seien ihre kulturellen Einstellungen zu den 
Geschlechterrollen und zu der Frage, wie es sich anfühlt, in Amerika ein Mann oder eine 
Frau zu sein. 

Die Umfragewerte bestätigen diese Aussage. In der VOTER-Erhebung (Views of the 
Electorate Research) vom März 2024 bezeichneten 39 Prozent der Männer sich als 
Republikaner; bei den Frauen waren es 33 Prozent – ein Unterschied von sechs 
Prozentpunkten. Doch als in der VOTER-Erhebung die Teilnehmenden gefragt wurden, wie 
die Gesellschaft mit Männern und Frauen umgehe beziehungsweise umgehen sollte, war 
der Gender-Gap auf einmal sehr viel größer. 61 Prozent der Demokraten gaben an, Frauen 
würden „stark“ oder „sehr stark“ diskriminiert. Bei den Republikanern waren nur 19 Prozent 
dieser Meinung. In diesem Fall war die Diskrepanz bei der Einstellung zum 
Geschlechterunterschied mehr als sechsmal so groß wie der gemeinhin breiter diskutierte  

https://www.theatlantic.com/politics/archive/2024/03/gen-z-gender-divide-2024-election/677723/?utm_source=feed
https://www.theatlantic.com/politics/archive/2024/03/gen-z-gender-divide-2024-election/677723/?utm_source=feed
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Gender-Gap. Für John Sides liegt die Schlussfolgerung auf der Hand: Die Spaltung 
zwischen den politischen Parteien basiert mehr auf deren Ansichten über die Geschlechter 
als auf dem Geschlechterunterschied selbst. Der springende Punkt ist nicht: „Männer sind 
vom Mars, Frauen von der Venus.“ Sondern: „Republikanische Männer und Frauen sind 
vom Mars, demokratische Männer und Frauen von der Venus.“ 

Die amerikanischen Parteien senden hochgradig geschlechtsspezifische Botschaften aus, 
und die Nachrichtenmedien verstärken den Eindruck, die Parteien würden für männliche 
und weibliche Archetypen stehen. „Das ist die ‚Boys versus Girls‘-Wahl“, schrieben Mike 
Allen und Jim VandeHei in Axios bereits, als Kamala Harris noch gar nicht die 
voraussichtliche Kandidatin der Demokraten war. In dem Artikel werden Trump-Berater 
zitiert, für die der Parteitag der Republikaner eine Gelegenheit gewesen sei, die Grand Old 
Party als „Testosteron-Partei“ zu vermarkten, die „Donald Trumps brusttrommelnden 
Macho-Appeal gegen einen Joe Biden auffährt, der softer ist und sich vor allem um 
reproduktive Rechte und allumfassende Gender-Inklusivität kümmert“. 

Der politische Sprachgebrauch ist heute dermaßen geschlechtsspezifisch kodiert, dass sich 
bestimmte Zitate blind den einzelnen Parteien zuordnen lassen. Wenn sich ein Politiker 
darüber beschwert, die gegnerische Partei werde „von lauter kinderlosen Katzenladys“ 
dominiert, kann es sich nur um die Aussage eines Republikaners handeln – in diesem Fall 
um J. D. Vance vor ein paar Jahren in einem Interview mit Tucker Carlson. Beschuldigt ein 
Politiker die gegnerische Partei als „Verein Frauen hassender He-Man-Gestalten“, spricht 
ganz offensichtlich ein Demokrat – in diesem Fall der Gouverneur von Minnesota, Tim Walz, 
in seiner Charakterisierung des Republikaner-Duos Trump/Vance und ihres Parteitags. 

Doch es gibt einen Unterschied zwischen einer ausgeprägten Geschlechterrhetorik und 
einer kohärenten Vision von Weiblichkeit oder Männlichkeit. Die Republikaner haben 
mehrere Visionen von Männlichkeit auf Lager, die ungeschickt miteinander vermischt 
werden. Trump ist ein dreimal verheirateter Schwerenöter, der das effekthascherische 
Auftreten eines Profi-Wrestlers mit der Wut eines Menschen kombiniert, der beleidigt ist, 
weil er an der Tür eines Country-Clubs abgewiesen wurde. Das Resultat ist eine explosive 
Mischung aus aufgesetztem Macho-Getöse und tiefsitzenden Ressentiments gegen die 
Elite. Ein passender Begriff für diese Mixtur wäre „Alphatier-Opfer-Männlichkeit“. 

Frauen machen die Mehrheit der Wählerschaft aus und überstimmen die Männer bei jeder 
Wahl millionenfach. 

Erschwerend kommt hinzu, dass Trump zum dritten Mal hintereinander mit einem Vize-
Kandidaten antritt, der stramm christlich ist und eine ausgesprochen konservative und 
traditionelle Vorstellung vom Verhältnis der Geschlechter vertritt. Als Trump seine 
Promiskuität protzend zur Schau stellte, gab sein Vizepräsident Mike Pence sich 
demonstrativ züchtig. Während Trumps Umgang mit Frauen ihm eine Verurteilung als 
Straftäter einbrachte, weigerte sich Pence, mit einer anderen Frau als seiner Ehefrau alleine 
zu speisen. Und im Gegensatz zu Trump, der zweimal geschieden ist, stellt sein neuer Vize-
Kandidat Vance die Institution der Scheidung grundsätzlich infrage. 2021 bezeichnete 
Vance die Möglichkeit, Ehen schnell wieder zu lösen, als „einen der großen Streiche, die 
die sexuelle Revolution der amerikanischen Bevölkerung gespielt hat“, und übte harsche 
Kritik an der Idee, „die Leute sollten den Ehepartner leichter wechseln können als ihre 
Unterwäsche“. 

 

 

https://www.axios.com/2024/07/13/gender-gap-ufc-abortion-2024-election
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Die Grand Old Party mag geschlechterpolitisch in der Anstands- und Scheidungsfrage 
uneins sein, aber es gibt einen Kitt, der die Partei zusammenhält: die nostalgische 
Sehnsucht nach sozialen Dominanzhierarchien und das Opponieren gegen die 
kosmopolitischen Sitten und Gebräuche der Linken. Der Historiker Gary Gerstle von der 
Universität Cambridge hat dargelegt, dass die aus der Neuen Linken der 1960er und 1970er 
Jahre hervorgegangene progressive Bewegung sich einer Kulturpolitik verschrieben habe, 
die „sich von Traditionen, Ererbtem und festgeschriebenen gesellschaftlichen Rollen befreit 
hat“ und die „die Vorstellung ablehnt, dass die patriarchalische, heterosexuelle Familie 
zelebriert werden sollte“. Das Zauberwort der progressiven Geschlechterpolitik lautet nicht 
„Tradition“, sondern „Befreiung“ – verstanden als radikaler Bruch mit dem Zwang der 
Geschichte. Tradition (für die Konservativen ein Schutzwall) ist für die Progressiven eine 
Zwangsjacke. 

Frauen machen die Mehrheit der Wählerschaft aus und überstimmen die Männer bei jeder 
Wahl millionenfach. Daher könnte es für die Demokraten strategisch klug sein, sich eine 
politische Sprache und ein politisches Programm zuzulegen, die besonders das weibliche 
Wahlvolk ansprechen. „Das Problem ist, dass auch Männer wählen“, meint allerdings 
Richard Reeves, Autor des Buchs Of Boys and Men. Die Linke ist inzwischen geschickter 
darin, toxische Männlichkeit mit Scham zu belegen, als mit einer positiv besetzten 
Männlichkeit aufzuwarten, die sich vom Weiblichen deutlich abhebt. Wer diesen Satz liest 
und progressiv eingestellt ist, wird vielleicht mit den Augen rollen bei dem Gedanken, jede 
linke politische Bewegung habe die Aufgabe, die Männer emotional zu hätscheln. Doch falls 
im November ein massiver Rechtsruck unter den jungen männlichen Wählern Trump zum 
Sieg verhelfen sollte, würden die Demokraten sich wohl oder übel eine neue Botschaft 
ausdenken müssen, um die Abwanderung der jungen Männer zu stoppen. 

„Die Demokratische Partei hat sich offenbar bewusst dafür entschieden, jungen Männern 
keine politische Priorität einzuräumen“, meint Daniel Cox. Umgekehrt mache „die Grand Old 
Party sich unter Trump anscheinend keine Gedanken darüber, ob sie junge Frauen 
womöglich verprellen könnte“. Selbst wenn die amerikanische Politik 2024 zum 
Geschlechterkampf geraten sollte, muss dies deswegen noch lange kein Genderkonflikt 
sein. Hoffen wir, dass es dazu nie kommen wird. Worum es aber geht, ist ein Grundkonflikt 
zwischen den Parteien in der Frage, welche Rolle das Geschlecht spiele, was Geschlecht 
bedeute und wie Geschlecht zu definieren sei – und das ist, offen gesagt, schon seltsam 
genug. 

© The Atlantic Online 

Aus dem Englischen von Christine Hardung 
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12) Mehr als die Rettung der Demokratie. 
      Es reicht nicht, vor Trump zu warnen. Um zu siegen, braucht Kamala Harris    
      eine politische Agenda, die auf die realen Sorgen der Amerikaner eingeht 
 

      Von Michael J. Sandel 

02.08.2024

 
Einmal saubermachen bitte! Die US-Demokratie benötigt dringend einen neuen Anstrich, der auf 

das verloren gegangene Vertrauen der Wählerinnen und Wähler eingeht.-.picture alliance / abaca  
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Kamala Harris muss in kurzer Zeit viel schaffen: Ein Team zusammenstellen, einen Vize-
Kandidaten aussuchen und sich dem Land vorstellen. Doch ihre wichtigste Aufgabe ist eine 
andere: Sie muss sich darüber klar werden, worum es bei dieser Wahl geht. 

Die Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und reproduktive Freiheit vor weiteren vier Jahren 
Trump zu bewahren – das hat Kamala Harris in der vergangenen Woche als zentrale 
Wahlkampfthemen ausgegeben. Als glühende Verfechterin des Rechts auf Abtreibung und 
ehemalige Staatsanwältin bringt sie ideale Voraussetzungen mit, um diese Anliegen zum 
Kernthema ihrer Kampagne zu machen. Genüsslich erinnert sie die Wählerinnen und 
Wähler daran, dass Trump ein verurteilter Straftäter ist. „Ich habe es mit Tätern aller Art 
aufgenommen“, erklärte bei ihrer ersten Wahlkampfkundgebung. „Glauben Sie mir: Mit 
Typen wie Donald Trump kenne ich mich aus.“ 

Doch es reicht nicht, Donald Trump Paroli zu bieten und sich für reproduktive Rechte 
einzusetzen. Um zu gewinnen, muss Kamala Harris den berechtigten Unmut in der 
Bevölkerung adressieren, den Trump ausschlachtet: das Gefühl vieler Amerikaner 
(insbesondere bei denen ohne Hochschulabschluss), dass ihre Stimme nicht gehört, ihre 
Arbeit nicht gewürdigt wird und dass die Eliten sie verachten. Sie braucht eine Botschaft, 
die eine neue Verbindung herstellt zwischen den Demokraten und den Wählern aus der 
Arbeiterschicht, welche die Partei in den vergangenen Jahrzehnten vergrault hat. Diese 
Botschaft zu transportieren, wird ihr als ehemaliger Senatorin für Kalifornien vielleicht nicht 
ganz leichtfallen, zumal Donald Trump sie bereits als „linksradikale Verrückte“ abgestempelt 
hat. Doch wenn sie mit einem progressiven Politikentwurf aufwarten will, mit dem sie der 
Make America Great Again-Bewegung für die Zukunft das Wasser abgraben kann, muss 
sie es versuchen, denn es könnte im November über Sieg oder Niederlage entscheiden. 

Wenn die Demokraten die Wut und die Polarisierung in den USA thematisieren wollen, 
müssen sie sich als Erstes bewusst machen, was uns in diese instabile historische Situation 
gebracht hat: Rund 85 Prozent der Amerikaner sind der Meinung, dass es ihrer politischen 
Führung egal ist, was sie denken, und dass sie die Dynamiken, die ihr Leben bestimmen, 
nicht nennenswert mitgestalten können. Auf diesem Gefühl der Entmachtung bauen die 
beiden republikanischen Wahlkampfthemen auf, die am meisten ziehen: Inflation und 
Einwanderung. Wenn Harris weiterhin immer die gleichen ökonomischen Fakten aufsagt 
und die Befindlichkeiten der meisten Wählerinnen und Wähler nicht zur Kenntnis nimmt, 
wird sie gegen die unzufriedene Stimmung nichts ausrichten können, die der Grund ist, 
warum sie in den Umfragen hinter Trump zurückliegt. 

Niedrige Arbeitslosenzahlen, stabile Beschäftigungszuwächse, steigende Löhne – 
wirtschaftlich waren die Biden-Jahre nach den üblichen Maßstäben ein Erfolg. Trotzdem 
spielt für die Wählerschaft die Inflation eine so große Rolle, dass die meisten von der 
Wirtschaftspolitik des Präsidenten nicht viel halten. Viele Wählerinnen und Wähler erleben 
die Teuerung als Angriff auf ihre Handlungsmacht, der ihnen tagtäglich die eigene 
Machtlosigkeit vor Augen führt: Ich kann noch so hart arbeiten und noch so viel verdienen 
– ich komme nicht voran oder kann nicht einmal das Niveau halten. 

Mit vereinten Kräften haben beide Parteien die Wall Street dereguliert. 

Warum war der Anstieg der illegalen Grenzübertritte auch für Wähler, die weit von der 
Südgrenze der USA entfernt leben, so beunruhigend? Das lag nicht daran, dass sie Trumps 
ausschweifender Demagogie von einwandernden Kriminellen, Vergewaltigern und 
Psychiatriepatienten Glauben schenken würden, sondern weil sie der Meinung sind, dass  
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ein Land, dass es nicht schafft, seine Grenzen zu kontrollieren, auch nicht imstande sei, 
seine Geschicke zu lenken – und dass es Fremde besser behandle als manchen eigenen 
Bürger. 

Sich ein neues wirtschaftspolitisches Konzept überlegen und den Bürger- und 
Gemeinschaftssinn neu beleben – das sind dem Anschein nach vielleicht zwei 
unterschiedliche Dinge. Beim Ersteren geht es um Inflation, Steuersätze und Handelspolitik, 
beim Zweiteren um Identität, Zusammengehörigkeit und gegenseitigen Respekt. Beide sind 
jedoch Teil ein und desselben politischen Projekts. Wie die Wirtschaft geregelt wird, 
entscheidet nicht nur über die Einkommens- und Wohlstandsverteilung, sondern auch 
darüber, wer welche gesellschaftliche Anerkennung und Wertschätzung erfährt. 

Um das verlorene Wählervertrauen zurückzugewinnen, müssen die Demokraten 
eingestehen, dass das neoliberale Globalisierungsprojekt, das sie und der republikanische 
Mainstream jahrzehntelang betrieben haben, „denen da oben“ riesige Gewinne beschert, 
der Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung jedoch Arbeitsplatzverlust und stagnierende 
Löhne gebracht hat. Die Gewinner nutzten den Geldsegen, um sich Einfluss auf höheren 
Entscheidungsebenen zu kaufen. Und der Staat versuchte nicht einmal mehr, der 
Konzentration wirtschaftlicher Macht Einhalt zu gebieten. Mit vereinten Kräften haben beide 
Parteien die Wall Street dereguliert. Als 2008 die Finanzkrise das System an den Rand des 
Abgrunds brachte, gaben sie Milliardenbeträge für die Rettung von Banken aus, während 
die normalen Eigenheimbesitzer alleine zusehen mussten, wie sie zurechtkommen. 

2016 hatten 40 Jahre neoliberale Regierungspolitik eine Einkommens- und 
Vermögensungleichheit verursacht, wie es sie seit den 1920er Jahren nicht gegeben hatte. 
Die Gewerkschaften waren auf dem absteigenden Ast. Die Arbeitnehmer bekamen von den 
Profiten, die sie erwirtschafteten, immer weniger ab. Und das Finanzkapital beanspruchte 
einen immer größeren Anteil der Volkswirtschaft für sich. Aber das Geld floss eher in 
spekulative Anlagen (etwa in risikoreiche Derivate) als in realwirtschaftliches 
Produktivvermögen (Fabriken, Wohnraum, Straßen, Schulen). 

Statt sich mit dem von ihnen angerichteten Schaden auseinanderzusetzen, empfahlen 
beide Parteien der arbeitenden Bevölkerung, sie solle sich durch den Erwerb von 
Hochschuldiplomen selbst optimieren. Die Politiker erklärten: „Wie viel ihr verdient, richtet 
sich danach, was ihr lernt; wer es versucht, kann es schaffen.“ Den Eliten fiel gar nicht auf, 
dass ihr Ratschlag eine unausgesprochene Beleidigung enthielt: Wer in der New Economy 
am Hungertuch nagt, ist selber schuld. Diese unangenehme Mischung aus ökonomischer 
Schädigung, Diplomgläubigkeit und Herablassung war einer der Faktoren, die Donald 
Trump zum Präsidenten machten. 

Wirtschaftspolitisch hat Trump für die arbeitenden Menschen, die ihn unterstützen, wenig 
bewirkt. 

Wirtschaftspolitisch hat Trump für die arbeitenden Menschen, die ihn unterstützen, wenig 
bewirkt. Er versuchte (vergeblich), das Krankenversicherungssystem abzuschaffen, auf das 
viele von ihnen angewiesen waren. Er beschloss eine Steuersenkung, von der 
hauptsächlich Konzerne und Vermögende profitierten. Doch seine feindselige Haltung 
gegenüber den Eliten und ihrem Globalisierungsprojekt kam weiterhin gut an. 2020 besiegte 
Joe Biden ihn zwar, aber die Wählerinnen und Wähler ohne Hochschulbildung hielten 
weiterhin zu Donald Trump. 

Der altgediente Mainstream-Demokrat Joe Biden war nie ein Radikaler. J. D. Vance 
erinnerte zuletzt in seiner Rede auf dem Parteitag der Republikaner daran, dass Biden für  
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das Nordamerikanische Freihandelsabkommen NAFTA, für Chinas Aufnahme in die 
Welthandelsorganisation (WTO) und für den Irakkrieg gestimmt hat. (Dass die meisten 
Republikaner all dem genauso zugestimmt haben, vergaß Vance zu erwähnen; NAFTA und 
die Normalisierung der Handelsbeziehungen mit China fand bei den Republikanern mehr 
Zustimmung als bei den Demokraten, und die gedanklichen Urheber und Anführer des Irak-
Debakels waren Präsident George W. Bush, Dick Cheney und Donald Rumsfeld.) Als 
Präsident rückte Joe Biden allerdings ungeachtet seiner langen Karriere als Mann der Mitte 
von der Politik ab, die den populistischen Backlash ausgelöst und Trump groß gemacht 
hatte. Mit seinen ambitionierten öffentlichen Investitionen in Infrastruktur, verarbeitende 
Industrie, Beschäftigung und erneuerbare Energien reaktivierte Biden die Rolle des starken 
Staates, an die man sich aus den Zeiten des New Deal erinnert. In die gleiche Richtung 
gingen sein Einsatz für Tarifverhandlungen und die Wiederbelebung des Kartellrechts. 
Dadurch wurde er zu einem der Präsidenten der neueren Zeit, die am meisten bewirken 
konnten. 

Trotzdem blieb er unbeliebt. Biden und seine Mannschaft hielten das Timing für das 
Problem: Bis aus öffentlichen Investitionen Arbeitsplätze und greifbare Nutzeffekte werden, 
braucht es eben Zeit. Doch das eigentliche Problem lag tiefer. Joe Biden hat nie eine 
grundsätzliche Regierungsvision angeboten und nie erklärt, wie und warum die von ihm 
betriebene Politik in der Summe ein neues demokratisches Projekt ergibt. Franklin 
Roosevelt hatte erkannt, dass man das große Ganze in den Vordergrund stellen muss. Er 
konnte der amerikanischen Bevölkerung überzeugend vermitteln, dass die von ihm 
geschaffenen Einflussmöglichkeiten und seine Politik ihr die Chance gab, die Macht der 
Konzerne zu kontrollieren. Eine solche oder ähnliche Geschichte hat Joe Biden nicht 
aufgeboten. 

Als er den Bruch mit dem Zeitalter der neoliberalen Globalisierung vollzog und dafür sorgte, 
dass der Staat sich seine marktregulierende Rolle im Interesse des Gemeinwohls 
zurückerobert, tat er dies ohne großes Tamtam und lieferte keine Erklärungen. Er gestand 
nicht ein, dass seine eigene Partei die Politik, die den Graben zwischen Gewinnern und 
Verlieren vertieft hatte, mit zu verantworten hat. Vielleicht ließ er sich stärker von politischem 
Instinkt als von einer inhaltlichen Vision leiten. Vielleicht wollte er auch seine Abkehr von 
der marktfreundlichen Philosophie des Präsidenten, in dessen Dienst er gestanden hatte, 
nicht zu offensichtlich werden lassen. 

Joe Biden hat nie eine grundsätzliche Regierungsvision angeboten. 

Sein American Rescue Plan, das Gesetz für Infrastruktur-Investitionen und Arbeitsplätze, 
sein Förderprogramm für die Halbleiterforschung und -fertigung (CHIPS and Science Act), 
das Investitionspaket zur Inflationsbekämpfung (Inflation Reduction Act) – all das war 
politisch beeindruckend, aber es fehlte die politische Leitidee. Gesetzgeberisch war seine 
Präsidentschaft ein Triumph, aber er konnte die Massen nicht begeistern. Das machte ihn 
zum schwachen Gegner für Donald Trump, der politisch zwar nicht sonderlich erfolgreich 
war, aber mit seiner Make America Great Again-Bewegung den zu unserer Gegenwart 
gehörenden Nerv der Empörung traf. 

Doch was bedeutet all das für den Wahlkampf von Kamala Harris? Um Donald Trump zu 
besiegen, muss sie die Kluft zwischen Gewinnern und Verlierern, die das Land polarisiert, 
ernst nehmen und den Unmut der arbeitenden Menschen zur Kenntnis nehmen, die das 
Gefühl haben, für ihre Arbeit keinen Respekt zu bekommen, von den Eliten von oben herab 
behandelt zu werden und wenig Einfluss auf die Dynamiken zu haben, die ihr Leben 
bestimmen. 
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Dazu gehört, dass Kamala Harris ein Thema in den Fokus stellen sollte, das während 
Bidens Präsidentschaft lange unausgesprochen mitschwang, aber nicht genug zur 
Entfaltung kam: die Würde der Arbeit. Bidens staatliche Investitionen und 
Arbeitsmarktreformen waren darauf ausgelegt, die durch die Globalisierung ausgelaugten 
Bevölkerungsgruppen wieder zu stärken und die Wirtschaft so zu gestalten, dass sie jeden 
auf einen grünen Zweig kommen lässt. Harris sollte in ihrer Kampagne nicht nur für diese 
Errungenschaften einstehen, sondern einen ambitionierteren Aufbruch wagen: ein Projekt 
der demokratischen Erneuerung, das mehr ist als die Rettung der Demokratie vor Donald 
Trump. 

Die Minimalbedeutung von Demokratie ist, dass der Unterlegene aus dem Amt scheidet – 
und genau diesen elementaren Punkt stellt Trump mit seinem Verhalten in Frage. In ihrer 
Maximalbedeutung heißt Demokratie jedoch, dass die Bürgerinnen und Bürger gemeinsam 
über Recht und Gerechtigkeit und über das Wohl der Allgemeinheit beratschlagen. Die 
Würde der Arbeit ist wichtig für eine intakte Demokratie, weil sie es jedem Einzelnen 
ermöglicht, zum Gesamtwohl beizutragen und sich dadurch Anerkennung zu verdienen. 

Die Würde der Arbeit ist wichtig für eine intakte Demokratie, weil sie es jedem Einzelnen 
ermöglicht, zum Gesamtwohl beizutragen. 

Wenn Kamala Harris mit konkreten Vorschlägen aufwartet, wie Arbeit gewürdigt – und fair 
entlohnt – werden kann, könnte sie Trump und Vance zwingen, sich zu entscheiden: Wollen 
sie die Partei der Arbeiterschicht sein, die sie zu werden hoffen, oder bleiben sie die 
Republikanische Partei der Konzerne, die sie nach wie vor sind? Harris sollte die Fragen 
stellen, die einer progressiven Politik für das 21. Jahrhundert Kraft geben würden: Wenn es 
uns wirklich ernst ist mit der Würde der Arbeit – warum besteuern wir dann 
Arbeitseinkommen höher als Kapitalgewinne und Einnahmen aus Dividenden? Sollte der 
US-weite Mindestlohn nicht höher sein als 7,25 Dollar? Trump hat vorgeschlagen, 
Trinkgelder von der Steuerpflicht auszunehmen. Wie wäre es stattdessen mit einem 
kühneren Vorschlag: Warum senken wir nicht die Lohnsteuer für abhängig Beschäftigte oder 
schaffen sie ganz ab und führen zur Gegenfinanzierung eine Finanztransaktionssteuer ein? 

Über steuerliche Maßnahmen hinausgedacht: Wie wäre es, wenn der Staat in eine 
flächendeckende Kinderbetreuung investieren würde, um nicht nur diejenigen zu 
unterstützen, die außer Haus arbeiten, sondern um außerdem für eine bessere Bezahlung 
und bessere Arbeitsbedingungen für das Betreuungspersonal zu sorgen? Die Demokraten 
könnten sich für Branchentarifverträge starkmachen, damit Fast-Food-Beschäftigte Löhne 
und Arbeitsbedingungen branchenweit aushandeln könnten und dies nicht für jeden Betrieb 
einzeln tun müssten. Die Demokraten könnten Unternehmen dazu verpflichten, dass 
Mitarbeiter Sitze in Führungsgremien bekommen und den Beschäftigten der Gig-Economy 
der Status von Angestellten zuerkannt wird. 

Und wie soll mit der Automatisierung umgegangen werden? Sollen über die Frage, auf 
welche Ziele die künstliche Intelligenz und neue Technologien ausgerichtet werden, nur die 
Risikokapitalgeber des Silicon Valley entscheiden, oder sollten die Bürgerinnen und Bürger 
– unterstützt durch öffentliche Investitionen – mitbestimmen dürfen, in welche Richtung die 
Hightech-Branche sich entwickelt, und auf Innovationen drängen können, die die 
Arbeitnehmer stärkt und nicht ersetzt? Wie wäre es, wenn wir bei der Bewältigung des 
Klimawandels nicht auf von oben verordnete technokratische Lösungen setzen, sondern 
versuchen, denen zuzuhören, die um ihre Existenzgrundlagen fürchten? Wir könnten lokale 
Foren einrichten, in denen die Menschen, die in der fossilen Brennstoffindustrie und in der  
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Landwirtschaft beschäftigt sind, den Übergang zu einer grünen Wirtschaft in 
Zusammenarbeit mit führenden Vertretern der Kommunen, mit Wissenschaftlern und 
staatlichen Funktionsträgern gemeinsam gestalten. 

So könnte eine tragfähigere Auseinandersetzung über die Gestaltung unserer Zukunft 
aussehen, die damit ansetzt, dass sie die Unzufriedenheit in Angriff nimmt, die Donald 
Trump sich zu Nutze macht. Mag sein, dass Kamala Harris und ihr Team vor dieser 
ambitionierten Aufgabe zurückschrecken und hoffen, dass sie die Wahl gewinnen können, 
indem sie Angst vor Donald Trump schüren und vor Abtreibungsverboten warnen. Der 
Wahlkampf, so könnten sie argumentieren, sei zu kurz, und es stehe zu viel auf dem Spiel; 
die öffentliche Debatte auf eine höhere Ebene heben könne man später immer noch. 

Das wäre jedoch ein politischer Fehler und eine vertane historische Chance. Wer Donald 
Trump als Straftäter schmäht, zieht damit vielleicht die Basis auf die eigene Seite, vertieft 
aber die Gräben noch mehr. Den Amerikanerinnen und Amerikanern ein demokratisches 
Projekt anzubieten, das mehr Begeisterung weckt, könnte bei manchen einen Sinneswandel 
bewirken und einige Wählerinnen und Wähler umstimmen – und etwas Hoffnung machen 
auf ein öffentliches Leben, in dem es weniger gehässig zugeht. 

Dieser Artikel erschien ursprünglich in der New York Times. 

Aus dem Englischen von Andreas Bredenfeld 

 
Michael J. Sandel, Brookline 

Michael J. Sandel ist ein US-amerikanischer politischer Philosoph. Er lehrt an der Harvard 
University, wo sein Kurs „Gerechtigkeit“ der erste Harvard-Kurs war, der online und im 
Fernsehen frei zugänglich war. Seine Schriften zum Thema Gerechtigkeit, Ethik und 
Demokratien sind in 27 Sprachen übersetzt worden. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/nordamerika/artikel/mehr-als-die-rettung-der-
demokratie-
7689/?utm_campaign=de_40_20240802&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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13) Angst vor der völligen Eskalation.   
      Schon lange spitzt sich der Konflikt zwischen Israel und seinen Gegnern  
      zu. Die Tötung von Hamas-Chef Haniyeh könnte die Region in den    
      Abgrund reißen 
 
      Von Marcus Schneider 
 
31.07.2024  

picture alliance / Reuters | Alkis KonstantinidisBewaffnete Demonstranten huldigen dem 
getöteten Hamas-Führer Ismail Haniyeh: Wie wird Irans Reaktion aussehen?  
 

Hätte jemand die Ereignisse seit dem 7. Oktober 2023 als Drehbuch einer Netflixserie 
eingereicht, so wäre dieses mit hoher Wahrscheinlichkeit als zu grotesk und absurd 
verworfen worden. Rar sind in der Weltgeschichte die Momente, in denen es zu einer 
derartigen Verdichtung dramatischer Ereignisse kam wie in dem Drama, welches der Nahe 
Osten in den letzten zehn Monaten erlebt hat. Und all das könnte nur das Vorspiel zu dem 
sein, was noch kommen wird. 

Als alle Welt gebannt auf den Libanon schaute, wo Israels Regierung und die Hisbollah sich 
anschickten, die nächste Eskalationsstufe zu erklimmen, schlug der jüdische Staat in 
Teheran zu. Im Herzen der iranischen Hauptstadt, dem zentralen Knotenpunkt der 
antizionistischen Achse des Widerstands, wurde Ismail Haniyeh, der politische Führer der 
Hamas, eliminiert. In einer einzigen Nacht starben somit in Beirut und Teheran die Nummer 
3 der Hisbollah und die Nummer 1 der Hamas. Es ist seit dem 7. Oktober der größte Triumph 
für Israel. Und doch ist es ein Sieg, der – einem modernen Franz-Ferdinand-Moment gleich 
– die ganze Region an den Rand eines großen Krieges zu stoßen droht. 

Jenseits von Gaza, wo tatsächlich eine Art entfesselter Krieg tobt, folgte die regionale 
Eskalation bisher einer wohlkalibrierten Choreografie. Bedrohlich tanzten die Gegner 
umeinander herum, setzten sich hart zu und versuchten doch, die ganz große Eskalation zu 
vermeiden. Mit dem nahezu gleichzeitigen Zuschlagen im Herzen der Machtapparate von 
Hisbollah und Islamischer Republik sendet Israel die Botschaft, dass kein gegnerischer 
Entscheidungsträger mehr sicher sei. Es ist die ultimative Herausforderung. Sollte es den 
Kriegsparteien in Beirut und Teheran noch an Argumenten gefehlt haben, Tel Aviv hat sie 
ihnen auf dem Silbertablett serviert. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/marcus-schneider/
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Jenseits der Symbolik stellt sich die Frage nach dem strategischen Nutzen solcher gezielter 
Ermordungen. Wenn die Vergangenheit ein Maßstab ist, ist dieser eher gering. 2004 tötete 
das israelische Militär Scheich Ahmad Yasin, den damaligen geistigen Führer der Hamas. 
Seitdem ist es der Organisation gelungen, die palästinensischen Wahlen zu gewinnen, den 
Gazastreifen komplett zu kontrollieren, am 7. Oktober 2023 nach Israel einzufallen und eine 
ganze Region ins Chaos zu stürzen. Schwächer geworden ist die Hamas ganz sicher nicht. 
Auch Haniyeh ist ersetzbar. Die Hamas ist eine ideologische Vereinigung und keine straffe 
Ein-Führer-Organisation. „The devil you know“ galt früher mal als Devise. Was danach 
kommt, ist häufig nicht besser und ganz sicher nicht moderater. Unmittelbarster Profiteur 
des kurzfristigen Vakuums an der Spitze der Terrororganisation ist der ranghöchste Hamas-
Führer in Gaza, Yahya Sinwar, in seinem einstürzenden Tunnelreich. 

Haniyeh war der politische Kopf der Verhandlungsfraktion. 

Die Verhandlungen und mit ihnen die Hoffnungen auf einen Waffenstillstand, das Ende des 
Leids der Zivilbevölkerung sowie eine mögliche Geiselfreilassung aus der Hölle von Gaza 
dürften nach dem Teheraner Zwischenfall jedenfalls erstmal passé sein. Haniyeh war der 
politische Kopf der Verhandlungsfraktion, mit ihm stirbt diese Option womöglich endgültig. 
Dies freilich ist ganz im Sinne Benjamin Netanjahus, der erst vor Tagen in Washington unter 
Jubelstürmen amerikanischer Volksvertreter den „totalen Sieg“ als Ziel ausgab. Es ist damit 
auch eine Niederlage für die Biden-Administration. Der scheidende Präsident hatte 
zumindest öffentlich viel darauf gesetzt, die Lage im Nahen Osten und die Gewaltorgie in 
Gaza auf dem Verhandlungsweg zu deeskalieren. Die als bear hug umschriebene Strategie, 
den israelischen Verbündeten sanft, aber bestimmt zu einem Einlenken zu bewegen, hat 
nicht gefruchtet. Mit der Tötung Haniyehs in Teheran riskiert Tel Aviv ganz offen die ganz 
große Eskalation. 

Die israelische Regierung sendet mit dieser Tötung auch eine klare Botschaft an die 
Palästinenser. Keine Hamas, keine Verhandlungen, keine politische Perspektive. 
Unterwerfung oder Tod ist die politische Wahl, vor der die Palästinenser stehen. Vor knapp 
zwei Wochen beerdigte die Knesset endgültig die Zweistaatenlösung. In Gaza erlebt die 
Welt tagtäglich die systematische Zerstörung aller menschlichen und natürlichen 
Lebensgrundlagen. Völlig unklar ist, welche Art von Leben die zwei Millionen traumatisierten 
Bewohner erwartet, sollte der „totale Sieg“ einmal erreicht sein. Im Westjordanland überlässt 
Israel derweil den regierungsoffiziellen Rechtsextremen vom Schlage Ben Gvirs und 
Smotrichs das Heft des Handelns. Auch hier nehmen Hass und Gewalt fast täglich zu. 

Der Kampf gegen den Terrorismus, hier sollte man sich keinen Illusionen hingeben, gebiert 
so selbst immer neuen Terrorismus, schafft sich seine eigene Rechtfertigung und verlängert 
sich dadurch ad infinitum. Wirksam bekämpfen ließe sich der Extremismus nur dann, wenn 
es eine politische Perspektive gäbe, mit der ihm die Verankerung in den Bevölkerungen 
entzogen würde. Indem diese jedoch verweigert wird, verkümmert alles Moderate. Die Art 
der Kriegsführung in Gaza wirkt regional wie ein gigantisches Rekrutierungsprogramm für 
Hamas und Konsorten. Trotz der Schläge, die die Terrororganisationen einstecken, wirken 
sie wie die einzigen Handlungsfähigen gegenüber Israel, während die arabischen Regime 
als ohnmächtige Depeschenschreiber danebenstehen. 

Die Gewalt in Gaza entlarvt auch die westliche Heuchelei. Der Werte-Westen erscheint hier 
als Komplize in einer Unternehmung, die mittlerweile allem widerspricht, für das er in seinen 
Sonntagsreden zu stehen vorgibt. Statt eines Kampfes der Zivilisation gegen die Barbarei 
erscheint das, was im Nahen Osten vor sich geht, zunehmend wie ein Wettbewerb zwischen 
Barbarei und Barbarei. 

https://www.t-online.de/nachrichten/ausland/usa/us-wahl/id_100457090/netanjahu-besucht-trump-und-warnt-vor-dritten-weltkrieg.html
https://www.timesofisrael.com/knesset-votes-overwhelmingly-against-palestinian-statehood-days-before-pms-us-trip/
https://apnews.com/article/netanyahu-congress-gaza-hamas-israel-6ea5daf3cd1988b0ad6e874bd450f9bf
https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/wertekollision-7530/
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Die Gewalt in Gaza entlarvt auch die westliche Heuchelei. 

Die Gretchenfrage, die sich die Unterstützer der reinen Gewaltstrategie gegen den 
islamistischen Extremismus gefallen lassen müssen, ist: Wie effizient kann sie auf Dauer 
sein? Die Islamisten leben von der Gewalt, sie haben eine binäre Vision von Politik als 
Kampf zwischen Gut und Böse. Sobald sie sich um die Müllabfuhr kümmern müssen, 
versagen sie. Das grausame Vorgehen vom 7. Oktober kann aus Sicht der Hamas auch als 
ein Ausbruch aus dem entnervenden Kleinklein der Tagespolitik interpretiert werden. 
Gleiches gilt für die Islamische Republik Iran, deren Parolen der eigenen Bevölkerung längst 
als hohl und heuchlerisch aufstoßen. Der neu entflammte regionale Konflikt wirkt wie ein 
Revitalisierungsschub für ein ausgelaugtes Regime. 

Diese Akteure in den Kampf zu zwingen, bedeutet letztlich, ihnen zu geben, was sie selbst 
wollen. „Wir lieben das Leben, sie lieben den Tod“, hieß es in den Anfangsjahren des 
globalen Kampfes gegen den Terror. Gegner waren damals freilich nur die Desperados der 
Al-Qaida, nicht das sehr viel potentere Terrornetzwerk autonomer Glieder, dessen 
Nervenenden in Teheran zusammenfließen. Trotzdem gilt auch für Hamas, Hisbollah und 
die Huthis: Die Opferbereitschaft dieser Akteure ist weit größer als alles, was der Westen 
aufbringt. Was sind schon 30 000 tote Zivilisten, oder vielleicht auch 300 000, gegen das 
langfristige Ziel der Eroberung Jerusalems? Es ist ein Denken in anderen Kategorien. In 
einer Welt, in der der Märtyrertod als erstrebenswert gilt, hat niemand Angst vor einem Ende 
auf dem Schlachtfeld. Das bedeutet nicht, dass diese Akteure selbstmörderisch oder 
politikunfähig sind. Es bedeutet aber, dass eine Strategie, die den militärischen Kampf 
absolut setzt und das Politische außer Acht lässt, in ihnen Instinkte weckt, die eine weitere 
Eskalation befeuern. 

Die Tötung Haniyehs, der als „Staatsgast“ auf iranischem Territorium weilte, ist für den Iran 
eine beschämende Demütigung. Sie trifft die Islamische Republik in ihren Grundfesten. Sie 
wirft die Frage auf, inwieweit der Iran die Sicherheit der eigenen Funktionsträger garantieren 
kann – nicht zuletzt die des Obersten Revolutionsführers, mit dem Haniyeh am Vorabend 
seines gewaltsamen Todes noch zusammentraf. Sie setzt das Regime nun unter gewaltigen 
Druck, ausgeübt nicht nur von den eigenen Anhängern, sondern auch von den Verbündeten 
innerhalb der Achse, denen nun lebhaft vorgeführt wurde, dass Teheran selbst dort, wo es 
vermeintlich absolute Kontrolle ausübt, ihr Leben nicht garantieren kann. Ali Khamenei hat 
bereits Rache für den Tod des „lieben Gastes“ angekündigt. 

Der Nahe Osten steht an seinem gefährlichsten Moment seit Mitte Oktober. 

Mit der Attacke unterminiert Israel auch das, was der Iran als seine eigene Abschreckung 
definieren würde. Den israelischen Angriff auf das iranische Konsulat in Damaskus konterte 
Teheran am 13. April dieses Jahres mit dem präzedenzlosen direkten Raketen- und 
Drohnenangriff auf Israel. Dieser glich freilich einer Inszenierung mit siebentägigem Vorlauf. 
Das Ziel war Gesichtswahrung bei gleichzeitiger peinlich genauer Sicherstellung, dass eine 
völlige Eskalation vermieden würde. Es fungierte somit als erfolgreiche Off-ramp für beide 
Kontrahenten. Ob sich eine solche „Show“ nun wiederholen lässt, ist mehr als fraglich. 

Der Nahe Osten steht heute somit an seinem gefährlichsten Moment seit Mitte Oktober, als 
die USA mit der Verhinderung eines israelischen Präventivschlags gegen die Hisbollah 
einen möglichen Flächenbrand schon einmal abwenden konnten. Sollten sich in Teheran 
und bei der Hisbollah nun die Anhänger der Vergeltungslogik durchsetzen, stünden die 
Zeichen auch angesichts einer zunehmend eskalationsbereiten israelischen Regierung auf 
Sturm. Die wohlkalibrierte Choreografie wäre dahin. Israel und die iranische Achse des  

https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/angriff-von-allen-seiten-7682/
https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/angriff-von-allen-seiten-7682/
https://www.newsweek.com/iran-revenge-israel-hamas-killing-ayatollah-haniyeh-1932447
https://www.newsweek.com/iran-revenge-israel-hamas-killing-ayatollah-haniyeh-1932447
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Widerstands befinden sich in einer Art höchstgefährlichem „Game of Chicken“, in dem beide 
Seiten zwar eigentlich den völligen Krieg nicht wollen, aber immer größere Risiken 
eingehen, um den Gegner zum Einlenken zu bewegen. 

Angesichts der angeschlagenen lame duck im Weißen Haus und der mittlerweile 
angenommenen Komplizenschaft vieler in der amerikanischen Administration sollte man 
nicht zu viel Deeskalationshoffnung auf Washington projizieren. Unwahrscheinlich, dass die 
Tötungen in Beirut und Teheran ohne amerikanisches Einverständnis erfolgten – auch wenn 
Washington sich unwissend gibt. Die Hoffnung, die bleibt, ist, dass sich bei der 
Widerstandsachse rationalere Gemüter durchsetzen. Absurd und unglaubwürdig? Für eine 
Netflixserie wäre es dies ganz sicher. 

 
Marcus Schneider, Beirut 

Marcus Schneider leitet das FES-Regionalprojekt für Frieden und Sicherheit im Mittleren 
Osten mit Sitz in Beirut, Libanon. Zuvor war er für die FES unter anderem als Leiter der 
Büros in Botswana und Madagaskar tätig. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/angst-vor-der-voelligen-
eskalation-
7686/?utm_campaign=de_40_20240802&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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14) Der Sündenfall. Von Ed Koch 
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15) Bankrotter Erdölsozialismus.  
      Maduro hat im Machtkampf mit der Opposition erstmals die schlechteren  
      Karten. Der Weg dorthin war ein harter Lernprozess: Fünf Lehren aus  
      Venezuela 
 
      Von Sandra Weiss 

02.08.2024

 
Wie fest sitzt Präsident Maduro im Sattel? Oppositionsführerin Maria Corina Machado und 

Spitzenkandidat Edmundo González bei Massenprotesten gegen die offiziellen Ergebnisse 

der Präsidentschaftswahlen.- picture alliance / AP | Matias Delacroix  

Im Stadtviertel Campiña von Caracas befindet sich in einem in die Jahre gekommenen, grün 
angestrichenen Haus die Parteizentrale der Christdemokraten (COPEI). Einst war 
COPEI eine der beiden großen Parteien in Venezuela. Der 1958 nach dem Ende der 
Diktatur geschlossene Pakt von Punto Fijo mit der sozialdemokratischen Accion 
Democrática (AD) etablierte im Erdölstaat ein Zwei-Parteien-System, das für Abwechslung, 
gegenseitige Kontrolle und politische Stabilität sorgte. Das Modell war ein Vorbild für viele 
lateinamerikanische Länder in der Übergangsphase von der Diktatur zur Demokratie. 

Doch noch einmal wird COPEI diese Rolle nicht spielen. Diese Tage erlebte Venezuela zwar 
einen epischen Wahlkampf, in den die bürgerliche Opposition so stark und geeint ging wie 
nie zuvor. Aber COPEI war nicht mit von der Partie. 2019 intervenierte die sozialistische 
Justiz und legte die Führung der Partei in die Hände von Politikern, die Machthaber Nicolás 
Maduro nahestehen. Dasselbe passierte mit den Sozialdemokraten. Beide 
Traditionsparteien sind ins Regime zwangseingegliedert worden und schickten 
Marionettenkandidaten ins Rennen um die Präsidentschaft – damit es so aussehe, als 
herrsche Pluralismus und Demokratie in Venezuela. 

Machthaber Nicolás Maduro fuhr noch eine ganze Menge anderer Tricks auf, um sich seine 
Wiederwahl zu sichern. Geplant hatte er die Wahl, um sich einen demokratischen Anstrich 
zu geben und das sanktionierte Land international wieder salonfähig zu machen. Auf 
internationalen Druck hin ließ er einen einzigen wirklichen Oppositionskandidaten zu – den 
er für schwach genug hielt, um ihn zu besiegen. Das Kalkül ging gründlich schief. Letztlich 
blieb dem unpopulären Sozialisten, unter dem die Korruption blüht und die Wirtschaft um 75 
Prozent geschrumpft ist, nur noch die Flucht nach vorne. Von seinem Wahlrat ließ er sich  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/sandra-weiss/
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überstürzt und ohne überprüfbare Zahlen zum Sieger erklären. Laut Wahlakten der 
Opposition kam er nur auf 30 Prozent der Stimmen, sein bürgerlicher Herausforderer 
Edmundo González Urrutia auf 67 Prozent. 

Seither klammert sich Maduro mit brachialer Gewalt an die Macht. Er hat eine Welle der 
Repression gegen seine Gegner sowie friedliche Demonstranten vom Zaun getreten. Dafür 
nimmt er die internationale Isolation in Kauf – als neuen Präsidenten anerkannt haben ihn 
bislang nur Nicaragua, Kuba, Honduras, Bolivien, China, Iran und Russland – und einen 
Prozess vor dem Internationalen Strafgerichtshof, der schon länger wegen Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit ermittelt. 

Die Nachbarländer unter Führung von Brasilien und Kolumbien, mit Unterstützung der USA, 
der EU, der katholischen Kirche und der Vereinten Nationen, versuchen derzeit fieberhaft, 
Dialog- und Verhandlungskanäle zu öffnen. Ob die Führungsclique das Angebot annimmt, 
ist unklar. Doch wie ist es der Opposition überhaupt gelungen, eine autoritäre Führung so 
in die Enge zu treiben? Ein genauer Blick auf ihre strategischen Fehler und Erfolge der 
letzten zwei Jahrzehnte lohnt sich. Denn Venezuela war regionaler Vorreiter auf dem Pfad 
des Populismus des 21. Jahrhunderts, der über die Jahre hinweg immer autoritärer wurde. 
Mittlerweile gibt es in Lateinamerika zahlreiche hybride Regime unterschiedlichster 
ideologischer Couleur. Und der Rückhalt für die Demokratie schwindet laut dem Institut 
Latinobarometro von Jahr zu Jahr. Die noch verbleibenden Demokraten können aus der 
Erfahrung Venezuelas fünf wichtige Lehren über den Umgang mit Populisten lernen. 

Erstens: Wahlboykotte gehen nach hinten los. Schon Maduros sozialistischer Vorgänger 
Hugo Chávez setzte massiv staatliche Gelder für seinen Wahlkampf und den Stimmenkauf 
ein. Die Opposition protestierte gegen diese Verletzung des Fairplays, 2005 zogen sich die 
wichtigsten Parteien aus Protest vom Parlaments-Wahlkampf zurück. Der Schuss ging nach 
hinten los: Der Weg war frei für Chávez, um ganz legal seine Macht auszubauen. In fünf 
Jahren winkte der Kongress 150 Gesetze durch, darunter ein Ermächtigungsgesetz, das es 
der Regierung eineinhalb Jahre lang erlaubte, per Dekret zu regieren. Zu den besonders 
kritisierten Gesetzen gehörten die Verstaatlichung der Erdölindustrie, die Beschränkung der 
Autonomie der Zentralbank und die Entmachtung der Regionen und Kommunen. Außerdem 
ernannte der sozialistisch dominierte Kongress die Mitglieder des Wahlrats, den 
Generalstaatsanwalt und das Oberste Gericht. Damit war die Gleichschaltung 
„demokratisch“ vollzogen. Dennoch wiederholte die Opposition diese gescheiterte Strategie 
mehrfach, unter anderem bei der umstrittenen Wiederwahl von Maduro 2018. 

Zweitens: Mehrere Male gab es Versuche, einen Machtwechsel gewaltsam herbeizuführen. 
2002 scheiterte die Opposition zweimal: Erst mit Massenprotesten, die in einem Massaker 
und einem improvisierten und nur kurz währenden zivil-militärischen Staatsstreich gipfelten. 
Und dann mit einem Erdölstreik, der die wichtigste Industrie des Landes wochenlang 
lahmlegte. Aus beiden Feuerproben ging der damals populäre Chávez gestärkt hervor. Er 
nutzte die Gelegenheit, die Streitkräfte und den staatlichen Erdölkonzern PDVSA von 
Kritikern zu „säubern“ und die beiden Schlüsselinstitutionen in seinen Herrschaftsbereich 
einzugliedern. Außerdem konnte er daraus sein Narrativ des sozialistischen Underdogs, der 
gegen die finsteren Mächte des Imperialismus kämpft, glaubhaft nähren. Zumal die USA in 
einige dieser gewaltsamen Episoden indirekt verwickelt waren – etwa die Trump-Regierung 
in den Versuch, mit Parlamentsführer Juan Guaidó 2019 eine Gegenregierung zu etablieren. 
Weitere derartige Versuche umfassen ein gescheitertes Attentat per Drohne auf Maduro 
2018 und eine gescheiterte Invasion 2020. Jedes Mal reagierte das Regime mit internen 
Säuberungen, mit Repression und einer Verengung der demokratischen Spielräume. Die 
Führungsclique wurde so zusammengeschweißt und letztlich gestärkt. 

https://resultadosconvzla.com/?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=51_2192&utm_term=intro_link
https://resultadosconvzla.com/?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=51_2192&utm_term=intro_link
https://www.latinobarometro.org/lat.jsp
https://www.latinobarometro.org/lat.jsp
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Drittens: Lange betrieb die Opposition „business as usual“. Interne Machtspielchen waren 
gang und gäbe. Ihre Anführer legten sich gegenseitig Steine in den Weg und konnten sich 
nicht auf eine gemeinsame Strategie einigen. Hardliner, Gemäßigte und Aussöhner lagen 
im Clinch. Zu den strategischen Differenzen kamen persönliche Ambitionen. Das 
erleichterte Chávez und Maduro die Aufsplitterung der Opposition. Einige Politiker ließen 
sich von der Regierung kooptieren, andere wurden unter Druck gesetzt und gingen ins Exil 
oder zogen sich aus der Politik zurück. So existierte die Opposition zwar weiter, ohne aber 
den Machterhalt der Sozialisten zu gefährden. 

Viertens: Der massiven Propaganda konnte die Opposition lange kein eigenes, 
überzeugendes Narrativ entgegensetzen. Sie ließ sich von der Agenda der Regierung 
treiben und wurde so in der Öffentlichkeit lediglich als „Anti-Chávez“ wahrgenommen. Viele 
Jahre lang blieb die Diskussion um den Abbau der Demokratie ein Thema der politischen 
Eliten und des Bildungsbürgertums. In den Armenvierteln ging es prioritär um soziale 
Gerechtigkeit, Teilhabe und Anerkennung – Themen, die die elitenfixierte Opposition nicht 
bediente. Da unter Chávez der Erdölpreis Rekordhöhen erreichte, hatte der Staat zudem 
genügend Geld zu verteilen, um seine Klientel bei Laune zu halten – mit Dutzenden von 
Sozialprogrammen, die als Gegenleistung Loyalität zum Führer verlangten. 

Fünftens: Einheit und Erneuerung von unten waren für die Opposition unverzichtbar. 2008 
begann sie, ihre Strategie zu ändern. In dem Jahr schloss sie sich zum Tisch für 
Demokratische Einheit (MUD) zusammen. Das zahlte sich aus: Sie gewann bei 
Bürgermeister- und Regionalwahlen einige wichtige Positionen, zum Beispiel siegte der 
noch junge Oppositionspolitiker Carlos Ocariz im Osten von Caracas, einer einstigen 
Hochburg der Sozialisten, und Antonio Ledesma gewann in der Hauptstadt. Eine neue, 
sozial diversere Generation von Studentenführern stieg in den Oppositionsparteien auf und 
begann, in den Armenvierteln soziale und politische Basisarbeit zu machen. 2015 gewann 
dann die Opposition bei den Parlamentswahlen eine klare Mehrheit. Doch sie konnte kein 
Kapital aus dem Sieg schlagen. Es war die letzte freie Wahl. Die oppositionellen 
Bürgermeister wurden entmachtet, indem ihnen ein vom Präsidenten ernannter Präfekt 
vorgesetzt wurde, der die Kontrolle über die Haushaltsmittel bekam. Das oppositionelle 
Parlament wurde nicht anerkannt, stattdessen ließ das Regime ein neues wählen. Es war 
bitter: Als die Opposition die Spielregeln des Populismus verstanden hatte, änderte das 
Regime sie kurzerhand und zwang ihre Gegner dazu, sich wieder neu aufzustellen, diesmal 
im Autoritarismus mit einem noch ungleicheren Spielfeld. 

Naturgemäß ist es schwer, die Propaganda- und Machtschemata charismatischer 
populistischer Führer zu durchbrechen. Rezepte des demokratischen Alltags funktionieren 
nur bedingt. Hinzu kommt, dass populistische Herrscher in der Regel nicht vom Himmel 
fallen, sondern an konkrete Repräsentationsdefizite der traditionellen demokratischen 
Systeme andocken. Sie regieren mit Emotionen, nicht mit messbaren Programmen. 
Dämmert ihren Wählern der Schwindel, ist es oft zu spät, und demokratische 
Gegengewichte und Instanzen sind demontiert. Venezuelas Führerduo Chávez und Maduro 
hatte zudem das historische Glück, ein Jahrzehnt lang seine Klientel mit sprudelnden 
Erdölmilliarden bei Laune halten zu können. Die Opposition brauchte lange, um sich 
personell, inhaltlich und strategisch an die neue Herausforderung anzupassen. Aber sie hat 
nie aufgegeben. Am 28. Juli hat sie ihren größten Erfolg der letzten 25 Jahre eingefahren. 
Der Erdölsozialismus ist wirtschaftlich und ideologisch bankrott und hat den Rückhalt in der 
Bevölkerung verloren – Maduro will es nur noch nicht wahrhaben. 
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Sandra Weiss, Mexiko-Stadt 

Sandra Weiss ist Politologin und ehemalige Diplomatin. Als freie Lateinamerika-
Korrespondentin schreibt sie unter anderem für Die Zeit und Die Welt 
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16) Ursachen und Folgen. Von Ed Koch 
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17) Krise der liberalen Ordnung.  

      Globale Institutionen wie der Internationale Strafgerichtshof stehen in der  

      Kritik. Dabei braucht es diese in Zeiten der Großmachtrivalität besonders 

 

      Von Rolf Mützenich 

 

29.07.2024 

 
Internationale Regeln sind essenziell, um die Macht von Staaten einzuhegen.picture 

alliance / Ikon Images | Gary Waters 

Vor 26 Jahren verabschiedeten 120 Staaten das Statut von Rom, welches die 
Rechtsgrundlage für den Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) schuf, der vier Jahre 
später seine Tätigkeit aufnahm. Die Errichtung des ersten universalen und permanenten 
internationalen Strafgerichtshofs war ein historischer Meilenstein in der Entwicklung des 
internationalen Völkerstrafrechts. Seit 2002 befasst sich der IStGH mit den schwersten 
Verbrechen, „welche die internationale Gemeinschaft als Ganze berühren“, wie es in Artikel 
5 des Römer Statuts heißt. Zu diesen Verbrechen gehören Völkermord, Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und das Verbrechen der Aggression. Bisher wurden 
32 Gerichtsfälle vor dem Internationalen Strafgerichtshof verhandelt. Insgesamt 124 
Staaten sind mittlerweile Vertragsstaaten des IStGH, darunter alle Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union sowie zahlreiche Staaten aus Afrika, Asien und Lateinamerika. 

Doch trotz der bedeutenden Rolle des IStGH bei der Entwicklung und Stärkung 
internationaler Rechtsnormen ist die Euphorie der 1990er Jahre inzwischen einer deutlichen 
Ernüchterung gewichen. Eine wesentliche Kritik ist, dass der IStGH selbst über keine 
Zwangsmittel verfügt, um Staaten zur Umsetzung seiner Urteile zu zwingen. Die 
Funktionsfähigkeit des Strafgerichtshofs hängt folglich stark von der Kooperation der 
Mitgliedstaaten ab. Zudem wird dem IStGH vorgeworfen, politisch voreingenommen zu sein 
und sich fast ausschließlich auf Fälle auf dem afrikanischen Kontinent zu konzentrieren. 
Tatsächlich betraf ein Großteil der bisher behandelten Fälle vor allem afrikanische Staaten, 
obwohl schwere Verbrechen auch in anderen Teilen der Welt begangen wurden. Besonders 
im Globalen Süden hat diese Wahrnehmung zu einer wachsenden Skepsis gegenüber dem 
Internationalen Strafgerichtshof geführt. Hinzu kommt, dass einige der mächtigsten Staaten 
der Welt, wie die USA, Russland oder China das Römische Statut nach wie vor nicht 
ratifiziert haben. Dies untergräbt nicht nur die universelle Gültigkeit und Akzeptanz des  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/rolf-muetzenich/
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Gerichts, sondern verstärkt auch den Eindruck, dass der IStGH lediglich ein Instrument der 
Großmächte zur Durchsetzung ihrer machtpolitischen Interessen ist. 

Dieser Vorwurf an den IStGH wiegt umso schwerer, da er sich nicht allein an den 
Internationalen Strafgerichtshof richtet, sondern an die asymmetrischen Machtverhältnisse 
der liberalen Ordnung im Ganzen. Ein zentraler Kritikpunkt des Globalen Südens lautet, 
dass internationale Institutionen wie die Vereinten Nationen, die Weltbank und der 
Internationale Währungsfonds nach wie vor die Machtverhältnisse nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs widerspiegeln und von westlichen Ländern dominiert werden. So ist 
beispielsweise weder Indien als bevölkerungsreichstes Land der Erde noch ein einziger 
Staat aus Afrika und Lateinamerika als ständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat vertreten. 
Erschwerend kommt hinzu, dass die Funktionsfähigkeit und Akzeptanz internationaler 
Institutionen bereits seit Jahren abnehmen, so dass man inzwischen durchaus von einer 
existentiellen Krise der liberalen Ordnung sprechen kann. Dies gilt nicht nur für den IStGH, 
sondern auch für die Vereinten Nationen, die Welthandelsorganisation, die OSZE oder die 
Weltklimakonferenzen. 

Doch gerade in einer Zeit, in der internationale Institutionen immer häufiger blockiert sind 
oder infrage gestellt werden, hat sich der IStGH als einer der wenigen Hoffnungsschimmer 
und als wichtiger Eckpfeiler der liberalen Ordnung erwiesen. So hat der IStGH am 17. März 
2023 wegen möglicher Kriegsverbrechen in der Ukraine einen Haftbefehl gegen den 
russischen Präsidenten Putin erlassen. Vor nur wenigen Wochen folgten Haftbefehle gegen 
den ehemaligen Verteidigungsminister Schoigu und Generalstabschef Gerassimow. Dies 
verdeutlicht: Selbst eine Atommacht und ein Mitglied des UN-Sicherheitsrats muss sich 
letztlich vor dem Völkerrecht verantworten. Die Entscheidung des Internationalen 
Strafgerichtshofs war nicht nur von hoher symbolischer Tragweite, sondern hatte auch 
direkte praktische Konsequenzen: So konnte Präsident Putin beispielsweise aufgrund 
dieser Entscheidung nicht persönlich zum 15. Gipfeltreffen der BRICS in Johannesburg am 
9. September 2023 reisen, da ihm sonst eine Verhaftung durch die südafrikanischen 
Behörden gedroht hätte. 

Besonders Deutschland war stets ein starker Verfechter des Internationalen 
Strafgerichtshofs. 

Am 20. Mai 2024, beantragte der Chefankläger des IStGH Khan zudem im Zusammenhang 
mit dem Krieg in Gaza einen Haftbefehl gegen drei hochrangige Mitglieder der Hamas sowie 
gegen den israelischen Premierminister Benjamin Netanjahu und Verteidigungsminister 
Yoav Gallant. Die Haftbefehle gegen Premierminister Netanjahu und Verteidigungsminister 
Gallant haben in einigen westlichen Ländern zum Teil heftige Kritik hervorgerufen. Es war 
natürlich bedauerlich und unangemessen, dass die Anträge auf Haftbefehl gegen die 
Mitglieder der Hamas und der israelischen Regierung gleichzeitig gestellt wurden. 
Gleichwohl habe ich bereits damals in einem Interview betont, dass es trotzdem klug ist, 
sich einer voreiligen Kommentierung zu enthalten. Deutschland und die westlichen Länder 
sollten eine vorurteilsfreie und unabhängige Prüfung der Vorwürfe abwarten. Sollten 
westliche Staaten versuchen, Einfluss auf die Gerichtsentscheidung auszuüben, würde dies 
sowohl unsere eigene als auch die Legitimität des Internationalen Strafgerichtshofs in 
künftigen Fällen erheblich untergraben. 

Der Chefankläger hat zudem durch seine Anträge auf Haftbefehl gegen israelische 
Regierungsmitglieder deutlich gemacht, dass sich auch westliche Demokratien der 
Gerichtsbarkeit des Internationalen Strafgerichtshofs nicht entziehen können – entgegen 
dem Vorwurf vieler Länder des Globalen Südens. Ob es letzten Endes tatsächlich zu einem 
Haftbefehl kommt, muss nun durch ein unabhängiges Richterkollegium am Strafgerichtshof  

https://www.stern.de/politik/deutschland/haftbefehl-gegen-netanjahu--muetzenich-will-vorurteilsfreie-pruefung-34727640.html
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vorurteilsfrei entschieden werden. Doch das übergeordnete Interesse an der Integrität und 
Legitimität des Internationalen Strafgerichtshofs wiegt letztlich schwerer als eine 
nachvollziehbare politische Kritik am Vorgehen des Chefanklägers des IStGH. 

Gerade in Zeiten, in denen internationale Institutionen und Regelwerke sowohl von 
autoritären Mächten von außen als auch anti-demokratischen Kräften im Inneren bedroht 
werden, sollte die demokratische Welt alles in ihrer Macht Stehende tun, um die Institutionen 
der liberalen Ordnung zu schützen und zu reformieren. Besonders Deutschland war stets 
ein starker Verfechter des Internationalen Strafgerichtshofs und ist nach Japan der 
zweitgrößte Beitragszahler. Die Bundesregierung sollte daher aktiv auf eine Ausweitung und 
Weiterentwicklung des Statuts hinarbeiten. Erst am 6. Juni dieses Jahres hat der Deutsche 
Bundestag einen wegweisenden Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur 
Fortentwicklung des Völkerstrafrechts angenommen. Das Gesetz, das am 5. Juli auch vom 
Bundesrat beschlossen wurde, zielt darauf ab, das Völkerstrafgesetzbuch zu verschärfen 
und an das inzwischen veränderte Römische Statut anzugleichen. Ziel ist es, bestehende 
Straflücken im Völkerstrafgesetzbuch zu schließen und die Rechte der Opfer zu stärken, 
insbesondere von Frauen und queeren Menschen, sowie die internationale Zugänglichkeit 
von Völkerstrafverfahren zu verbessern. 

Es ist nicht zu erwarten, dass die Großmächte angesichts der gegenwärtigen Entwicklungen 
in absehbarer Zeit dem Römischen Statut beitreten werden. 

Besonders die SPD-Bundestagsfraktion hat im parlamentarischen Verfahren erfolgreich 
durchgesetzt, dass die sogenannte „funktionelle Immunität“ einer Verfolgung von 
Verbrechen nach dem Völkerstrafgesetzbuch nicht im Wege steht. Das ist nun gesetzlich 
abgesichert. Dadurch wird sichergestellt, dass auch Amts- und Hoheitsträger für die 
Begehung von Völkerstraftaten letztlich zur Rechenschaft gezogen werden. Noch im 
November vergangenen Jahres hatte das Auswärtige Amt gegenüber der International Law 
Commission zur Frage der Immunitätsausnahme bei Völkerstraftaten Stellung genommen 
und lediglich auf eine sich entwickelnde Regel des Völkergewohnheitsrechts verwiesen. Mit 
der Änderung im Ausschuss hat der Deutsche Bundestag nun ein bedeutendes Zeichen für 
die Stärkung der regelbasierten Ordnung und Weiterentwicklung des internationalen 
Völkerrechts gesetzt. Die Überprüfungskonferenz des Römisches Statuts im kommenden 
Jahr bietet eine weitere Möglichkeit, die Zuständigkeit des IStGH insbesondere im Hinblick 
auf das Verbrechen der Aggression zu überprüfen und zu erweitern. 

Gleichwohl sollte man auch in dieser Frage Realist bleiben: Die Welt hat sich seit der 
Hochphase des „Liberalismus“ und dem „unipolaren Moment“, in denen die USA als 
weitgehend alleinige Ordnungsmacht agieren konnte, fundamental gewandelt. Wir befinden 
uns auf dem Weg hin zu einer multipolaren Welt mit mehreren Machtzentren. Gleichzeitig 
nimmt die strategische Rivalität zwischen China und Russland einerseits und dem Westen 
andererseits stetig zu. Der Wettbewerb zwischen den Großmächten und die wachsenden 
geopolitischen Spannungen werden – ähnlich wie im Kalten Krieg – die Funktionsfähigkeit 
und die Entwicklung internationaler Organisationen maßgeblich prägen. Wir sollten daher 
keine Illusionen hegen. Es ist nicht zu erwarten, dass die Großmächte angesichts der 
gegenwärtigen Entwicklungen in absehbarer Zeit dem Römischen Statut beitreten werden. 
Ebenso ist nicht auszuschließen, dass Staaten immer wieder versuchen werden, den 
Internationalen Strafgerichtshof zu ihrem eigenen machtpolitischen Vorteil zu 
missbrauchen. 

Doch gerade eine multipolare Welt des Wettbewerbs der Großmächte braucht dringend ein 
verbindliches und gerechtes Regelwerk, in dem nicht das „Recht des Stärkeren“, sondern 
die „Stärke des Rechts“ gilt. Wir müssen deshalb eine multipolare Ordnung schaffen, die auf  
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dem Völkerrecht und auf regelbasierten Institutionen basiert. Dazu gehören eine ständige 
Verrechtlichung der internationalen Politik, internationale Schieds- und Strafgerichtsbarkeit 
sowie vertragsbasierte Abrüstung und Rüstungskontrolle. Wir brauchen wieder wirksame 
und verbindliche Regeln und Mechanismen der Schieds- und Strafgerichtsbarkeit und der 
Konfliktregelung. Der IStGH, aber auch andere internationale Gerichtshöfe wie 
beispielsweise der Internationale Gerichtshof (IGH), der Internationale Schiedsgerichtshof, 
der Internationale Seegerichtshof (ISGH) oder der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte haben hierfür in den vergangenen Jahrzehnten Unverzichtbares geleistet. 
Besonders in Zeiten des Großmächtewettbewerbs und geopolitischer Spannungen dürfen 
wir die Verrechtlichung internationaler Politik nicht vernachlässigen. Auf dem Spiel steht 
letztlich nicht weniger als die Zukunft der liberalen Ordnung. 

 
Rolf Mützenich 

Dr. Rolf Mützenich ist seit 2019 Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion. Er gehört seit 
2002 dem Bundestag an. 
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18) Angriff von allen Seiten. 
      Ein vom Iran gesteuertes Netzwerk mit separaten Zellen durchzieht den  
      Nahen Osten. Israel kann den Mehrfrontenkrieg militärisch nicht  
      gewinnen 
 

      Von Andreas Krieg 

 
30.07.2024  

 
Der Raketenangriff der Hisbollah auf dem Golan ist eine weitere Eskalation im 

Nahostkonflikt: Wie werden Israels Gegenmaßnahmen aussehen? - picture alliance / AP | 

Hassan Ammar  

Seit dem verheerenden Angriff der palästinensischen Hamas am 7. Oktober 2023 befindet 
sich Israel in einem Mehrfrontenkrieg, den es militärisch nicht gewinnen kann. Die 
militärische Überlegenheit der israelischen Armee ist nicht mehr ausreichend, um 
strategisch-vernichtende Schläge gegen ein vom Iran geleitetes Netzwerk-Cluster zu 
führen. Dies zeigt, wie in den rund zehn Jahren nach dem Arabischen Frühling gut vernetzte, 
nicht-staatliche Akteure zu wichtigen Playern in der Region geworden sind. In Sachen 
Widerstandsfähigkeit übertreffen diese Netzwerke oft Staaten mit ihren starren Hierarchien. 

Israel sieht sich nun von dem mächtigsten dieser Netzwerke in der Region umzingelt: der 
sogenannten „Achse des Widerstands“. Die vom Iran geführte lose Organisation umfasst 
bewaffnete irakisch-schiitische Gruppen, die libanesische Hisbollah, die palästinensische 
Hamas, den Islamischen Dschihad, die syrische Regierung und die jemenitische 
Ansarullah-Bewegung, besser bekannt als die Huthis. Diese staatlichen und nicht-
staatlichen Akteure sind tief in das soziopolitische Gefüge der Region eingebettet. 

Das Zerwürfnis zwischen Teheran und Tel Aviv ist in den vergangenen Jahren weitgehend 
statisch und in einer Grauzone verhaftet geblieben. Doch seit Oktober 2023 bewegt man 
sich aus diesem Graubereich langsam heraus, rote Linien werden immer wieder 
überschritten oder verschoben. Israel kann zwar die Hamas in Schach halten und bis zu 
einem Waffenstillstand weiterkämpfen (wenn auch zu einem inakzeptablen Preis für die 
palästinensische Zivilbevölkerung im Gazastreifen), aber die Kosten des 
Zermürbungskrieges gegen die Hisbollah entlang der Grenze zum Libanon sind für Tel Aviv 
zunehmend untragbar geworden. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/andreas-krieg/
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https://www.jpost.com/israel-hamas-war/article-803955
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Die Netzwerke, die der Iran nutzt, sind älter als die Islamische Revolution von 1979. 
Transnationale schiitische Netzwerke, die den Iran über den Irak und Syrien mit dem 
Libanon und darüber hinaus verbinden, reichen teils Jahrhunderte zurück. Sie bieten 
Geistlichen, lokalen Gemeinschaften und zivilgesellschaftlichen Akteuren seit langem 
gegenseitigen Anschluss und Kontakt. Die iranischen Revolutionäre bauten schon auf diese 
bestehenden Netzwerke, um Unterstützung für die mit der Revolution 1979 errichtete 
Theokratie zu mobilisieren. Die so entstehende „Achse“ biete dem neuen iranischen Staat 
seitdem neue strategische Möglichkeiten. 

Nach dem Vorbild von Bienen und Vögeln sind diese Zellen in der Lage, mit relativ kleinen 
Einheiten aus verschiedenen Richtungen gleichzeitig anzugreifen. 

Um den stärksten hierarchisch organisierten Kräften in der Region (namentlich dem US- 
und dem israelischen Militär) etwas entgegenzusetzen, setzte der Iran auf „Heterarchien“: 
auf Einzelgruppen, die unter dem gemeinsamen Banner eines Widerstandsnarrativs lose 
miteinander verflochten sind. Im Zentrum dieser Netzwerkstrategie stehen die Prinzipien 
Dezentralisierung und räumliche Verteilung. Damit setzt der Iran das westliche militärische 
Konzept der Einsatzleitung – mit zentral ausgegebenen Zielen, aber dezentraler Ausführung 
– in einer eigenen strategischen Version um. So lässt Teheran seinen Partnern ein 
unterschiedlich hohes Maß an Autonomie bei strategischen und operativen 
Entscheidungen. Der Iran ist von den meisten globalen Versorgungsketten und 
Finanzdienstleistungen abgeschnitten. Daher setzt er darauf, die Umsetzung der 
Staatsinteressen über Netzwerke und Allianzen zu steuern. 

Selbst auf der organisatorischen Ebene weisen die Knotenpunkte in Irans 
„Widerstandsnetzwerk“ eine Mischung aus klassisch-hierarchischen und netzwerkartigen 
Strukturen auf. Die Hisbollah und die Huthis bestehen aus verschiedenen Zellen, die sich 
wie Satelliten um die Dschihad-Räte drehen, die ihrerseits als zentrale Schaltstellen 
fungieren. Über diese Zentralen können die Islamischen Revolutionsgarden des Iran ihre 
Verbindung zu den verschiedenen Punkten des Netzwerks aufrechterhalten. Die 
unterschiedlichen operativen Zellen in dieser Organisationsform agieren wie Schwärme: Sie 
sind scheinbar amorph, aber dennoch koordiniert und unter einem übergeordneten 
strategischen Ziel vereint. Nach dem Vorbild von Bienen und Vögeln sind diese Zellen in 
der Lage, mit relativ kleinen Einheiten aus verschiedenen Richtungen gleichzeitig 
anzugreifen. Diese Art von Angriff ist für eine große hierarchische Organisation wie die 
Israelischen Verteidigungskräfte (IDF) trotz ihrer deutlich größeren Feuerkraft nur schwer 
zu bewältigen. 

Ein umfassender Krieg mit der Hisbollah (einem besonders wichtigen Knotenpunkt in der 
„Achse des Widerstands“) wäre für Israel wahrscheinlich die verheerendste 
Auseinandersetzung seiner Geschichte. Hunderttausende Flugkörper, Drohnen und 
Raketen sind auf praktisch jeden Quadratzentimeter des israelischen Territoriums gerichtet. 
Israel ist somit strategisch von einem Netzwerksystem eingekreist, das der Iran seit den 
1970er Jahren in der Region aufgebaut hat. Für Tel Aviv ist das dramatisch. Die alles 
überwältigende Waffenkraft kann nur schwer gegen ein dezentralisiertes Netzwerkbündel 
eingesetzt werden; und Israels Ziele dürften auf diese Weise nicht erreicht werden. Das liegt 
zum Teil daran, dass der ideologische Schwerpunkt der „Achse des Widerstands“ die 
wichtige strategische Erzählung von eben jenem einigenden „Widerstand“ ist. Vor allem ist 
aber das flexible Netzwerkformat der Garant für Resilienz und Widerstandskraft. 

Teheran hat ein organisches Netzwerk geschaffen, das sich selbst trägt. 

 

https://books.google.co.uk/books/about/Transnational_Shia_Politics.html?id=QfwRAQAAIAAJ&source=kp_book_description&redir_esc=y
https://books.google.co.uk/books/about/Hezbollah.html?id=nNrRwAEACAAJ&source=kp_book_description&redir_esc=y
https://books.google.co.uk/books/about/Hezbollah.html?id=nNrRwAEACAAJ&source=kp_book_description&redir_esc=y
https://www.usmcu.edu/Outreach/Marine-Corps-University-Press/MCU-Journal/Journal-of-Advanced-Military-Studies-SI-2022/The-Strategic-Culture-of-Resistance-Iranian-Strategic-Influence-in-its-Near-Abroad/#:~:text=Resistance%20as%20a%20theme%20for,Force%20exploit%20using%20strategic%20influence.
https://www.jstor.org/stable/j.ctvf34hnd
https://www.utep.edu/liberalarts/nssi/_files/docs/an-analysis-of-hezbollah-s-use-of-irregular-warfare-mulhern.pdf
https://www.washingtoninstitute.org/policy-analysis/houthi-jihad-council-command-and-control-other-hezbollah
https://www.rand.org/content/dam/rand/pubs/documented_briefings/2005/RAND_DB311.pdf
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Die „Achse des Widerstands“ ist dabei weitaus mehr als die lokalen militärischen Zellen. Es 
besteht auch aus globalen Finanzvehikeln, um Geld zu waschen; es bietet logistische 
Ressourcen, um Waffen und andere materielle Unterstützung über das Netzwerk hinweg zu 
befördern; es schafft Kultur- und Bildungsstrukturen, um die ideologische Unterstützung vor 
Ort aufrechtzuerhalten; es betreibt Medien, um die Wahrnehmung auf regionaler sowie auf 
globaler Ebene zu beeinflussen; und es bietet eine Art Regierungsführung, wie im Irak, im 
Libanon oder im Jemen, wo individuelle Gruppen (wie die Huthis) als quasi-staatliche 
Entitäten auftreten und quasi-staatliche Dienstleistungen erbringen. Jedes Zentrum des 
Netzwerks ist darüber hinaus in weitere Netzwerke untergliedert. Dies stellt Israel vor die 
Sisyphusaufgabe, immer wieder einzelne Punkte des Netzwerks zu eliminieren, wobei aber 
die Organisation als Ganze nicht zu Fall gebracht wird. 

Teheran hat ein organisches Netzwerk geschaffen, das sich selbst trägt. Zuvor war die 
„Achse“ auf Finanzierung durch das iranische Zentrum angewiesen, aktuell konzentriert sich 
die Islamische Republik hingegen vielmehr auf den Transfer von Technologie und Know-
how innerhalb des Netzwerks. Die Last des „bewaffneten Widerstands“ kann derweil geteilt 
werden. Zwar war die tatsächliche Unterstützung für die Hamas bisher weitgehend 
symbolisch, doch das dezentralisierte Netzwerk setzt immer wieder kleine Nadelstiche, die 
Israel auch gleichzeitig zugefügt werden können. Die Israelischen Streitkräfte sehen sich 
daher einem kostspieligen Zermürbungskrieg an mehreren Fronten und in unterschiedlichen 
Intensitäten gegenüber. 

Vor allem aber ermöglicht das Netzwerkmodell dem Iran ein dreidimensionales Spiel, bei 
dem verschiedene Züge gleichzeitig stattfinden. Israel hingegen spielt ein sequenzielles 
Schachspiel in einem zweidimensionalen Raum. Tel Aviv mag auf seine militärische Stärke 
und Überlegenheit setzen, um Kräfte wie die Hamas und die Hisbollah zu „vernichten“, doch 
Letztere messen ihre Leistungen und Erfolge nicht in binären Begriffen und Zahlen. 

Um es vereinfacht auszudrücken: Die „Achse des Widerstands“ gewinnt, indem sie einfach 
nicht verliert. Ebenso verliert Israel, weil es langfristig nicht gewinnen kann. Es gilt die 
Gleichung: Solange die „Achse“ in der Lage ist, für Israel Kosten und Verluste zu 
verursachen, kann das israelische Militär kein Siegesnarrativ konstruieren – trotz aller 
taktisch-militärischer Erfolge. Mehr noch, seit dem 7. Oktober hat die kumulative Wirkung 
der verstreuten und dennoch koordinierten bewaffneten Operationen der Hisbollah, der 
Huthis und der irakischen bewaffneten Gruppen den Druck auf Tel Aviv erhöht. Was einst 
eine Grauzone war, in der Israel die eskalatorische Dominanz hatte, ist nun eine 
Pattsituation, die für den israelischen Staat zu kostspielig ist, um sie auf unbestimmte Zeit 
weiter aufrechtzuerhalten. 

Schon jetzt wird Israels vermeintliche Allmacht und Unbesiegbarkeit auf den arabischen 
Straßen infrage gestellt. 

Für seine nationale Sicherheit und zur Machtausübung baut der Iran auf den 
Netzwerkansatz. Dieser scheint auf lange Sicht weitaus resilienter zu sein als der rein 
hierarchische Ansatz, den Israel mit seinem Militär verfolgt. Harte Schläge, mit denen 
einzelne Zellen der Hisbollah oder der iranischen Revolutionsgarden ausgeschaltet werden 
sollen, sind in einem vernetzten Raum weitgehend bedeutungslos. Schließlich ist kein 
Knotenpunkt im Netzwerk so zentral und bedeutend, dass die „Achse“ in ihrer Gesamtheit 
strategisch auf ihn angewiesen wäre. Die Verbindungslinien können leicht umgeleitet 
werden, selbst wenn ein oder mehrere Knotenpunkte eliminiert werden. 

Während der Iran das Herzstück einer vernetzten regionalen Ordnung ist, scheint Israel 
seine Staatsmacht lediglich auf die eiserne Faust seines hierarchischen Militärs zu stützen.  

https://extremism.gwu.edu/sites/g/files/zaxdzs5746/files/Hezbollah's_Operations_and_Networks_in_the_United_States_June30_2022.pdf
https://www.timesofisrael.com/iran-using-european-ports-to-hide-weapons-shipments-to-hezbollah-report/
https://www.timesofisrael.com/iran-using-european-ports-to-hide-weapons-shipments-to-hezbollah-report/
https://www.aei.org/wp-content/uploads/2014/03/-is-deepening-shiitesunni-tension-plunging-lebanon-into-a-new-civil-war_08112975627.pdf
https://www.csis.org/analysis/united-states-soft-war-iran
https://link.springer.com/chapter/10.1057/9780230371262_10
https://www.oxfordreference.com/display/10.1093/acref/9780191826719.001.0001/q-oro-ed4-00006377
https://www.oxfordreference.com/display/10.1093/acref/9780191826719.001.0001/q-oro-ed4-00006377
https://www.msn.com/en-us/video/news/israel-could-lose-escalation-dominance-in-mideast-if-they-dont-strike-iran-gen-wesley-clark/vi-BB1lJbxW
http://www.projectwhitehorse.com/pdfs/HybridWar_0108.pdf
https://www.tandfonline.com/doi/pdf/10.1080/13629395.2024.2358618
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Da es keine konsequente politische Strategie gibt, muss Israels Armee ein unendliches 
Whac-A-Mole spielen: Wenn man auf den einen Gegner einschlägt, ploppt irgendwo anders 
der nächste auf. Die Israelischen Streitkräfte müssen auf eine wachsende Anzahl von 
zumindest störenden Aktivitäten in einem sich ausweitenden dreidimensionalen 
Kampfgebiet reagieren. 

Ein uneingeschränkter Krieg gegen die Hisbollah – so zerstörerisch er für die vom Iran 
unterstützte Gruppe (und die libanesische Zivilbevölkerung) auch sein mag – könnte die 
israelische Gesellschaft an den Rand des Zusammenbruchs bringen. Dies gilt besonders, 
wenn andere Teile des „Achsen“-Netzwerks in diesem Falle entscheiden, gleichzeitig ihre 
Zurückhaltung zu beenden. Tatsächlich dürfte eine starke „Einheitsfront“ entstehen (man 
könnte von „Einer für alle, alle für einen“ sprechen), wenn die iranische Führung fürchten 
müsste, dass ihre langfristigen Investitionen in den Libanon in Gefahr sind. Schon jetzt wird 
Israels vermeintliche Allmacht und Unbesiegbarkeit auf den arabischen Straßen infrage 
gestellt. Die israelische Regierung wäre gut beraten, die Widerstandsfähigkeit und 
Entschlossenheit der „Achse des Widerstands“ nicht zu unterschätzen oder auszutesten. 

Auch für Europa ist es wichtig, die sich entwickelnde vernetzte Ordnung im Nahen Osten 
anzuerkennen. Die meisten EU-Staaten haben ihr Engagement in der Region auf 
zwischenstaatliche Beziehungen beschränkt, wobei hierarchische staatliche Institutionen 
die Führung in der Außenpolitik übernehmen. Europa muss seine eigenen Netzwerke in der 
Region aufbauen, durch Handel, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Wirtschaft. Nur dann 
kann es mit den Knotenpunkten konkurrieren, die der Iran durch seine „Achse des 
Widerstands“ miteinander verbunden hat. 

Die EU muss verstehen, dass weder der Iran noch die verschiedenen Akteure in seinem 
Netzwerk Einzelspieler sind – ihre Machtquelle ist das Netzwerk und die Vernetzung selbst. 
Und obwohl Teherans Verbindungen sehr widerstandsfähig sind, könnte Europa mehr tun, 
um die Ströme von Informationen, Waffen, Technologie, Geld und Kämpfern zu stoppen, 
die durch die Netzwerke des Iran laufen. Um diese zu unterbrechen, bedarf es jedoch mehr 
als nur der Zustimmung der EU oder der Behörden der Mitgliedstaaten. Es bedarf der 
Zusammenarbeit von Privatpersonen, Banken, Unternehmen und der Zivilgesellschaft, die 
alle effektiver in die Außenpolitik der EU und seiner Mitgliedstaaten eingebunden werden 
müssen. 

 

Dieser Text erschien zuerst auf Englisch bei Amwaj.media und ist leicht verändert worden. 

Aus dem Englischen von Tim Steins 

 

 

 

 

 

 

https://amwaj.media/article/axis-gaza-qaani
https://www.thedailystar.net/opinion/views/news/myth-israeli-invincibility-3449791
https://amwaj.media/
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https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/angriff-von-allen-seiten-7682/?utm_campaign=de_40_20240730&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/angriff-von-allen-seiten-7682/?utm_campaign=de_40_20240730&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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01) Gefährlicher Kurs.  

      In der EU wird häufig mit der Auslagerung von Asylverfahren in Drittstaaten  

      geliebäugelt. Damit macht sich Brüssel erpressbar 
 

      Von Olivia Sundberg Diez 
 

23.08.2024   

picture alliance / imageBroker | Martin Storz 

Seit Langem versuchen Regierungen, Menschen, die ihre Grenzen erreichen, den Schutz 
zu verweigern und die Verantwortung auf andere Länder abzuwälzen. Vorschläge zur 
„Auslagerung“ oder „Externalisierung“ von Asylverfahren in Länder außerhalb der 
Europäischen Union wurden von Anfang an kritisiert, verurteilt und immer wieder verworfen 
– aus gutem Grund. Das hat allerdings nicht verhindert, dass Modelle dieser Art in letzter 
Zeit erneut in Erwägung gezogen werden. Mitte Mai schlugen 15 Mitgliedstaaten in einem 
Schreiben an die Europäische Kommission vor, die Asylgesetze der EU dahingehend zu 
ändern, dass es möglich wäre, schutzsuchende Menschen in Länder zu schicken, mit denen 
die Asylsuchenden gar nichts zu tun haben, die aber dann für Asylverfahren zuständig 
wären. Vorgelegt wurden diese Vorschläge genau einen Tag nach der offiziellen Annahme 
des Pakts zu Migration und Asyl, einem komplexen Paket von EU-Reformen, über das acht 
Jahre lang verhandelt worden war. Mehrere Länder, darunter auch Deutschland, hatten 
bereits auf nationaler Ebene die Machbarkeit solcher Vorhaben bewerten lassen. 

Die gerade wiedergewählte Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen bezeichnete die 
Vorschläge als „innovative Strategien“, die „sicherlich die Aufmerksamkeit“ der neuen 
Kommission verdienen würden. Auch wenn diese Ideen nicht ausdrücklich in ihren 
politischen Leitlinien für die nächste Legislaturperiode genannt werden, sind weitere 
Forderungen dieser Art von den Mitgliedstaaten zu erwarten. 

Dabei sind diese umstrittenen Ideen weder innovativ noch strategisch. Eine 
verantwortungsbewusste EU-Kommission sollte sie sofort entschieden zurückweisen. Man 
führe sich nur die verheerenden Folgen früherer Versuche mit der Externalisierung von  

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/olivia-sundberg-diez/
https://uim.dk/media/12635/joint-letter-to-the-european-commission-on-new-solutions-to-address-irregular-migration-to-europe.pdf
https://uim.dk/media/12635/joint-letter-to-the-european-commission-on-new-solutions-to-address-irregular-migration-to-europe.pdf
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2024/05/14/the-council-adopts-the-eu-s-pact-on-migration-and-asylum/
https://www.infomigrants.net/en/post/58315/germany-continues-debate-on-outsourcing-asylum-procedures
https://www.eunews.it/wp-content/uploads/2024/06/Letter-from-President-von-der-Leyen-to-EU-leaders-on-migration-EUCO-June-2024.pdf
https://commission.europa.eu/document/download/e6cd4328-673c-4e7a-8683-f63ffb2cf648_en?filename=Political%20Guidelines%202024-2029_EN.pdf
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Asylverfahren vor Augen – sowohl ihre menschlichen Kosten als auch ihre katastrophale 
Auswirkung auf die Asylsysteme. Australiens Abschiebungen von Asylsuchenden in Lager 
in Nauru und Papua-Neuguinea zeigen sehr deutlich, wie diese Modelle zu 
langandauernden Aufenthalten unter Haftbedingungen führen, was die mentale und 
körperliche Gesundheit von schutzsuchenden Menschen schwer schädigt. Das geht einher 
mit anhaltenden Menschenrechtsverletzungen, unter anderem durch Bedingungen, die 
einer unmenschlichen und erniedrigenden Behandlung gleichkommen, die keinen Zugang 
zu Rechtsbeistand gewähren, die in keiner Weise besondere Bedürfnisse ermitteln und 
erfüllen, und die zur Trennung von Familien führen. 

Das britische Vorhaben mit Ruanda, das für viele europäische Regierungen ein Vorbild war, 
wurde vom neuen britischen Premierminister für „tot und begraben“ erklärt – allerdings erst, 
nachdem es die britische Regierung angeblich etwa 815 Millionen Euro gekostet hatte. Das 
ist eine nicht zu rechtfertigende Verschwendung öffentlicher Gelder, die stattdessen in einer 
Art und Weise hätten ausgegeben werden können, die Asylsuchenden und den Gemeinden, 
die sie aufnehmen, tatsächlich geholfen hätte. Auch wenn dieses Vorhaben zum Glück nie 
in die Tat umgesetzt wurde, so hat es doch Tausende Menschen in eine sehr unsichere 
Situation gebracht: Sie waren ständig von Abschiebung bedroht, wurden willkürlich und 
dauerhaft festgesetzt und lebten in ständiger Gefahr, in Großbritannien ausgebeutet zu 
werden. 

Den Mitgliedstaaten fehlt es an Instrumenten oder Machtbefugnissen, um in Territorien 
außerhalb der EU Menschenrechtsstandards effektiv zu überwachen. 

Gleichzeitig arbeitet Italien daran, bestimmte Asylanträge in Haftzentren in Albanien 
bearbeiten zu lassen. Auch wenn viele Umstände nicht bekannt sind, ist zu erwarten, dass 
dies mit ähnlichen Risiken einhergeht: mit automatischer Inhaftierung, mit verzögerter 
Ausschiffung von auf See geretteten oder abgefangenen Personen und mit der 
Verweigerung von Zugang zu gerechten Asylverfahren mit den notwendigen 
Verfahrensgarantien. Die Befürworter dieser Vorhaben versichern häufig, dass dabei die 
Menschenrechte geachtet würden. Wie jedoch die umfangreiche Geschichte von 
Menschenrechtsverletzungen in Partnerländern wie Libyen oder Tunesien zeigt, fehlt es der 
EU und den Mitgliedstaaten an Instrumenten oder Machtbefugnissen, um in Territorien 
außerhalb der EU Menschenrechtsstandards effektiv zu überwachen, geschweige denn 
durchzusetzen. 

Bei der Planung, Umsetzung und Durchführung kürzlich abgeschlossener 
Migrationsabkommen hat sich Europa mit Staatsführungen eingelassen, die 
Menschenrechte missachten und staatliche Kontrollmechanismen untergraben – in ihren 
eigenen und in Partnerländern. Gleichzeitig hat es die Zivilgesellschaften vor Ort und 
Menschenrechtsaktivisten im Stich gelassen, die sich auf die Unterstützung durch die EU 
verlassen hatten. Es gibt überwältigende Beweise für Gewalt, Unterdrückung und 
Instabilität, die auf diese Abkommen zurückzuführen sind. Dass die EU nicht auf diese 
Bedenken reagiert und dass sie ihre Strategie nicht ändert, weckt nicht gerade Vertrauen in 
zukünftige Abkommen. 

Die Auslagerung von Asylverfahren sendet ein gefährliches Signal an den Rest der Welt. 

Dieser Ansatz, Drittländer zu involvieren, sollte vor allem denjenigen Sorge bereiten, die auf 
die „strategische Autonomie“ und die Glaubwürdigkeit der EU in ihren Außenbeziehungen 
Wert legen. Die Auslagerung von Asylverfahren sendet ein gefährliches Signal an den Rest 
der Welt: Darin zeigt sich ein mangelndes Engagement der EU für die gemeinsame 
Verantwortung, für internationale Abkommen und für das globale Flüchtlingsschutzsystem.  

https://www.theguardian.com/uk-news/2024/mar/01/rwanda-plan-uk-asylum-seeker-cost-figures
https://www.theguardian.com/uk-news/2024/mar/01/rwanda-plan-uk-asylum-seeker-cost-figures
https://www.amnesty.org.au/wp-content/uploads/2016/10/ISLAND-OF-DESPAIR-FINAL.pdf
https://www.amnesty.org/en/wp-content/uploads/2021/05/ASA3477812018ENGLISH.pdf
https://www.hrw.org/news/2023/12/20/what-happened-here-should-have-been-warning-not-inspiration
https://www.amnesty.org.uk/files/2024-02/AIUK%20Asylum%20policy%20briefing%20update%2029%20Feb.pdf?VersionId=RUT.dxcKYoqNjJxymgs3aAHGozOUruIb
https://www.reuters.com/world/uk/uks-rwanda-asylum-scheme-has-cost-700-million-pounds-says-minister-2024-07-22/
https://www.amnesty.org/en/documents/EUR30/7587/2024/en/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/reine-symbolpolitik-7112/
https://www.amnesty.org/en/documents/mde19/4439/2021/en/
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2023/09/in-tunisia-the-eu-is-repeating-an-old-and-dangerous-mistake/
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2024/05/tunisia-repressive-crackdown-on-civil-society-organizations-following-months-of-escalating-violence-against-migrants-and-refugees/
https://www.socialeurope.eu/europe-outsourcing-asylum-to-africa
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Den Ländern mit niedrigem oder mittlerem Einkommen, die 75 Prozent der weltweiten 
Flüchtlinge aufgenommen haben, bleibt die Ironie der Situation nicht verborgen. Es steht zu 
befürchten, dass dies ihre Bereitschaft untergraben könnte, diesen Schutz 
aufrechtzuerhalten. 

Wenn die EU weiterhin das grundlegende Rechtsprinzip des internationalen Schutzsystems 
infrage stellt – dass Menschen in einem Hoheitsgebiet das Recht haben, in eben diesem 
Hoheitsgebiet einen Asylantrag zu stellen, der gerecht und individuell geprüft wird –, könnte 
das weltweit verheerende Auswirkungen nach sich ziehen. Eine sich verstärkende 
Abhängigkeit von Drittländern, die sich um Migranten und Asyl kümmern sollen, wird sich 
als fehlgeleitetes und kurzsichtiges Unterfangen erweisen. Die EU macht sich damit 
verwundbar für Erpressung von Akteuren, die schon gezeigt haben, dass sie bereit sind, 
Menschen Gefahren auszusetzen. Sie werden Europa unter Druck setzen, um ihre eigenen 
politischen Ziele durchzusetzen. 

Die EU macht sich damit verwundbar für Erpressung. 

Ebenso wenig, wie diese Vorschläge neu sind, sind auch die Probleme kein Geheimnis. Die 
EU-Kommission hat 2018 selbst festgestellt, dass jede Auslagerung von Asylverfahren in 
Drittstaaten „weder möglich noch wünschenswert“ sei: EU-Gesetze müssten geändert 
werden, der Grundsatz der Nichtzurückweisung (non-refoulement) würde in Gefahr geraten 
und es wäre nicht mit den Werten der EU vereinbar. Es wäre ein Fehler, wenn die neue EU-
Kommission diese Einschätzung ignorieren würde. 

Es gibt Alternativen zu diesem Ansatz, der sich nicht bewährt hat. Diese Alternativen würden 
sehr von der Aufmerksamkeit und den Mitteln profitieren, die Regierungen so bereitwillig für 
eine Externalisierung der Asylproblematik verschwenden würden. In dieser neuen 
Legislaturperiode sollten die EU und die Mitgliedstaaten stattdessen für proaktive Such- und 
Rettungsoperationen im Mittelmeer sorgen. Um weitere Todesfälle auf hoher See zu 
verhindern und sicherzustellen, dass die aus Seenot Geretteten sofort in Sicherheit gebracht 
werden und Unterstützung erhalten, braucht es ein vorab festgelegtes 
Ausschiffungssystem. 

Die EU sollte zudem sicherstellen, dass Menschenrechtsverletzungen geahndet werden, 
wo und wie auch immer sie passieren: auf See oder auf Land, durch Aktionen oder 
Unterlassungen der EU und ihrer Mitgliedstaaten, durch ihre Grenzschutzagentur Frontex 
oder deren Zusammenarbeit mit den Küstenwachen von Partnerländern. Bei den 
bestehenden Partnerschaften mit Drittstaaten im Bereich Migration müssen dringend 
Bewertungen und Überwachungen der Menschenrechtssituation durchgeführt werden. 
Steuerzahler in der EU müssen sich sicher sein können, was sie da finanzieren, und sie 
müssen ihre Regierungen für etwaige Menschenrechtsverletzungen zur Rechenschaft 
ziehen können. 

Die europäischen Staaten müssen in sichere und menschenwürdige Fluchtrouten 
investieren, die einer großen Zahl an Menschen glaubwürdige Alternativen zu einer 
gefährlichen Flucht bieten. Damit verhindern sie die Abhängigkeit von Regierungen, die zur 
Durchsetzung ihrer politischen Ziele bereit sind, Menschen in Gefahr zu bringen, die auf der 
Suche nach Schutz oder einem besseren Leben sind. Und entscheidend ist auch, dass sie 
in Asyl- und Aufnahmesysteme investieren, die gut vorbereitet und ausgestattet sind, um 
mit den Menschen umgehen zu können, die an den EU-Außengrenzen ankommen. 
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Der kürzlich verabschiedete Pakt zu Migration und Asyl verlangt von den Mitgliedstaaten 
immerhin eine größere Umsicht und höhere Investitionen. Menschenrechtsorganisationen 
haben lautstark ihre Bedenken darüber geäußert, dass diese Reformen Menschen in Gefahr 
bringen und die Asylstandards in der EU senken könnten. Nun liegt es in der Hand der 
Regierungen, die schlimmsten Folgen des Pakts abzumildern, eine ausreichende und 
ausgewogene Finanzierung zu gewähren und die Reformen auf eine Art und Weise 
umzusetzen, die Menschenrechte und den Schutz von Flüchtlingen garantieren. Die 
Versuche einzelner Mitgliedstaaten, die Asylverfahren in Länder außerhalb der EU 
auszulagern, sind nicht vereinbar mit der Umsetzung des Pakts und seinen Zielen, in der 
EU ein gemeinsames und kohärenteres Asylsystem zu schaffen. 

Die Externalisierung des Asyls ist nicht nur teuer, unmenschlich und undurchführbar. 
Sondern sie lenkt auch von politischen Maßnahmen ab, die das Asylsystem in Europa 
wirklich stärken sowie schutzsuchende Menschen und die sie aufnehmenden Gemeinden 
besser unterstützen könnten. Die neue EU-Führung kann und sollte Europa etwas Besseres 
bieten. 

© Social Europe 

Aus dem Englischen von Ina Goertz 

 
Olivia Sundberg Diez, Brüssel 

Olivia Sundberg Diez ist EU-Beauftragte für Migration und Asyl bei Amnesty International. 
Zuvor war sie als Senior Policy Advisor beim International Rescue Committee und sie war 
beim European Policy Centre im Bereich der Politikanalyse tätig. 
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02) Dringend gebraucht. 
      Millionen ukrainische Flüchtlinge mussten vor dem russischen Angriffskrieg  
      fliehen. Die EU sollte ihnen dabei helfen, in ihre Heimat zurückzukehren 
 

      Von Yuriy Gorodnichenko & Daniel Gros 
 
19.08.2024 

picture alliance / SZ Photo | Olaf Schülke 

Nach dem Beginn der groß angelegten Invasion der Ukraine am 24. Februar 2022 fanden 
Millionen von Ukrainerinnen und Ukrainern Zuflucht in der Europäischen Union. Allein 
Deutschland und Polen nahmen jeweils rund eine Million Flüchtlinge auf. Jedoch war dies 
von Anfang an nur als vorübergehende Lösung gedacht. Der langwierige Abnutzungskrieg, 
der sich inzwischen in der Ukraine abspielt, erfordert nun einen anderen Ansatz. 

Die Antwort ist nicht eine stärkere Integration in die Aufnahmeländer. Die Ukrainerinnen und 
Ukrainer integrieren sich bereits in Deutschland und anderswo, aber wie der ukrainische 
Präsident Wolodymyr Selenskyj wiederholt betont hat, braucht die Ukraine ihre Bürger 
zurück. Sowohl um einen Beitrag zu den Kriegsanstrengungen zu leisten als auch um 
sicherzustellen, dass die Bevölkerungszahl des Landes und damit auch seine 
wirtschaftlichen Aussichten nicht einbrechen. Viele ukrainische Unternehmen berichten 
schon jetzt, dass der Mangel an Arbeitskräften ihre Aktivitäten in entscheidender Weise 
beeinträchtigt. Die ukrainische Bevölkerung wird in den nächsten Jahren drastisch 
schrumpfen – laut einer Prognose von über 40 Millionen vor dem Krieg auf etwa 31 Millionen 
im Jahr 2035. 

Die einzige Möglichkeit zum Ausgleich dieses Rückgangs besteht darin, mehr ukrainische 
Flüchtlinge zur Rückkehr in ihre Heimat zu bewegen. Das wird nicht einfach: Umfragen 
zeigen, dass viele von die Ungewissheit in Bezug auf Sicherheit, Wohnraum und 
Beschäftigung abgeschreckt werden. Zum Glück sind diese Probleme jedoch auch unter 
den derzeitigen schwierigen Bedingungen lösbar. 

Die Sorgen um Sicherheit und Wohnraum sind eng miteinander verknüpft. Im Januar 2024 
waren mehr als 8,6 Prozent des ukrainischen Wohnungsbestands aus der Vorkriegszeit vor 
allem im östlichen Teil des Landes beschädigt oder zerstört. In der Westukraine, wo die  
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Zerstörung relativ gering war, trieb ein massiver Zustrom von Binnenflüchtlingen die 
Wohnungspreise in die Höhe. Doch selbst im Westen ist Wohnraum in den kleineren 
Städten noch weitgehend erschwinglich und es gibt leerstehende Häuser, in denen 
Rückkehrer untergebracht werden könnten. 

Die deutsche Bundesregierung gibt derzeit jährlich etwa neun bis zehn Milliarden Euro für 
die Unterstützung ukrainischer Flüchtlinge aus. 

Um die Sicherheit und den Wohnraum in der Westukraine nutzen zu können, müsste es für 
die Rückkehrer jedoch auch Beschäftigungs-Möglichkeiten vor Ort geben. Die deutsche 
Bundesregierung gibt derzeit jährlich etwa neun bis zehn Milliarden Euro für die 
Unterstützung ukrainischer Flüchtlinge aus, und auch die Aufwendungen der Bundesländer 
und der Kommunen sind beträchtlich. Die Ausgaben sind hauptsächlich dafür da, die 
Grundbedürfnisse der Flüchtlinge zu decken und Deutschkurse zu bezahlen, damit sie sich 
besser integrieren können. Jedoch scheinen die Maßnahmen nicht zu mehr Beschäftigung 
zu führen. 

Tatsächlich deuten offizielle Daten darauf hin, dass von den 743 000 derzeit in Deutschland 
lebenden ukrainischen Staatsbürgern im erwerbsfähigen Alter (von insgesamt 1,3 Millionen) 
etwa 135 000 einer sozialversicherungspflichtigen Arbeit nachgehen und weitere 40 000 
einen Minijob haben. Das entspricht einer Beschäftigungsquote von etwa 20 Prozent. Die 
Erwerbsquoten sind in EU-Ländern mit weniger großzügigen Sozialversicherungssystemen 
höher, was darauf hindeutet, dass das Arbeitskräfteangebot dort auf Anreize reagiert. 

Statt innerhalb der Aufnahmeländer Geld in Sozialleistungen zu stecken, sollten die EU und 
ihre Mitgliedstaaten diese Mittel umwidmen, um die Rückkehr der Flüchtlinge in die Ukraine, 
insbesondere die Westukraine, zu unterstützen. Gut konzipierte EU-finanzierte 
Wiedereingliederungsprogramme würden nicht nur mehr Ukrainerinnen und Ukrainern die 
Rückkehr ermöglichen und damit den Arbeitsmarkt in ihrem Heimatland stärken. Es würde 
zudem europäische Unternehmen ermutigen, in den stabileren Gebieten der Ukraine zu 
investieren und damit den Grundstein für einen kräftigen Aufschwung in der Zeit nach dem 
Krieg zu legen. 

Die europäischen und insbesondere die deutschen Unternehmen haben eine gewisse 
Bereitschaft zu derartigen Investitionen gezeigt. Der deutsche Kabelhersteller Leoni 
beschäftigte in der Westukraine vor dem Krieg mehr als 7 000 Mitarbeiter, und das Pharma- 
und Biomedizinunternehmen Bayer hat 2023 zugesagt, 60 Millionen Euro im ukrainischen 
Pochuiky zu investieren. Derzeit behindern jedoch die Kriegsrisiken und der Mangel an 
qualifiziertem deutschsprachigem Personal weitere Investitionen. 

Historisch gesehen war die Westukraine über lange Zeit weniger entwickelt als andere Teile 
des Landes. 

Beide Faktoren können angegangen werden. Die Logik des Krieges begünstigt eine 
Produktion, die entweder in festen Clustern (am besten für Massenproduktion) oder 
dezentral organisiert ist (besser geeignet für kleine und mittlere Unternehmen). Wenn kleine 
Fabriken über ein großes Gebiet verstreut sind und wenn sie weit genug von der Front 
entfernt sind, ist das Risiko einer direkten Zerstörung begrenzt. 

Um die Kriegsrisiken weiter zu verringern, könnten deutsche oder EU-Institutionen wie die 
deutsche Investitions- und Entwicklungsbank KfW oder die Europäische Investitionsbank  
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eine Art Versicherung anbieten. Kombinieren ließen sich derartige Programme mit einer 
Umsiedlungshilfe und der Finanzierung betrieblicher Ausbildungsmaßnahmen – 
einschließlich der erforderlichen Sprachkurse – für ukrainische Flüchtlinge, die in neu 
errichteten europäischen Fabriken in der Westukraine arbeiten wollen. Die Verknüpfung von 
Umsiedlungs- und Beschäftigungsmaßnahmen würde sicherstellen, dass die Rückkehrer 
keine Belastung für die bereits angespannten öffentlichen Finanzen der Ukraine darstellen. 

Dieses Programm würde der Ukraine längerfristige Vorteile bringen. Historisch gesehen war 
die Westukraine über lange Zeit weniger entwickelt als andere Teile des Landes. Doch der 
wirtschaftliche Schwerpunkt hat sich in letzter Zeit gen Westen verlagert. Das liegt teils 
daran, dass der Großteil der Schwerindustrie im Osten zerstört wurde, aber auch an der 
Nähe zur EU. Sicherzustellen, dass die Westukraine über eine starke Erwerbsbevölkerung 
verfügt und viele europäische Investitionen insbesondere in kleine und mittlere 
Unternehmen erhält, würde die Voraussetzungen für die Integration der Ukraine in die 
europäische Wirtschaft schaffen. 

Zudem würden derartige Bemühungen den Grundstein für ein belastbares 
Entwicklungsmodell legen. Wie der Aufstieg der italienischen Region Venetien nach dem 
Zweiten Weltkrieg gezeigt hat, kann ein starker, global integrierter Sektor mit kleinen und 
mittleren Unternehmen zu größerer Widerstandsfähigkeit gegenüber wirtschaftlichen 
Erschütterungen führen. 

Mit dem Wiederaufbau des ukrainischen verarbeitenden Gewerbes jetzt (und nicht erst nach 
Kriegsende) zu beginnen, würde sowohl die Fähigkeit des Landes steigern, der russischen 
Aggression zu widerstehen, als auch die wirtschaftliche Erholung des Landes und seine 
Integration in die EU unterstützen. Der erste Schritt besteht darin, dafür zu sorgen, dass die 
Ukrainerinnen und Ukrainer, die derzeit in der EU Zuflucht suchen, die Mittel und Anreize 
erhalten, die sie zur Rückkehr in ihre Heimat benötigen. 

© Project Syndicate 

Aus dem Englischen von Jan Doolan 

 

 
Yuriy Gorodnichenko, Berkeley 

Dr. Yuriy Gorodnichenko ist ein ukrainischer Wirtschaftswissenschaftler und Professor der 
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Schwerpunkten Geldpolitik, Steuerpolitik und Wirtschaftswachstum 
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Daniel Gros, Brüssel 

Daniel Gros ist Leiter des Think Tanks Center for European Policy Studies. Er war für den 
Internationalen Währungsfonds tätig und arbeitete als Wirtschaftsberater für die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament sowie den französischen 
Premierminister und Finanzminister. 
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02)  Alles hat seine Zeit.  

       Immer wieder wird zur Verständigung mit Russland eine Rückbesinnung  

       auf die Ostpolitik gefordert. Doch diese ist keine Blaupause für die  

       Gegenwart 
 

       Von Bernd Rother 
 

22.08.2024   

 
Andy Warhols Neuinterpretation von Willy Brandt ist gelungen. Wie steht es um die 
Neuinterpretation der Ostpolitik?-picture alliance / dpa | Jörg Carstensen   

Seit dem russischen Einmarsch in die Ukraine steht auch die Ostpolitik von Willy Brandt und 
Egon Bahr wieder in der Diskussion. War sie der Beginn eines Sündenfalls, eines naiven 
Umgangs mit Russland? Oder kann sie uns heute zeigen, wie der Weg zum Frieden 
aussehen sollte? Lässt sich mit der damals entwickelten Methode – mit der Anerkennung 
der Realitäten, die im Anschluss in kleinen Schritten verändert werden sollen – wieder eine 
friedliche Koexistenz mit Russland erreichen, wie dies zuletzt Hans Kundnani im IPG-
Journal vorschlug? 

Die Anerkennung der Realitäten durch Deutschland als Ausgangspunkt für einen 
Friedensprozess in der Ukraine zu fordern, hat einen großen Haken. Die Ostpolitik 
bedeutete, dass die Bundesrepublik aufhörte, die Grenzen infrage zu stellen, in denen die 
Deutschen nach 1945 lebten, also die Westgrenze Polens, und dass sie dazu bereit war, 
die DDR als Staat anzuerkennen. Welche Realität soll und kann Deutschland heute 
anerkennen? Damit kann nur die russisch-ukrainische Grenze gemeint sein. Deutschland 
solle also die Annexion der Krim und des Donbass anerkennen. Was die Ukraine dazu 
sagen würde, bleibt bei solchen Forderungen eine Leerstelle. Mit der Ostpolitik, die auf die 
Wahrung der Chance zur nationalen Einheit der Deutschen zielte, hat dies nichts zu tun. 
Stattdessen erinnert es an das „Konzert der Großmächte“ des 19. Jahrhunderts, in dem 
einige Staatslenker über das Schicksal von Völkern und Staaten entscheiden wollten. Willy 
Brandt hingegen orientierte sich am Recht auf nationale Selbstbestimmung. 

Eine deutsch-russische Verständigung ohne Einschaltung der Ukraine widerspräche dem 
ostpolitischen Erbe. 
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Ein Beispiel: Ende 1969 bat Brandt die polnische Regierung um Verständnis dafür, dass 
angesichts der Machtverhältnisse der erste Vertrag mit der Sowjetunion ausgehandelt 
werden müsse und Polen erst an zweiter Stelle komme. Eine Politik über Polen hinweg war 
ihm ein Graus, wie er auch grundsätzlich nach seinen Erfahrungen im skandinavischen Exil 
die kleineren Staaten nicht als Verhandlungsmasse ansah. Eine deutsch-russische 
Verständigung ohne Einschaltung der Ukraine widerspräche dem ostpolitischen Erbe. Die 
Ukraine kann entscheiden, ob sie „die Realitäten anerkennen“ will oder nicht. Sie dazu zu 
zwingen, wäre nicht nur gegen den Geist der Brandt’schen Außenpolitik, sondern auch 
keine Basis für einen dauerhaften Frieden. 

Und überhaupt das Erbe. Einer der meist zitierten Sätze von Brandt lautet: „Jede Zeit will 
eigene Antworten.“ Das war nicht nur eine Mahnung an seine Nachfolger, das galt auch für 
seine eigene Politik. In Westberlin war er eigenem Bekunden nach „Kalter Krieger“, um die 
Freiheit der Teilstadt zu verteidigen. Als sich später die Chance bot, nutzte er die 
Möglichkeiten zur Entspannung, aber ohne die Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik 
zu schwächen. 

Das war eine „realistische“ Politik, aber sie hatte auch eine transformative Absicht. Brandt 
und Bahr waren von der Überlegenheit, von der Attraktivität des westlichen 
Gesellschaftsmodells überzeugt. Sie wollten durch eine Vielzahl von Kontakten auf die 
Gesellschaften des Ostens einwirken, in der Erwartung, dass dort eine allmähliche 
Transformation stattfinden werde. Der „Wandel durch Annäherung“ – eine unglückliche, weil 
missverständliche Formulierung, die Brandt nie verwendete – sollte einzig im Osten 
stattfinden. 

Heute auf die Ostpolitik der 1960er und 1970er Jahre zurückzugreifen, wäre nicht im Sinne 
von Willy Brandt. 

Heute auf die Ostpolitik der 1960er und 1970er Jahre zurückzugreifen, wäre nicht im Sinne 
von Willy Brandt. Sie war ein zeitgebundenes, durchdachtes, konsistentes Projekt, mit dem 
aufeinander abgestimmt die Beziehungen zur Sowjetunion, zu Polen, zur DDR und zur 
Tschechoslowakei entspannt werden sollten. Dieses Projekt fand 1989/91 sein Ende, als 
sein Objekt, der Ostblock, verschwand. Stattdessen bedarf es heute gänzlich neuer 
Ansätze, die gegenüber Russland und Belarus anders ausfallen müssen als gegenüber 
Polen und dem Baltikum. Es bedarf einer Vielzahl von „Politiken“, eine „Ostpolitik“ aus einem 
Guss ginge an der Realität vorbei. Dass bei der Konzeptionierung dieser Politiken „kleine 
Schritte“ eine Option sein können, ist zutreffend, aber dieser Hinweis alleine hilft nicht viel 
weiter. 

Auch sonst sind die Umstände nicht vergleichbar mit denen vor 50, 60 Jahren – eine 
Binsenweisheit, die aber doch kein Allgemeingut zu sein scheint. Damals kam das Angebot 
zur friedlichen Koexistenz aus Moskau. Brandt und Bahr gehörten – anders als die 
CDU/CSU – zu denen, die testen wollten, wie ernsthaft dies gemeint war. Die Sowjetunion 
bewegte sich in dieser Zeit im Innern und nach außen weg vom wahllosen Stalin’schen 
Terror hin zu einer regelbasierten Diktatur. Ein Rechtsstaat wurde sie dadurch nicht, aber 
sie wurde berechenbarer. Wladimir Putins Russland hat seit seinem Amtsantritt den genau 
gegenläufigen Weg eingeschlagen. In der Innen- wie in der Außenpolitik wurde Moskau 
immer willkürlicher, immer unberechenbarer. „Friedliche Koexistenz“ gehört nicht zum 
außenpolitischen Angebot Putins, er fordert Unterwerfung unter seine Hegemoniegelüste. 
Mit ihm kann man nicht verhandeln wie mit Leonid Breschnew, auch wenn beide Diktatoren 
sind beziehungsweise waren. Putin verfolgt ein aggressives, imperialistisches Programm 
und will die bestehenden Grenzen verändern, während der KPdSU-Chef vor über 50 Jahren 
die damaligen Grenzen des sowjetischen Einflussbereichs zementieren wollte. Das eine  
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Programm bedeutete Frieden – wenn auch nach innen der Friedhofsruhe ähnelnd. Das 
andere Programm, das von Putin, bedeutet Krieg. Friedliche Koexistenz mit Russland kann 
es nur geben, wenn auch zwischen der Ukraine und Russland Frieden herrscht. 

All das mindert überhaupt nicht den berechtigten Stolz der Sozialdemokratie auf den Mut, 
die Weitsicht und die Kreativität von Willy Brandt und Egon Bahr, mit der sie ab Mitte der 
1960er Jahre zu Werke gegangen sind. Nur Geschichtsvergessene stellen heute noch in 
Abrede, dass dies eine Politik auf der Höhe der Zeit war. Kaum ein Politiker der Union, der 
nicht in Podiumsdiskussionen konzediert, dass CDU und CSU vor 50 Jahren falsch lagen, 
als sie die Ostpolitik bekämpften. Stolz auf Vergangenes darf aber nicht den Blick darauf 
verstellen, dass heute wieder ein neues Denken vonnöten ist. 

 
Bernd Rother, Berlin 

Bernd Rother ist Historiker und Senior Research Fellow der Bundeskanzler-Willy-Brandt-
Stiftung. Seine Forschungsschwerpunkte sind die Geschichte der deutschen und 
europäischen Arbeiterbewegung, die deutsche Zeitgeschichte und die Braunschweiger 
Regionalgeschichte. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/alles-hat-
seine-zeit-
7720/?utm_campaign=de_40_20240823&utm_medium=email&utm_source=newslett
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03) Grüße aus der Goldenen Stadt. Von Ed Koch 
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04) Unser täglich Donald. Von Ed Koch 
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05) Nicht normal. Von Ed Koch 
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06) Pulsmesser 
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07) Das bisschen Haushalt. Von Ed Koch 
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08) Nach Hamburg wird die Strecke lang. Von Ed Koch 
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09) KW 32 (05. – 11.08.2024) – Dabei sein ist fast alles. Von Ed Koch 
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10) Von wegen Sommerloch. Von Ed Koch 
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11) Mehr als ein Partner.  

      Deutschland ist nun Teil der UN-Schutzmission an der Grenze zu  

      Nordkorea. Damit sendet Berlin ein Signal, das weit über Asien hinausgeht 
 

      Von Eric Ballbach 
 

 

08.08.2024 

 
An der innerkoreanischen Grenze stehen neben süd- und nordkoreanischen Soldaten auch 
UN-Schutztruppen. Deren neuestes Mitglied: Deutschland.-picture alliance/dpa/Stephan Schulz   

Dieser Schritt geht weit über reine Symbolik hinaus: Deutschland ist als 18. Mitglied dem 
UN Command in Korea (UNC) beigetreten. Das UNC war ursprünglich am 7. Juli 1950 nach 
der Anerkennung der Aggression durch die Demokratische Volksrepublik Korea 
(Nordkorea) gegen die Republik Korea (Südkorea) durch den Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen zur Unterstützung Südkoreas etabliert worden. Seit der Unterzeichnung des 
Waffenstillstandsabkommens 1953 besteht die Hauptaufgabe der von den USA geführten 
multinationalen Truppe darin, die Aufrechterhaltung des Waffenstillstands zu überwachen 
sowie den innerkoreanischen Dialog zu fördern. Seit dem 2. August dieses Jahres ist 
Deutschland nun Teil des UN Command. 

Bereits 2019 bemühte sich die Bundesrepublik darum, dem UNC beizutreten. Dies wurde 
jedoch vom damaligen Präsidenten Südkoreas, Moon Jae-in, abgelehnt, um seine auf 
Entspannung und Einbindung ausgelegte Nordkoreapolitik nicht zu gefährden – denn 
Pjöngjang fordert schon lange die Auflösung des UNC. Seither hat sich die Situation auf der 
koreanischen Halbinsel jedoch ebenso grundlegend verändert wie die Haltung der 
konservativen Regierung Yoon Suk Yeols, die sich um eine Ausweitung der 
Zusammenarbeit mit den UNC-Mitgliedstaaten bemüht hat, um die wachsende militärische 
Bedrohung durch Nordkorea abzuschrecken. Vor diesem Hintergrund traf die erneute 
deutsche Bewerbung um die Mitgliedschaft 2024 auf breite Unterstützung, sowohl in 
Südkorea als auch in den USA. 

Für den Beitritt Deutschlands zum UNC lassen sich mehrere Gründe festmachen. 
Zuvorderst ist der Schritt eine konsequente Fortsetzung der immer engeren bilateralen 
Beziehungen Deutschlands zu Südkorea. Das Land wird von Berlin nun als einer seiner 
beiden wichtigsten asiatischen Partner angesehen. Aufbauend auf den traditionellen 
Kooperationsfeldern – Wirtschaft, Teilung/Wiedervereinigung, Kultur und Wissenschaft –  
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haben sich die Beziehungen zwischen Berlin und Seoul in der jüngeren Vergangenheit auf 
weitere Politikfelder und insbesondere auch auf den strategischen Bereich ausgeweitet.   

Konkrete Beispiele hierfür sind etwa ein von Bundeskanzler Olaf Scholz und Präsident Yoon 
Suk Yeol angekündigtes Abkommen zum Schutz militärischer Informationen, welches 
darauf abzielt, die praktische Zusammenarbeit im Verteidigungsbereich zu stärken und die 
Lieferketten der Verteidigungsindustrie zu stabilisieren. Ausgebaut wurde auch die 
cybersicherheitspolitische Zusammenarbeit. Im März 2023 sowie im Februar 2024 
veröffentlichten der deutsche Verfassungsschutz und der koreanische National Intelligence 
Service zwei gemeinsame Sicherheitshinweise, um auf nordkoreanische 
Cyberspionagekampagnen aufmerksam zu machen – ein Novum in der 
cybersicherheitspolitischen Kooperation zwischen Europa und Südkorea. 

Deutschlands Beitritt zum UNC ist durchaus Ausdruck der dramatisch gewachsenen 
Bedeutung Südkoreas für die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik. 

Für die gewachsene Bedeutung sicherheitspolitischer Aspekte im deutsch-koreanischen 
Verhältnis spricht ferner, dass die Deutsche Luftwaffe im Nachgang zu den multinationalen 
Militärübungen Pitch Black und Kakadu in Australien an Kooperationen mit Südkorea und 
Japan teilnahm und sich die Bundesrepublik im Rahmen ihrer Einsätze im 
Indopazifik wiederholt an der Überwachung der Sanktionen gegen Nordkorea beteiligte. So 
betrachtet ist Deutschlands Beitritt zum UNC durchaus Ausdruck der dramatisch 
gewachsenen Bedeutung Südkoreas für die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik. Dies 
betonte auch Verteidigungsminister Boris Pistorius im Rahmen der Beitrittszeremonie: Die 
Bundesrepublik zeige mit diesem Schritt deutlich, dass die Republik Korea für Deutschland 
nicht nur ein überaus wichtiger Partner, sondern ein echter Wertepartner sei. 

Daher dient der Beitritt zweitens auch dazu, Einigkeit und Standhaftigkeit gegen jene zu 
demonstrieren, die diese gemeinsamen Werte und die internationale Ordnung angreifen. Er 
ist als Ausdruck des deutschen Einsatzes für die Aufrechterhaltung der regelbasierten 
internationalen Ordnung zu sehen – und diese, so Pistorius, müsse an unterschiedlichen 
Orten dieser Welt gegen Provokationen und angesichts der Bedrohung durch Aggressoren 
verteidigt werden, in Europa genauso wie im Indopazifik. So spiegelt der Beitritt 
insbesondere auch die Besorgnis Berlins über den Einmarsch Russlands in die Ukraine und 
die verstärkte militärische Zusammenarbeit zwischen Moskau und Pjöngjang wider, die 
jüngst im Abschluss einer umfassenden strategischen Partnerschaft mündete. 

Die Mitgliedschaft im UNC ist drittens auch ein Ausdruck der grundlegenden Überzeugung 
der Bundesregierung, dass die europäische Sicherheit eng mit der Sicherheit im 
indopazifischen Raum verbunden und ein stärkeres Engagement im Indopazifik daher 
unerlässlich sei. Dabei ist die Mitwirkung im UN Command nicht nur ein konkreter Beitrag, 
den Deutschland realistisch zu leisten vermag. Es ist auch ein Schritt, um das deutsche 
Engagement in der Region auf eine dauerhaftere Ebene zu setzen. 

Nordkorea bezeichnete das UNC in der Vergangenheit wiederholt als „amerikanisches 
Konfrontations-Instrument“ und eine „illegale Kriegsorganisation“. 

Auch wenn die Bundesrepublik wiederholt beteuerte, dass sich der Beitritt zum UNC nicht 
gegen Nordkorea richte, wurde der Schritt von Pjöngjang – wenig überraschend – vehement 
kritisiert. Nordkorea bezeichnete das UNC in der Vergangenheit wiederholt als 
„amerikanisches Konfrontations-Instrument“ und eine „illegale Kriegsorganisation“. In einer 
Meldung der Nachrichtenagentur KCNA verurteilte ein Sprecher des Außenministeriums 
den Beitritt Deutschlands zum UNC als einen „Akt, der den Frieden und die Stabilität auf der  
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koreanischen Halbinsel bedrohe“ und somit „unweigerlich die militärische und politische 
Situation auf der koreanischen Halbinsel und in der Region verschärfe“. Außerdem warnte 
er, dass Nordkorea seine Selbstverteidigungsfähigkeiten weiter ausbauen und Deutschland 
für die Verschärfung der regionalen Spannungen die volle Verantwortung tragen werde. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob sich Deutschland mit dem Beitritt zum UNC 
selbst um eine mögliche Vermittlerrolle im Konflikt auf der koreanischen Halbinsel bringt. 
Dies ist klar zu verneinen, denn Deutschland steht in dem Konflikt ganz deutlich an der Seite 
Südkoreas und der USA – und wurde daher auch seitens Nordkoreas nicht als möglicher 
unabhängiger Vermittler wahrgenommen. So war die Bundesrepublik in der Vergangenheit 
beispielsweise auch eine der treibenden Kräfte für härtere EU-Sanktionen gegen 
Nordkorea. Das ist auch Nordkorea bewusst. Dennoch stellt sich die Frage, wie der 
deutsche Beitritt zum UNC die bilateralen Beziehungen zwischen Berlin und Pjöngjang 
beeinflussen wird. Trotz der scharfen rhetorischen Verurteilung Deutschlands durch 
Nordkorea ist es eher unwahrscheinlich, dass Pjöngjang die Beziehungen zur 
Bundesrepublik vollständig abbrechen wird. Letztlich unterhält Nordkorea auch weiterhin 
Beziehungen zu anderen UNC-Mitgliedern, wie etwa zum Vereinigten Königreich oder 
Schweden. Nicht auszuschließen ist hingegen, dass der Schritt etwaige Engagement-
Initiativen Deutschlands gegenüber Nordkorea in der Zukunft (negativ) beeinflussen könnte. 

Der Beitritt Deutschlands zum UNC ist weit mehr als bloße Symbolik. Zwar muss das 
genaue Mandat Deutschlands innerhalb des UNC noch ausdefiniert werden, und es kann 
davon ausgegangen werden, dass der Beitritt nicht notwendigerweise bedeutet, dass 
Deutschland greifbare Unterstützung in Form von militärischen Mitteln anbieten werde. 
Vielmehr wird es, wie bei den meisten Mitgliedstaaten, wohl primär um eine Einbindung in 
die Austausch- und Dialogprozesse des UNC sowie um begrenzte personelle Unterstützung 
gehen. Dennoch untermauert Deutschland damit sein Engagement in der Region und sein 
langfristiges Commitment gegenüber Südkorea. Darüber hinaus ist daran zu erinnern, dass 
das UNC, trotz der ablehnenden Haltung Nordkoreas, eine wichtige Rolle im Konflikt auf der 
koreanischen Halbinsel spielt. Oftmals ist es der erste – und immer häufiger der einzige – 
Kommunikationskanal mit Nordkorea in Krisenfällen. 

 
Eric Ballbach, Berlin 

Eric J. Ballbach ist derzeit Korea Foundation Fellow bei der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP). Er forscht zu den Themen Außen- und Sicherheitspolitik Nord- und Südkoreas, 
innerkoreanische Beziehungen, Multilateralismus in Ostasien und koreanische 
Identitätspolitik. 
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12) Es reicht meint Ed Koch 
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13) Woher kommst Du. Von Ed Koch 
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14) Mission Frieden.   
      Eine friedliche Koexistenz mit Russland erscheint unerreichbar. Die   
      Rückkehr zur ursprünglichen Ostpolitik könnte helfen, dem Ziel  
      näherzukommen 
 

      Von Hans Kundnani 
 

01.08.2024

 
Der sowjetische Parteivorsitzende Leonid Breschnew im Gespräch mit Kanzler Willy Brandt 
auf dem Schwarzen Meer. Immer mit dabei: der Architekt der Architekt der Ostpolitik, Egon 
Bahr.- picture alliance / AP | Fritz Reiss  

In Deutschland herrscht allgemein die Vorstellung, dass die Ostpolitik – worunter man 
gewöhnlich eine Politik versteht, die auf der Idee einer friedlichen Koexistenz mit Russland 
basiert und auf die Entspannungspolitik Willy Brandts zurückgeht – inzwischen völlig 
diskreditiert ist. Selbst diejenigen, die zugestehen, dass sie in den 1970er Jahren erfolgreich 
war, halten sie anscheinend für überholt und sind der Ansicht, sie sollte komplett 
aufgegeben werden. Dabei brauchen wir Ostpolitik – und das wohl derzeit mehr denn je. 
Insbesondere die Sozialdemokratie sollte sich wieder auf sie besinnen, statt sie ad acta zu 
legen. 

Deutschlands außenpolitische Eliten sind überwiegend der Ansicht, die Sozialdemokraten 
seien bis zum russischen Einmarsch in die Ukraine im Februar 2022 in einer überkommenen 
Sichtweise gefangen gewesen, die auf Brandts Ansatz zurückgehe. Bundeskanzler Olaf 
Scholz habe zwar nach dem Einmarsch einen neuen Kurs versprochen, sei aber beim 
Investieren in die militärischen Kapazitäten nicht weit genug gegangen, bei den nötigen 
Waffenlieferungen an die Ukraine zu zögerlich gewesen und habe nicht deutlich genug 
gesagt, dass Russland besiegt werden müsse. Mit anderen Worten: Die Sozialdemokraten 
können von der Ostpolitik nicht ganz lassen. 

Ich sehe das anders. Mehr als zehn Jahre lang habe ich die damals in Deutschland und in 
anderen westlichen Ländern vorherrschende Auffassung kritisiert, die wirtschaftliche 
Verflechtung mit China und Russland werde diese Länder entweder demokratisieren oder 
in „verantwortungsvolle Akteure“ der internationalen Ordnung verwandeln. Ich war also alles 
andere als ein Verfechter des von Gerhard Schröder bis Angela Merkel vertretenen weichen 
Kurses gegenüber autoritären Staaten. Schon 2013 habe ich darauf hingewiesen, das 
Prinzip „Wandel durch Handel“ sei keine Fortführung, sondern ein Zerrbild der Ostpolitik. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/hans-kundnani/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/der-berliner-blob-7455/
https://internationalepolitik.de/system/files/article_pdfs/ip_01_2014_kundnani.pdf


Seite E 102 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 851 vom 29.08.2024 

Egon Bahr, der Architekt der Ostpolitik, war ein Realist und hatte nicht die Transformation 
der Sowjetunion, sondern die Wiedervereinigung Deutschlands im Sinn. Das Konzept, das 
er 1963 in seiner berühmten Rede in Tutzing vorschlug, zielte keineswegs auf wirtschaftliche 
Verflechtung. Damals lautete das Schlagwort „Wandel durch Annäherung“, nicht „Wandel 
durch Handel“. Es ging mehr um zwischenmenschliche Beziehungen als ums Geschäft – 
und soweit die wirtschaftliche Verflechtung überhaupt eine Rolle spielte, war sie nicht 
Selbstzweck, sondern Mittel zum Zweck. 

„Wandel durch Handel“ war das liberale Zerrbild einer realistischen Grundidee. 

Doch seit der Ära Schröder wurde dieser durchaus kluge und erfolgreiche Grundsatz aus 
der Zeit des Kalten Krieges nicht nur von den Sozialdemokraten, sondern auch von anderen 
instrumentalisiert. Er musste als Rechtfertigung für einen ganz anderen Kurs gegenüber 
einem Land herhalten, bei dem es sich nicht mehr um die Sowjetunion handelte, sondern 
um ein nach dem Kalten Krieg von Grund auf verändertes Russland. Nun war das 
Geschäftemachen nicht mehr ein Mittel zum Zweck, sondern das eigentliche Ziel. Um dem 
Ganzen einen moralischen oder strategischen Anstrich zu geben, wurde jedoch behauptet, 
Handel führe von sich aus zu „Wandel“ in den autoritären Staaten, mit denen Deutschland 
Geschäfte machte. Kurzum: „Wandel durch Handel“ war das liberale Zerrbild einer 
realistischen Grundidee. 

Inzwischen hat Deutschland aber offensichtlich das Kind mit dem Bade ausgeschüttet. Da 
die Ostpolitik derart sinnentstellt ist, dass man vergessen hat, worum es eigentlich ging, 
erscheint sie angesichts des russischen Angriffs auf die Ukraine bestenfalls irrelevant und 
schlimmstenfalls kontraproduktiv. Stattdessen heißt es, es könne keinen Frieden mit 
Russland geben, solange das Land nicht vollständig besiegt sei, und wir müssten uns 
deshalb auf einen langen Krieg einstellen. Außerdem ergebe es keinen Sinn, über einen 
Frieden mit Russland überhaupt nur nachzudenken – allein schon das Nachdenken spiele 
Putin in die Hände. 

Doch die Ostpolitik – im Unterschied zu dem Zerrbild von „Wandel durch Handel“, das mit 
Schröder seinen Anfang nahm – ist nach wie vor relevant. Mehr noch: Eine Ostpolitik wird 
heute dringender gebraucht als vor dem russischen Einmarsch in die Ukraine 2022. Bei 
allen Unterschieden zwischen damals und heute gleicht die derzeitige Lage in Europa dem 
Kalten Krieg stärker als in den zwei Jahrzehnten nach dessen Ende. Damit könnte die 
geschickte Strategie aus der Zeit des Kalten Krieges so relevant werden wie schon lange 
nicht mehr. 

Heute muss das Ziel Frieden mit Russland sein. 

Bahrs Konzept beinhaltet zwei ausgesprochen innovative und interessante Aspekte, die für 
das Nachdenken über die deutsche Russlandpolitik heute bedeutsam sind. Der erste Aspekt 
ist der paradoxe Gedanke, die Realität zu akzeptieren, um sie verändern zu können. Für 
Bahr war dies die Teilung Deutschlands. Er kam zu der Einsicht, dass die Anerkennung der 
Deutschen Demokratischen Republik der beste Weg sei, um die Teilung zu überwinden. Er 
nannte das „innerdeutsches Judo“. 

Der zweite Aspekt der Ostpolitik ist der Gedanke, in kleinen Schritten auf ein langfristiges 
Ziel hinzuarbeiten, das unerreichbar scheint. Für Bahr war der erste Schritt ein Abkommen 
mit der DDR, das es der Bevölkerung Westberlins ermöglichte, Passierscheine für den 
Besuch bei Verwandten in Ostberlin zu beantragen. Das muss damals bestenfalls belanglos 
gewirkt und schlimmstenfalls als Zugeständnis wahrgenommen worden sein – doch es war 
der Beginn eines Prozesses, der die beiden deutschen Staaten zusammenführen sollte. 
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Auch wenn viele den Eindruck haben, es gebe einen neuen Kalten Krieg, ist die heutige 
Situation natürlich eine ganz andere als in den frühen 1960er Jahren, als Bahr die Ostpolitik 
auf den Weg brachte, und in den 1970er Jahren, in denen Willy Brandt sie als Kanzler in die 
Tat umsetzen konnte. Vor allem ist Deutschland inzwischen wiedervereinigt. Die 
Sozialdemokraten sollten darüber nachdenken, wie sie diese beiden Aspekte von Bahrs 
Ansatz auf die heutige Situation in Europa anwenden könnten. 

Heute muss das Ziel – also das, was für Bahr die deutsche Wiedervereinigung war – Frieden 
mit Russland sein. Im Moment scheint dies so weit entfernt und unerreichbar wie die 
deutsche Wiedervereinigung in den frühen 1960er Jahren. Doch die Ostpolitik lehrt, auf der 
einen Seite die aktuelle Realität zu akzeptieren, ohne aber auf der anderen Seite das Ziel 
aus den Augen zu verlieren, was die außenpolitischen Eliten in Deutschland allem Anschein 
nach tun. Zudem sollte darüber nachgedacht werden, welche kleinen Schritte unternommen 
werden können, um dieses Ziel am Ende zu erreichen. 

Aus dem Englischen von Christine Hardung 

 
Hans Kundnani, London 

Hans Kundnani ist Visiting Fellow am Remarque Institute an der New York University sowie 
Open Society Foundations Ideas Workshop Fellow. Sein jüngstes Buch Eurowhiteness: 
Culture, Empire and Race in the European Project erschien 2023. 

 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/mission-
frieden-
7668/?utm_campaign=de_40_20240802&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/mission-frieden-7668/?utm_campaign=de_40_20240802&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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15) Never ever. Von Ed Koch  
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16) Schurkenstück 
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17)  Der Fluch der Gerechtigkeit. Von Ed Koch 
 

 



Seite E 108 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 851 vom 29.08.2024 
 
B e r l i n  u n d  L a n d  B r a n d e n b u r g  (Seiten E 108 – E 121) 
 
01) Kritisches Erinnern. Von Ed Koch 
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02) Was würdest Du tun? Von Ed Koch 
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03) „Wir werden die Stadt umgraben.“ Von Ed Koch 
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04) Franziska Giffey: „So kann es nicht bleiben!“ Von Ed Koch 
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05) KW 33 (06. – 11.08.2024) – Santa Maria. Von Ed Koch 
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06) Die Stachelschweine werden 75! Von Ed Koch 
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07) Es sind Ferien und keiner ist weg! 
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08) KW 31 (29.07. – 04.08.2024) – Innere Ansichten. Von Ed Koch 
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09) Zweiradideologie. Von Ed Koch 
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10) Au revoir. Von Ed Koch 
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E. g) Ostmitteleuropa                                                    Seiten E 122 – E 134 
 
P o l e n (Seiten E 122 – E 128) 
 

01) Warschau: „Ein großer deutscher Tatort“. Von Ed Koch 
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T s c h e c h i e n  (Seiten E 129 – E 130) 
 
01) Umfrage: "Eid-Bewegung" und Kommunisten im Aufwind 

Seit Juni ist die politische Landschaft in Tschechien durch die jüngsten Wahlen zum 
Europäischen Parlament in Bewegung geraten. Ihre Ergebnisse haben die 
Innenpolitik erschüttert, sei es durch den Erfolg außerparlamentarischer Parteien und 
Bewegungen, oder durch das enttäuschende Abschneiden der Regierungsparteien. 
Auch die siegreiche ANO-Bewegung sorgte für Aufsehen, indem sie zusammen mit 
der ungarischen Fidesz-Partei von Viktor Orbán und der Freiheitlichen Partei 
Österreichs (FPÖ) eine neue Fraktion im Europäischen Parlament bildete. Nach den 
Europawahlen haben die politischen Akteure im Lande mit den Vorbereitungen für 
die Regional- und Senatswahlen begonnen, die vom 20. bis 21. September stattfinden 
werden. Wie haben sich die jüngsten Ereignisse auf das aktuelle Wahlmodell des 
Meinungsforschungsinstituts NMS für Juli ausgewirkt? 

 
Die rechtspopulistische "Eid-Bewegung" (Přísaha) würde den Einzug ins Abgeordneten-
haus problemlos schaffen.- Bild: Přísaha 

Das Meinungsforschungsinstitut NMS beobachtete in ihrer jüngsten Umfrage drei 
Phänomene, die sich auf die tschechische Innenpolitik mittel- und langfristig auswirken 
werden: 

1) Die ANO-Bewegung hätte die Wahlen im Juli gewonnen. Seit dem Frühjahr beobachten 
wir jedoch einen leichten Rückgang der Unterstützung für die Partei, der wie bei der SPD 
mit der wachsenden Unterstützung außerparlamentarischer Parteien zusammenhängt.   
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2) Das aktuelle Wahlmodell bestätigt den Trend steigender Präferenzen für die Eid-
Bewegung, der zusammen mit den Kommunisten (KSČM) immer noch von ihren starken 
Kampagnen für die Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni profitiert.  

3) Die wirtschaftsliberale Partei TOP'09, die seit langem unter der 5%-Hürde für den Einzug 
in das Parlament lag, würde aus eigener Kraft in die Abgeordnetenkammer einziehen. In 
den kommenden Monaten wird man sehen, ob TOP'09 tatsächlich beginnt, ihr 
Wahlpotenzial besser zu nutzen und seine Chancen auf eine Rückkehr in die 
Abgeordnetenkammer aus eigener Kraft zu bestätigen. 

Das aktuelle Wahlmodell vom Juli 2024: 

Partei Wahlbündnis Juli 2024 Wahl 2021 

ANO  28,2% 27,1% 

 Spolu (19,7%) 27,8% 

 Piraten+STAN (19,2%) 15,6% 

ODS  11,3% Spolu 

STAN  10,1% Piraten+STAN 

Piraten  9,1% Piraten+STAN 

Přísaha  7,2% 4,7% 

SPD  6,8% 9,6% 

KSČM  5,6% 3,6% 

TOP'09  5,2% Spolu 

KDU-ČSL  3,2% Spolu 

Svobodní  3,2% 2,8%* 

SocDem  3,2% 4,7%** 

*) im Wahlbündnis mit Trikolóra und Soukromníci 

**) 2021 unter dem alten Kürzel ČSSD angetreten 

Quelle: NMS 

https://www.powidl.info/politik/umfrage-eid-bewegung-und-kommunisten-im-
aufwind   

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 50, 2024 

Wien, am 21. August 2024 

 

https://www.powidl.info/politik/umfrage-eid-bewegung-und-kommunisten-im-aufwind
https://www.powidl.info/politik/umfrage-eid-bewegung-und-kommunisten-im-aufwind
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E. h) Osteuropa                                                               Seiten E 131 – E 119 

 
U k r a i n e (Seiten E 131 – E 119) 
 
01)  Kursk-Änderung. 
       Die ukrainische Offensive markiert ein neues Kapitel des Krieges, doch  
       Ziele und Erfolgsaussichten bleiben weiter unklar. Wie reagiert Moskau? 
 
       Von Alexey Yusupov 

13.08.2024

 
Region Kursk: Russisches Militärgerät wird zum Einsatz in Russland gebrach.- picture 
alliance / Associated Press   

Kursk, der Name hat einen besonderen Klang in Russland. Vor genau 24 Jahren ereignete 
sich eine der ersten großen Katastrophen der Putin’schen Regierungszeit – das Atom-U-
Boot „Kursk“ sank in der Barentssee, alle Besatzungsmitglieder starben. Heute ist es die 
Namensgeberin, die Regionalhauptstadt Kursk, die seit fast einer Woche die Nachrichten 
dominiert. Zum ersten Mal seit dem Zweiten Weltkrieg befindet sich die reguläre Armee 
eines verfeindeten Staates auf russischem Boden, dazu auch noch mit Panzern und unweit 
der Ortschaften der kolossalen Panzerschlacht der Roten Armee gegen die Wehrmacht im 
Jahre 1943. 

Der Ukraine ist mit ihrer Kursk-Belgorod-Operation bereits jetzt, auch kommunikativ, eine 
wirkungsvolle Überraschung gelungen. Das Eindringen eines substanziellen ukrainischen 
Truppenverbands auf das russische Territorium wird begleitet von einer effektiven 
Desinformationskampagne. So kursierte eine Zeit lang im russischen Internet ein Deepfake-
Video des Kursker Gouverneurs, der seine Bürger dazu aufzurufen schien, sich zur 
Vaterlandsverteidigung einzufinden und Milizen zu bilden. Es gibt auch gestellte und 
geschauspielerte Aufnahmen, zum Beispiel das Selfie-Video eines „Lokalbewohners“, der 
von Gesprächen mit ukrainischen Besatzungssoldaten berichtet und von Vorbereitungen für 
ein „Referendum zum Betritt zur Ukraine“. Offiziell wird dabei von Kiew wenig bis gar nichts 
kommuniziert, was den erwünschten Effekt verstärkt. Die Ukraine hat die Reaktion auf die 
Prigoschin-Revolte genau beobachtet und weiß, dass fehlende Vorbereitung der russischen 
Beamten, allgemeine Verwirrung vor Ort und Funkstille von oben ihre besten Verbündeten 
sind. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/alexey-yusupov/
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Die Ukraine hat die Reaktion auf die Prigoschin-Revolte genau beobachtet. 

Die russische Regierung ist erwartungsgemäß überrumpelt. Der Grenzschutz wie auch die 
unterstützenden Armeeeinheiten waren grundsätzlich für die Möglichkeit ukrainischer 
Grenzübertritte sensibilisiert, aber doch eigentlich nur im Ausmaß der letztjährigen Aktionen 
des „Russischen Freiwilligencorps“, einer Formation unter der Patronage des ukrainischen 
Militärgeheimdienstes. Es handelte sich dabei vor allem um öffentlichkeitswirksame, in den 
Sozialen Medien dokumentierte Nadelstiche, ausgeführt von ein paar Dutzend Soldaten und 
ohne weitere militärische Relevanz. Diesmal sind ukrainische Soldaten und Material in 
Divisionsstärke beteiligt – ein Versagen der russischen Aufklärung und ein Beleg dafür, dass 
das drohnenübersättigte „gläserne Gefechtsfeld“ an der unmittelbaren russisch-
ukrainischen Kontaktlinie keine Garantie gegen solche Coups bedeutet. 

Die Lage bleibt unübersichtlich: Moskau schweigt lange, verbreitet verfrühte Entwarnungen. 
Präsident Wladimir Putin erklärte schlussendlich den Abwehrkampf zu einer 
„antiterroristischen Operation“ und mandatierte den Inlandsgeheimdienst FSB zu einer Art 
polizeilichem Kriegsrecht. Die Devise lautet: den gegnerischen Erfolg bloß nicht größer 
machen. Derweil sind Hunderttausende russischer Grenzbewohner auf der Flucht oder 
evakuiert; sie berichten von der Untätigkeit der örtlichen Behörden; Fernsehsendungen 
verbreiten bis zur letzten Minute beruhigende Lügen („Es handelt sich nur um kleine 
Aufklärungstrupps der Ukrainer“) statt überlebenswichtige Informationen (Adressen der 
Notunterkünfte im Landesinnern, Hinweise auf Evakuierungsrouten, Packlisten). 

Russland versinkt im Kriegs- und Informationsnebel. 

Auch das Blame Game beginnt prompt: Die an der Grenze stationierten Kadyrow-Kämpfer 
schieben die Schuld in die Schuhe des Verteidigungsministeriums, örtliche Beamte 
verweisen auf das Schweigen im föderalen Zentrum, die Reste der Wagner-Truppen melden 
sich aus Mali und bitten um rasche Wiedereinsetzung an der ukrainischen Grenze. 
Ausgerechnet in derselben Woche beginnt die russische digitale Zensurbehörde mit der 
lange geplanten großflächigen Abschaltung von YouTube – weiterhin die wichtigste 
Informationsquelle für Millionen von Menschen. Russland versinkt im Kriegs- und 
Informationsnebel. 

Doch auch die erfolgreichsten Überraschungen wirken nur kurz, das ist ihre Natur. Nach 
einer Woche wissen wir zwar immer noch nicht, welche Ziele genau die Ukrainer verfolgen, 
man kann aber die unterschiedlichen Effekte der Operation bereits bewerten. Da wären 
zunächst die kommunikativen Ziele des Unterfangens: Neben der sicherlich sehr 
notwendigen Selbstvergewisserung der ukrainischen Streitkräfte und Gesellschaft –man ist 
nicht vollends im quälenden Ermüdungskampf gefangen – sendet die Operation auch 
mehrere Signale an Russland. Die Bevölkerung der Grenzbezirke auf der russischen Seite 
soll noch mehr als zuvor spüren: Der Krieg kommt nach Hause, der Kreml kann seine 
Sicherheitsversprechen nicht halten. Das ist tatsächlich eine wirksame Message, denn der 
Beschuss von Belgorod und anderer grenznaher Orte in der Vergangenheit haben die 
dortige Bevölkerung sehr wohl in Krisenstimmung versetzt. 

Das ist allerdings – wie schon früher bei Drohnenangriffen auf Moskau – keineswegs in einer 
kreml- und kriegskritischen Haltung gemündet. Als Reaktion startete Moskau im Frühjahr 
mit der Charkiw-Operation den Versuch, die ukrainische Artillerie zu verdrängen und damit 
russische Dörfer und Städte aus ihrer Reichweite zu rücken. Gleichwohl ist diese 
Entwicklung sehr lokal. Russinnen und Russen in anderen Landesteilen bleibt das Leid ihrer 
Landsleute an der ukrainischen Grenze fern und egal – dafür ist die Zensur in den 
russischen Medien zu stark und der Grad der Dissoziation und der gesellschaftlichen Kälte,  
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den das Regime Putins bewusst pflegt, zu hoch. Nur wer Verwandte und Freunde in den 
Grenzbezirken hat und wer mit ihnen spricht, weiß es aus erster Hand: Der Krieg ist schon 
längst in Kernrussland angekommen, nicht erst seit einer Woche. 

Anders sieht es allerdings mit der Verlagerung der menschlichen Verluste auf der 
russischen Seite hin zu Wehrdienstleistenden aus, die vorrangig zur Grenzsicherung 
eingesetzt werden. Hier könnte die ukrainische Operation eine manifeste Auswirkung auf 
die Stimmung in Russland entfalten. Es gibt bereits namentlich bekannte Tote unter den im 
Schnitt 20-jährigen Angehörigen der grenznah stationierten russischen Regimenter. Über 
die letzten zweieinhalb Jahre hat der Kreml sehr darauf geachtet, den Einsatz der 
Wehrdienstleistenden an der Front zu vermeiden beziehungsweise als Fehler aufzuklären. 
Der absolute Großteil der Rekrutierungen entfällt auf Ältere (um die 40-Jährige), Gefangene, 
Veteranen, Neueingebürgerte, Polizisten und Silowiki aus anderen Branchen sowie 
Söldner. 

Der Gesellschaftsvertrag – gemäß dem die russische Armee zwar viele junge Menschen 
einzieht, sie aber aus Auslands- und Kriegseinsätzen heraushält und nach Ende ihrer 
Dienste weitestgehend unbeschadet den Familien wieder zurückgibt – hält sogar über die 
gesetzliche Lage hinaus. Nicht mal in den annektierten Gebieten der Ukraine findet man 
gegenwärtig Wehrdienstleistende. Dabei sind diese Territorien nach russischer 
Rechtsauffassung ja inländisch und damit für die Einsätze der Wehrdienstpflichtigen 
geeignet. Sollten im Zuge der ukrainischen Operation viele weitere von ihnen sterben, würde 
das die Soldatenmütterbewegung wie auch die Sozialen Medien elektrisieren, so etwas lässt 
sich selbst im heutigen Russland nicht effektiv geheim halten. 

Schlussendlich bleibt die Frage, ob das Ganze auch ein Signal an Wladimir Putin senden 
soll. 

Schlussendlich bleibt die Frage, ob das Ganze auch ein Signal an Wladimir Putin senden 
oder sogar Vorbereitungen für diplomatische Bemühungen um das Ende des Krieges 
einläuten soll. Kann das Ganze in einem Gebietsaustauschangebot Kiews enden? Das 
erscheint gegenwärtig fraglich. Für eine tatsächliche Besatzung müsste das blitzartige 
Vordringen der ukrainischen Streitkräfte einen massiven Folgeeinsatz von ukrainischen 
Soldaten und Material nach sich ziehen. Das russische Militär zieht seit drei Tagen bereits 
unterschiedliche Reserven in der Region Kursk zusammen, die weiterhin deutlich 
umfangreicher als auf der ukrainischen Seite sind. Und übrigens müssen die bisher an der 
Front im Donbass kämpfenden russischen Einheiten nur marginal Kapazitäten und 
Ressourcen abgeben, ihre Vorwärtsbewegung ist keineswegs zum Stillstand gekommen. 

Auch ist es angesichts seines Führungsstils fraglich, dass Wladimir Putin sich nun eher 
verhandlungsbereit zeigen würde als zuvor. Womöglich will der Kremlchef zunächst seine 
Position der Stärke wiederherstellen, ehe er den Überraschungserfolg des ukrainischen 
Präsidenten Volodymyr Selenskij und des ukrainischen Oberbefehlshabers Oleksandr 
Syrskij mittels Verhandlungen würdigen würde. In seiner heutigen Regierungskonsultation 
zeigt er sich militant: Es könne keine Gespräche mit einem Staat geben, der „russische 
Zivilisten und Atomkraftwerke angreift“. 

Noch ist die Lage dynamisch, und daher lässt sich kein Fazit ziehen. Die ukrainische 
Offensive markiert ein neues Kapitel des Krieges, sieht aber gleichzeitig bisher nicht wie ein 
Game-Changer aus. Trotzdem kann man der Ukraine anrechnen, Russland und die Welt 
daran erinnert zu haben, dass man eben nicht beides haben kann – den Krieg im 
Nachbarland und den Frieden zu Hause. 

https://www.bpb.de/themen/europa/russland-analysen/nr-363/
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Alexey Yusupov, Berlin 

Alexey Yusupov leitet das Russlandprogramm der Friedrich-Ebert-Stiftung. Zuvor war er 
Büroleiter der FES in Myanmar, Afghanistan und Kasachstan. Außerdem unterstützt er 
politische Akteure als Berater und Moderator. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/kursk-aenderung-
7703/?utm_campaign=de_40_20240813&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

 
 
02) Mut zum Lückeschließen.   
      Koordinierte Bemühungen zum Beenden des Krieges in der Ukraine gibt  
      es bislang nicht. Höchste Zeit, dieses Manko zu beheben 
 

      Von  Christos Katsioulis & Walter Kemp 

05.08.2024

 
Können die Hauptakteure der internationalen Gemeinschaft ein gemeinsames Format finden, um 

über das Ende des Krieges zu beraten? - picture alliance / Ikon Images/ Stuart Kinlough   

In der Europäischen Union sorgten die „Friedensmissionen“ des aktuell amtierenden 
Ratsvorsitzenden Viktor Orbán zuletzt für Unruhe. Die Diskussion drehte sich vor allem um 
die Frage, wer für die EU spricht und inwiefern dergleichen Reisen von der Union abgestraft 
werden sollten. Was dabei jedoch oft übersehen wurde, ist die Tatsache, dass Orbán die  

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/kursk-aenderung-7703/?utm_campaign=de_40_20240813&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/kursk-aenderung-7703/?utm_campaign=de_40_20240813&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/kursk-aenderung-7703/?utm_campaign=de_40_20240813&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/christos-katsioulis/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/walter-kemp/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/troll-diplomatie-7647/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/troll-diplomatie-7647/
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Rolle als „Friedensfürsten“ nur deshalb ausfüllen konnte, weil international ein Vakuum 
existiert. Seit mehr als zwei Jahren tobt der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und 
die Bemühungen um Frieden haben noch keine koordinierte Form gefunden. 

Nach dem Scheitern der bilateralen Verhandlungen zwischen Russland und der Ukraine in 
Istanbul gab es eine Reihe von Ad-hoc-Initiativen. Italien präsentierte ebenso wie China 
oder Brasilien einen Friedensplan, selbst der Papst soll sich um Frieden bemüht haben. Der 
multilaterale Gipfel im schweizerischen Bürgenstock setzte sich klugerweise nicht zum Ziel, 
Frieden zu schaffen, sondern vielmehr einen Prozess hin zum Frieden anzustoßen. Aber 
verbunden war das alles nicht miteinander. 

Denn zwischen den einzelnen Bemühungen und Friedensplänen sowie den überwölbenden 
Friedenskonferenzen mit einer Vielzahl von teilnehmenden Staaten und Organisationen 
klafft eine Lücke: Es fehlt eine stetige und flexiblere Struktur, in der die wichtigsten 
Stakeholder regelmäßig zusammenkommen. Daher braucht es eine internationale 
Kontaktgruppe zur Bearbeitung des Krieges Russlands gegen die Ukraine. Diese würde 
sich im Rahmen der Resolution der UN-Generalversammlung bewegen, die ein Jahr nach 
Beginn des Krieges alle Staaten und internationalen Organisationen aufgefordert hatte, 
diplomatische Bemühungen um einen fairen und anhaltenden Frieden zu unterstützen. 

Eine Kontaktgruppe ist kein Allheilmittel und wird auch nicht in wenigen Monaten Frieden 
schaffen. Sie kann aber die relevanten internationalen Akteure koordinieren, gemeinsame 
Positionen zwischen den Friedensplänen herausarbeiten und die Konfliktparteien 
gemeinsam adressieren. Dabei arbeitet sie nach unverbindlichen Regeln und dient allein 
dem Zweck der Koordinierung, Kooperation und Kohäsion in der jeweiligen Konfliktsituation. 
Gleichzeitig machen internationale Kontaktgruppen die Dringlichkeit des Konflikts bewusst. 
Sie können gerade in Zeiten wachsender geopolitischer Spannungen die interessierten 
Großmächte an einen Tisch bringen und damit allein schon eine deeskalatorische Wirkung 
entfalten. 

Aufgaben für eine solche Kontaktgruppe gibt es genug: Die Vorstellung gemeinsamer 
Initiativen ist ebenso wichtig wie die Ermöglichung eines Dialogs der Konfliktparteien. Sie 
kann politischen Druck auf die Konfliktparteien ausüben, um Verhandlungen zu beginnen. 
Nicht zuletzt kann eine internationale Kontaktgruppe kleinere Schritte anstoßen, die zu einer 
Verbesserung der Lage für die Zivilbevölkerung beitragen. Sie könnte Zurückhaltung bei 
Angriffen auf zivile Infrastruktur ebenso zu einem Thema internationaler Diskussionen 
machen wie die Sicherung der Nuklearanlagen. 

Grundsätzlich sollten die beiden Konfliktparteien nicht Teil der Kontaktgruppe sein. 

Damit dies in der aktuellen Lage zwischen Russland und der Ukraine greift, in der vor allem 
Russland viele der oben aufgeführten Aspekte offensichtlich missachtet, kommt der 
Zusammensetzung der Gruppe eine entscheidende Rolle zu. Deswegen muss zwischen der 
Kontaktgruppe und den Konfliktparteien unterschieden werden. Der Fehler des 
Normandieformats, bei dem Russland mit am Tisch saß, weil es nominell nicht Konfliktpartei 
war, sollte nicht wiederholt werden. Grundsätzlich sollten die beiden Konfliktparteien nicht 
Teil der Kontaktgruppe sein, da es sich dabei nicht um ein Verhandlungsformat handelt. 
Stattdessen sollten sie bei Bedarf in einem Zusatzformat entweder individuell oder als +2 
hinzugezogen werden, wenn es sinnvoll erscheint. Damit sitzen beide nicht mit am Tisch, 
sind aber dennoch nicht ausgeschlossen. Eine solche Formel könnte die Frage der 
Teilnahme aller Parteien, die schon in Bürgenstock für Zwietracht gesorgt hatte, elegant 
umschiffen. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/dem-narren-die-buehne-ueberlassen-7664/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/dem-narren-die-buehne-ueberlassen-7664/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/gipfelerfolg-oder-7586/
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Damit die Kontaktgruppe genügend politischen Einfluss mitbringt, muss sie entsprechend 
besetzt werden. Der Kern sollte aus den Mitgliedern des UN-Sicherheitsrats (mit Ausnahme 
Russlands) bestehen. Dazu sollte Deutschland als europäische Zentralmacht ebenso 
dazugenommen werden wie die Türkei, die weiterhin gute Beziehungen zu beiden 
Kriegsparteien pflegt und den erfolgreichen Getreidedeal mit ausgehandelt hat. Die globale 
Dimension sollte aber nicht nur durch die fünf permanenten Mitglieder des UN-
Sicherheitsrats widergespiegelt werden, zusätzlich dazu sollten auch die BRICS-Staaten 
Teil der Kontaktgruppe sein. Damit säßen neben China auch Indien, Brasilien und Südafrika 
mit am Tisch. Zusätzlich könnte es ebenso sinnvoll sein, die Schweiz als neutrales Land 
hinzuzunehmen, die zudem eine hohe Expertise in Konfliktmediation mitbringt. Sie könnte 
in dieser nicht ganz leicht handhabbaren Konstellation von neun plus zwei Staaten zudem 
die Rolle als Facilitator übernehmen. 

Damit diese Gruppe als Format funktionieren kann, bietet es sich an, dass die Beteiligten 
Sondergesandte ernennen, die sich hauptsächlich um diesen Konflikt kümmern und als 
Ansprechpersonen sowohl intern als auch extern fungieren können. Dazu braucht es eine 
enge Verbindung zu multilateralen Organisationen. Entsprechend kann die UN einen 
Special Advisor benennen (keinen Sonderbeauftragten), der die Arbeit der Kontaktgruppe 
mithilfe des UN-Sekretariats unterstützen kann. Eine ähnliche Funktion könnte auch die 
OSZE übernehmen, die einerseits über langjährige Erfahrung in der Ukraine verfügt und 
gleichzeitig ihre Rolle als zentrale Organisation für europäische Sicherheit damit ein Stück 
weit ausfüllen kann. 

Die Vorbereitungen dafür sollten bald beginnen, denn das Zeitfenster bis zu den Wahlen in 
den USA ist nicht sehr groß. 

Mit all den Konjunktiven und hypothetischen Gruppenzusammensetzungen wird deutlich, 
wie schwierig es sein wird, eine solche Gruppe funktional zu gestalten und mit ihr einen 
tatsächlich konstruktiven Einfluss auf die bislang zerfledderten und unkoordinierten 
Friedensinitiativen auszuüben. Damit es so weit kommen kann, muss aber zuerst eine 
massive politische Hürde genommen werden: Die Initiative für eine solche Kontaktgruppe 
muss gemacht und mit politischem Kapital unterfüttert werden. Die Vorbereitungen dafür 
sollten bald beginnen, denn das Zeitfenster bis zu den Wahlen in den USA ist nicht sehr 
groß. Zumindest das Wahlergebnis muss für die endgültige Bildung einer solchen Gruppe 
ohnehin abgewartet werden. 

Danach bietet sich entweder eine Initiative durch den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen an, alternativ könnte ein solcher Impuls auch von einer kleinen Gruppe von 
Staaten kommen, die das Ziel eines baldigen fairen Friedens teilen. Ein gemeinsamer 
Impuls von Deutschland, Südafrika und der Türkei könnte beispielsweise 
erfolgversprechend sein. Darin finden sich vermutlich sowohl die beiden Konfliktparteien als 
auch die NATO und die BRICS ausreichend repräsentiert. Eine dritte Möglichkeit wäre eine 
diplomatische Initiative der finnischen Regierung, die 2025 den OSZE-Vorsitz innehaben 
wird und die eine solche Kontaktgruppe zum zentralen Projekt ihres Vorsitzes machen 
könnte. Damit gäbe es eine zukunftsweisende Idee, die 50 Jahre nach der Verabschiedung 
der Helsinki-Schlussakte das Ziel eines nachhaltigen europäischen Friedens in den Blick 
nehmen und anzugehen versuchen würde. 

Die Kooperation beider Kriegsparteien mit einer solchen Kontaktgruppe wäre dabei 
Vorbedingung dafür, dass dieses Format einen Mehrwert bieten könnte. Aber angesichts 
der aktuellen militärischen Pattsituation und beiderseitigen Ermüdung ist es durchaus 
vorstellbar, dass eine dergestalt besetzte Gruppe eine gesichtswahrende Möglichkeit 
anbietet, offene Fragen anzugehen. Die immer wieder zitierte Reifung des Konflikts – die  
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notwendig sei, damit beide Seiten Verhandlungen als gangbaren Weg ansähen – kann mit 
der Bildung einer Kontaktgruppe vielleicht beschleunigt werden. Gleichzeitig stünde damit 
ein Format bereit, sobald der Bedarf an stärkerer internationaler Koordination auftritt. 

Die Fortsetzung des Krieges und die Gefahr einer weiteren Eskalation des Konflikts 
zwischen Russland und dem Westen betrifft eine Vielzahl internationaler Akteure, auch und 
gerade die Mitglieder des UN-Sicherheitsrats und der BRICS. Je eher sie ein gemeinsames 
Format finden, um über das Ende des Krieges beziehungsweise die Vermeidung der 
Eskalation des Konflikts zu sprechen, desto besser. Denn sonst bleibt die Bühne politischen 
Illusionskünstlern wie Viktor Orbán überlassen, der Frieden als Vehikel für seine 
Eigenvermarktung missbraucht. 

 
Christos Katsioulis, Wien 

Christos Katsioulis leitet das Regionalbüro für Zusammenarbeit und Frieden der Friedrich-
Ebert-Stiftung in Wien. Zuvor leitete er die Büros der FES in London, Athen und Brüssel. 

 
Walter Kemp 

Walter Kemp ist Kommunikationsdirektor bei der Global Initiative Against Transnational 
Organized Crime und Senior Strategy Advisor beim Geneva Centre for Security Policy. 
Zuvor hatte er leitende Positionen bei der OSZE inne und war Vizepräsident des 
International Peace Institute. Er schreibt über europäische Sicherheit und lehrt an der 
Diplomatischen Akademie in Wien. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/mut-zum-
lueckeschliessen-
7693/?utm_campaign=de_40_20240806&utm_medium=email&utm_source=newslett
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S e r b i e n (Seiten E 139 – E 146) 

 
01) Mine des Anstoßes.  
      Um den grünen Wandel voranzutreiben, unterstützt die EU ein Lithium- 
      Projekt in Serbien. Die Bevölkerung will aber nicht zur Bergbau-Kolonie  
      werden 

      Von Nikola Burazer 

15.08.2024  

 
Protest gegen Lithium-Mine in Belgrad: Das angeschlagene Image der EU leidet weiter.-  
picture alliance/Reuters/Djordje Kojadinovic  

Ein Lithium-Bergbauprojekt ist das derzeit alles beherrschende Thema in der serbischen 
Politik. Seit Wochen kommt es deswegen zu zahlreichen Protesten. Schätzungen zufolge 
beteiligten sich daran bis zu 120 000 Menschen allein in Belgrad. Bei einer Protestaktion 
allein gingen kürzlich rund 40 000 Bürgerinnen und Bürger in der Hauptstadt auf die Straße. 
Sie blockierten eine Autobahn sowie die beiden großen Bahnhöfe der Stadt bis zum 
Morgengrauen, als die Bereitschaftspolizei einschritt und mehrere Aktivistinnen und 
Aktivisten verhaftete. Dies wiederum löste weitere Proteste aus, bei denen die Freilassung 
der Inhaftierten gefordert wurde. Die Proteste brachten Umwelt- und zivilgesellschaftliche 
Organisationen sowie Oppositionsparteien mit unterschiedlichen ideologischen 
Hintergründen zusammen, die alle ein gemeinsames Ziel verfolgen: Es gilt, das umstrittene 
Lithium-Bergbauprojekt im westserbischen Jadar-Tal zu stoppen. Die Opposition will daraus 
Profit schlagen und tatsächlich könnte das Projekt eine gewaltige Herausforderung für die 
Regierung von Aleksandar Vučić werden. 

Kritisiert wird ebenfalls, dass die EU das umstrittene Bergbauvorhaben offen unterstützt. 
Am 19. Juli besuchten Bundeskanzler Olaf Scholz und EU-KommissionsvizepräsidentMaroš 
Šefčovič Belgrad anlässlich einer Konferenz zum Thema Rohstoffe. Das wichtigste 
Ergebnis war dabei die Unterzeichnung eines sogenannten Memorandum of Understanding 
(MoU). Darin wird eine „strategische Partnerschaft zu nachhaltigen Rohstoffen, Batterie- 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/nikola-burazer/
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Wertschöpfungsketten und Elektrofahrzeugen“ zwischen der Europäischen Union und 
Serbien bekräftigt. Darüber hinaus wurden weitere Absichtserklärungen zwischen Serbien 
und diversen Unternehmen, darunter dem deutschen Autobauer Mercedes-Benz, 
unterzeichnet. Das MoU zwischen der EU und Serbien steht ganz klar im Zusammenhang 
mit der geplanten Lithium-Mine im Jadar-Tal, die vom internationalen Bergbaukonzern Rio 
Tinto erschlossen werden soll. Serbiens Präsident Vučić begrüßte das Projekt als eine 
große wirtschaftliche Chance für das Land. Scholz bezeichnete die Mine ebenfalls als ein 
„gutes Projekt für Serbien“ sowie „ein wichtiges europäisches Projekt und einen Beitrag zur 
Souveränität Europas“. 

Hinter dem rosigen Werben für eine serbisch-europäische oder serbisch-deutsche 
Partnerschaft verbergen sich mehrere unschöne Entwicklungen. 

Es ist nicht sonderlich überraschend, dass deutsche Politikerinnen und Politiker und EU-
Beamte ein solches Projekt unterstützen. Schließlich würde damit sichergestellt, dass die 
wichtige Ressource Lithium, die für den grünen Wandel in der EU unerlässlich ist, in 
unmittelbarer Nähe der Union abgebaut wird. Allerdings verbergen sich hinter dem rosigen 
Werben für eine serbisch-europäische oder serbisch-deutsche Partnerschaft mehrere 
unschöne Entwicklungen und berechtigte Bedenken, sowohl im Umwelt- als auch im 
politischen Sinne. 

Befürworterinnen des Bergbauprojekts, darunter Vučić selbst, betonen, die Gefahr von 
Umweltschäden könne minimiert werden. Kritiker hingegen sind der Ansicht, die Mine werde 
zweifellos enorme Schäden verursachen, die durch vergleichsweise bescheidene 
wirtschaftliche Gewinne nicht zu rechtfertigen seien. Tatsächlich sind die potenziellen 
Umweltauswirkungen des Lithiumabbaus im Jadar-Tal noch nicht komplett absehbar. 
Dennoch befürchten viele in Serbien, dass die Mine vor allem die Flüsse Drina, Sava und 
Donau irreparabel schädigen und verschmutzen könnte. Die Auswirkungen wären in großen 
Teilen des Landes zu spüren. Gegnerinnen und Gegner des Projekts monieren auch, eine 
solche Mine werde gerade in Serbien und nicht in Deutschland oder anderen EU-
Mitgliedstaaten angestrebt, weil die Umweltstandards und Auflagen in dem Balkanland 
niedriger sind. Man fürchtet, Serbien könnte zu einer umweltverschmutzenden „Bergbau-
Kolonie“ der EU werden. 

Aufgrund dieser Bedenken wird der Lithiumabbau in Serbien kontrovers diskutiert. In 
Umfragen spricht sich die Mehrheit gegen die Mine im Jadar-Tal aus: 55 Prozent der 
serbischen Bevölkerung sind demnach dagegen, lediglich 25 Prozent dafür. Dabei ist 
anzumerken, dass der Widerstand trotz der klaren Unterstützung der Regierung für das 
Projekt besteht – und das in einem Umfeld, in dem die politische Führung die öffentliche 
Meinung üblicherweise nach ihren eigenen Vorstellungen formen kann, da sie die große 
Mehrheit der Mainstream-Medien kontrolliert. Somit könnte das Bergbauprojekt tatsächlich 
zum Problem für die Regierung werden. Frühere Proteste gegen den Lithiumabbau in den 
Jahren 2021 und 2022 hatten sich bereits zu den bisher erfolgreichsten Protestaktionen 
während der Regierungszeit von Vučić entwickelt. Die Demonstrationen waren damals von 
Gesetzesänderungen ausgelöst worden, von denen Gegner des Lithiumabbaus annahmen, 
dass sie mit dem geplanten Projekt in Jadar zusammenhängen. Letztendlich sah sich die 
Regierung gezwungen, die Änderungen rückgängig zu machen und das Vorhaben vorerst 
auf Eis zu legen. 

Die Union und Deutschland fördern das in Serbien umstrittene Projekt. 

Die Proteste waren unter anderem deshalb so erfolgreich, weil es selbst unter den 
Anhängerinnen und Anhängern der Regierungsparteien Anzeichen für Widerstand gegen  

http://kritisiert/
http://kritisiert/
https://balkaninsight.com/2024/07/19/european-union-agrees-controversial-lithium-mining-project-with-serbia/
https://n1info.rs/vesti/za-ili-protiv-litijuma-sta-je-pokazalo-istrazivanje-u-srbiji-sta-misle-ljudi-u-portugalu/
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die geplante Lithium-Mine gab. Auch damals nährten sich die Proteste sowohl aus 
Umweltbedenken als auch aus der nationalistischen Angst, vom Westen „kolonisiert“ oder 
durch die potenzielle Abhängigkeit gar existenziell bedroht zu werden. Ironischerweise 
warnen regierungsnahe Medien seit zwölf Jahren vor einer solchen „Kolonialisierung“ 
Serbiens durch den Westen. Nachdem das Rio-Tinto-Projekt 2022 also gestoppt worden  

war, konnte es im Juli 2024 wieder aufgenommen werden, nachdem das 
Verfassungsgericht die frühere Entscheidung der Regierung annulliert hatte. Dies spricht 
freilich Bände über den Zustand des Rechtsstaats in Serbien. Zeitgleich kam es darüber 
hinaus zum besagten Memorandum of Understanding mit der EU. Die Union und 
Deutschland fördern damit das in Serbien umstrittene Projekt. 

Wie bereits erwähnt, ist die Unterstützung der EU und ihrer Mitgliedstaaten für das 
Bergbauprojekt verständlich, denn dadurch soll der „grüne Wandel“ ebenso wie die EU-
Wirtschaft gestärkt werden. Es ist auch nachvollziehbar, dass Brüssel mit einer Stärkung 
der Partnerschaft zwischen der EU und Serbien sowie mit wirtschaftlichen Chancen für 
Serbien selbst wirbt – schließlich könnte der Mine eine ganze Wertschöpfungskette mit 
Lithiumverarbeitungsanlagen, Autobatteriefertigungen und E-Auto-Fabriken folgen. 

Die EU kann es sich nicht erlauben, die Frage der Demokratie in Serbien um ihrer eigenen 
wirtschaftlichen Interessen willen zu ignorieren. 

Dennoch muss die EU bei diesem Projekt vorsichtig vorgehen. Sie kann es sich nicht 
erlauben, die Frage der Demokratie in Serbien – und damit faktisch auch die Aussichten 
des Landes auf eine zukünftige EU-Mitgliedschaft – um ihrer eigenen wirtschaftlichen 
Interessen willen zu ignorieren. Besorgniserregend war dahingehend der Besuch von 
Scholz und Šefčovič am 19. Juli, der auf eine Periode schwerwiegender Rückschritte bei 
demokratischen Standards in Serbien folgte. Hinzu kommt die bisweilen heftige Anti-EU- 
und insbesondere Anti-Deutschland-Propaganda in Serbien. Während des Besuchs ging 
Scholz in keiner Weise auf diese Themen ein, während Šefčovič lediglich sagte, das 
Memorandum sei ein Beweis für den Wunsch der EU, Serbien so schnell wie möglich in die 
Union zu integrieren. 

Dieser Ansatz spiegelt die viel kritisierte Politik einer Stabilitokratie wider – die Vorliebe der 
EU für Stabilität und die Verteidigung der eigenen Partikularinteressen auf dem Westbalkan, 
auch wenn dies auf Kosten von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit vor Ort geht. Die 
Europäische Union verschließt damit effektiv die Augen vor den Demokratiedefiziten und 
lobt die (faktisch nicht vorhandenen) Fortschritte auf dem Weg zur EU-Mitgliedschaft. Sie 
erkauft sich in gewisser Weise Gefälligkeiten in der Region, ohne dass dies dem Fortschritt 
der jeweiligen Länder auf dem Weg zur EU-Mitgliedschaft tatsächlich zugutekommen 
würde. 

In Serbien selbst dürfte Scholz’ und Šefčovičs Besuch dem ohnehin angeschlagenen Image 
der EU weiter geschadet haben. Denn nun dürften selbst Menschen mit einer pro-
europäischen und pro-westlichen Einstellung enttäuscht sein: Sie beobachten gerade, wie 
hochrangige deutsche und EU-Politiker ein für die Umwelt potenziell katastrophales Projekt 
unterstützen und gleichzeitig die Augen vor den Demokratie- und Rechtsstaatsproblemen 
im Land zu verschließen scheinen. 

Die serbische Regierung ihrerseits wird sicherlich wissen, wie sie das Beste aus der 
Situation machen kann: Indem sie eine vermeintlich EU-feindliche Opposition auf der Straße 
duldet und sich gleichzeitig mit dem Versprechen, die Mine zu öffnen, das Wohlwollen der  
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EU-Spitzen erkauft, hofft sie, Kritik an den demokratischen Institutionen im Land zu 
entgehen. Paradoxerweise kann sie sich darüber hinaus als wichtige EU-Verbündete in der 
Region profilieren. Die Haltung ist kalkuliert: Denn Serbiens Führung signalisiert ansonsten 
immer wieder in Richtung Brüssel, dass man auch Alternativen habe und deswegen nicht 
allzu viel Druck auf Belgrad ausgeübt werden sollte. So wird die Stabilitokratie weiter 
gestärkt. Nichts weniger als die serbische Zukunft als EU-Mitglied steht so in akuter Gefahr. 

Aus dem Englischen von Tim Steins 

 
Nikola Burazer, Belgrad 

Nikola Burazer ist Politikwissenschaftler, Journalist, Programmdirektor des Center for 
Contemporary Politics und Herausgeber des Webportals European Western Balkans. 
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02)  Putins trojanisches Pferd. 
       Serbien nähert sich stärker Russland und China an. Der Beitrittskandidat  
       ist auf Kollisionskurs mit der EU – Belgrad braucht eine neue Außenpolitik 
 

        Von Srdjan Cvijic 

 

30.07.2024  

 
Demonstration in Belgrad: Russlands Präsident Wladimir Putin wird von manchen Serben 

verehrt.- picture alliance/AP/Darko Vojinovic  

Read article in EnglishЧитать статью по-русски 

Im Jahr 2024, fast ein Vierteljahrhundert nach dem letzten großen Balkankonflikt, ist Serbien 
noch immer in der katastrophalen Politik des ehemaligen Präsidenten Slobodan Milošević 
verfangen. Diese Politik hatte in den 1990er Jahren zur gewaltsamen Auflösung 
Jugoslawiens und schließlich zum Verlust der De-facto-Souveränität der früheren 
autonomen Provinz Kosovo geführt. Die serbische Außenpolitik, die noch immer stark von 
der Kosovo-Frage diktiert wird, bringt Serbien unweigerlich auf Kollisionskurs mit seinem 
erklärten Ziel der EU-Mitgliedschaft. 

Zu Beginn der Regierungszeit von Präsident Aleksandar Vučić stand die serbische 
Außenpolitik noch im Zeichen des Ausgleichs zwischen Ost und West. Seit den gefälschten 
Wahlen im Dezember 2023 bewegt Serbien sich jedoch immer stärker auf Russland und 
China zu. Belgrads außenpolitischer Ansatz wird zwar offiziell als Strategie zur Verteidigung 
der nationalen Interessen Serbiens dargestellt, dient aber vor allem dazu, die 
Eigeninteressen der Regierungspartei zu sichern – also internationale Unterstützung zu 
erlangen, um das amtierende Regime so lange wie möglich an der Macht zu halten. Wie 
andere Ministerien und unabhängige staatliche Institutionen zuvor ist auch die serbische 
Außenpolitik vom aktuellen Regime gekapert worden. Die zwölf Jahre Vučić-Herrschaft 
zeigen, dass ein außenpolitischer Kurswechsel nur unter einer neuen demokratischen 
Regierung zustande kommen kann. 
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Um eine wirkliche Alternative zum derzeitigen Regime zu schaffen, müssen die 
demokratischen Kräfte in Serbien eine außenpolitische Strategie entwickeln, die vor allem 
vier Kernthemen gezielt in den Fokus rückt: Kosovo, die zukünftige EU-Integration des 
Landes, Serbiens Platz in der europäischen Sicherheitsarchitektur und die Beziehungen zu 
anderen Ländern des westlichen Balkans. 

Erstens: Mit Blick auf den Kosovo sollte die künftige serbische Regierung einen kompletten 
Neustart der Normalisierungsgespräche mit Pristina einleiten. Das setzt zunächst ein Ende 
des permanenten Säbelrasselns durch die von der Regierung Vučić getragene 
antialbanische Propaganda voraus. Um nachhaltige Ergebnisse zu erzielen, müssen die 
Normalisierungsgespräche in guter Absicht geführt werden und ein von gegenseitigem 
Vertrauen geprägtes Klima schaffen. Anders als die jetzige Regierung sollte eine neue 
Regierung bei den Verhandlungen gegenüber möglichen nationalistischen Bestrebungen im 
Kosovo äußerste Zurückhaltung üben. Zur Normalisierung gehört auch, dass alle von den 
früheren serbischen Regierungen getroffenen Vereinbarungen eingehalten werden – dass 
Serbien sich also nicht der Mitgliedschaft des Kosovo in internationalen Organisationen 
widersetzt – auch nicht dessen künftiger EU-Mitgliedschaft. 

Voraussetzung für eine vollständige Normalisierung ist zudem die Bereitschaft, große 
innenpolitische Risiken einzugehen. 

Voraussetzung für eine vollständige Normalisierung ist zudem die Bereitschaft, große 
innenpolitische Risiken einzugehen. Die Unabhängigkeit des Kosovo de 
jure  anzuerkennen, wird weder heute noch in absehbarer Zeit für irgendeine politische Kraft 
in Serbien hinnehmbar sein. Eine formelle Anerkennung der Unabhängigkeit des Kosovo 
von Serbien zu fordern, würde für das Land daher eine unnötige Demütigung bedeuten und 
Belgrads EU-Integrationskurs dauerhaft ausbremsen. Das stellt die EU natürlich vor eine 
enorme Herausforderung, weil sie bisher den Grundsatz vertritt, keine neuen Mitglieder mit 
ungelösten Territorial- und Souveränitätsansprüchen aufzunehmen. 

Zweitens: Ein weiterer Hinderungsgrund für die künftige EU-Mitgliedschaft Serbiens ist 
seine fehlende Bereitschaft, sich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EU 
anzuschließen. Serbien steht in Europa nach wie vor isoliert da und weigert sich, als 
Reaktion auf den Angriff gegen die Ukraine Sanktionen gegen Putins Russland zu 
verhängen. Dass die EU und die USA Belgrads Weigerung, sich an den Sanktionen zu 
beteiligen, stillschweigend akzeptieren, liegt vor allem an Serbiens Munitionsexporten in die 
Ukraine. Die Außenpolitik eines künftigen demokratischen Serbiens muss auf der 
Erkenntnis aufbauen, dass die Anpassung an die EU-Außenpolitik nicht nur eine formale 
Vorbedingung für Fortschritte in den Beitrittsgesprächen darstellt, sondern auch geboten ist, 
um die nationalen Interessen anderer Staaten zu schützen. Es muss zwingend vermieden 
werden, dass Serbien von der Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten als Putins trojanisches Pferd 
in Europa wahrgenommen wird. 

Wenn Serbien sich nicht an die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik anpasst, müsste 
es dafür die Schwächung seiner Verhandlungsposition gegenüber der Regierung in Pristina 
in Kauf nehmen. Aufgrund des Abkommens von Belgrad stehen die Gespräche über die 
Normalisierung der Beziehungen zum Kosovo nicht mehr unter der Schirmherrschaft der 
UN, sondern der EU. Auf die russische oder chinesische Karte zu setzen, bringt Serbien, 
das weiterhin den EU-Beitritt anstrebt, daher kaum Vorteile. Viel wichtiger wäre es für 
Belgrad, die Beziehungen zu seinen europäischen und amerikanischen Verbündeten zu 
intensivieren, von denen viele auch Mitglieder der NATO sind. 

 

https://www.ft.com/content/136ed721-fd50-4815-8314-d9df8dc67fd6
https://www.ft.com/content/136ed721-fd50-4815-8314-d9df8dc67fd6
https://www.euractiv.de/section/eu-aussenpolitik/opinion/serbien-und-kosovo-neues-abkommen-unter-zunehmenden-spannungen/
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Drittens: Aufgrund der NATO-Bombardements von 1999 ist das Verhältnis zwischen 
Belgrad und dem Militärbündnis vorbelastet. 2007 erklärte das serbische Parlament das 
Land in einer Resolution zum militärisch neutralen Staat. Die Zeit hat die Wunden in der 
Bevölkerung bislang nicht heilen können. Paradoxerweise lehnen die Serben die NATO-
Mitgliedschaft ihres Landes heute wesentlich entschiedener ab als in den Jahren nach der 
Bombardierung. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass die regierungsnahen 
Medien (die über 90 Prozent der Presselandschaft ausmachen) seit Vučićs 
Machtübernahme im Jahr 2012 die Bevölkerung permanent mit antiwestlicher Propaganda 
überschütten. Dadurch ist die jüngere Generation deutlich rechter und antiwestlicher 
eingestellt als die Generation ihrer Eltern. 

Auf die russische oder chinesische Karte zu setzen, bringt Serbien kaum Vorteile. 

Vor diesem Hintergrund ist ein formeller Beitritt Serbiens zum transatlantischen 
Militärbündnis politisch nicht denkbar, auch wenn es im nationalen Interesse des Landes 
liegen mag, dem Block beizutreten. Eine neue Regierung in Serbien könnte dieses Problem 
dadurch lösen, dass sie die – im Rahmen des Berliner Prozesses bereits bestehende – 
regionale wirtschaftliche Zusammenarbeit mit anderen Westbalkanländern auf den Bereich 
der Verteidigung auszuweiten beginnt. Die Bildung eines regionalen Militärbündnisses 
brächte allen Ländern in der Region Sicherheitsgarantien. Vor allem aber würde eine solche 
Allianz den anderen Ländern die Sicherheit bieten, dass von der künftigen Regierung in 
Belgrad keine Gefahr ausgeht. Außerdem käme Serbien dadurch indirekt unter den 
Sicherheitsschirm der NATO und Europas. 

Viertens: In den Beziehungen zu den anderen Westbalkanländern steht jede Regierung in 
Belgrad politisch in der Pflicht, die Interessen der in diesen Ländern lebenden serbischen 
Gemeinschaften zu wahren und die wirtschaftlich dominante Rolle Serbiens in der Region 
aufrechtzuerhalten. Dafür sollte eine neue demokratische Regierung in Serbien die auf den 
Namen „Serbische Welt“ (Srpski svet) getaufte Politik des jetzigen Regimes aufgeben. 
Diese hat – ähnlich wie die nationalistische Politik Großserbiens in den 1990er Jahren – 
nicht nur den Beziehungen zu den Nachbarstaaten, sondern auch den in diesen Ländern 
lebenden Serben geschadet. 

Seit dem Zerfall Jugoslawiens ist Serbien immer wieder versucht, sich dem revisionistischen 
Wunsch hinzugeben, alle Serben sollten wieder in einem gemeinsamen Staat leben. 
Belgrad muss sich jedoch von dem Gedanken verabschieden, die international anerkannten 
Grenzen in der Region verschieben zu wollen, weil dies zwangsläufig zu einem neuen Krieg 
führen würde. Nur die EU kann den Serben ein gemeinsames politisches Dach anbieten. 
Am besten kann Serbien dieses Ziel erreichen, wenn es mit den Hauptstädten der 
Nachbarländer zusammenarbeitet – und nicht nur mit dort aktiven Parteien, die mit dem 
serbischen Nationalismus sympathisieren. 

Serbien muss sich von den Altlasten der Vergangenheit lösen und eine außenpolitische 
Strategie entwickeln, die auf Normalisierung, Zusammenarbeit und Integration setzt. Nur so 
kann das Land eine stabile, friedliche und zukunftsorientierte Position in Europa und auf 
dem westlichen Balkan einnehmen. 

Aus dem Englischen von Christine Hardung 
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Srdjan Cvijic, Brüssel 

Srdjan Cvijic ist Politikwissenschaftler, Senior Policy Analyst bei der Open Society 
Foundation in Brüssel und Mitglied der Balkans in Europe Policy Advisory Group. Er 
beschäftigt sich mit den Außenbeziehungen der Europäischen Union und ist Experte auf 
dem Gebiet der Demokratisierung. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/putins-
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E. k) Süd- und Westeuropa                                             Seiten E 147 – E 150  
 

F r a n k r e i c h (Seiten E 147 bis E 150) 

 
01) Macron gehen die Optionen aus.  
      Will Frankreich die Regeln der Eurozone einhalten, drohen schmerzhafte    
      Sparmaßen. Die rechte Opposition frohlockt 
 

      Von Yanis Varoufakis 

06.08.2024  

 
Flucht vor dem politischen Stillstand? Der französische Präsident Macron besucht die 

Olympischen Spiele in Paris.- picture alliance/Eibner-Pressefoto/Roger   

Das politische Patt in Frankreich spiegelt ein wirtschaftliches Dilemma wider, das im 
Rahmen der bestehenden europäischen Struktur unlösbar ist. Nach vier Jahren 
pandemiebedingter fiskalischer Lockerung sind die Regeln der Eurozone wieder in Kraft und 
verlangen von Paris eine Welle strenger Sparmaßnahmen, die keine Partei – auch nicht die 
von Präsident Emmanuel Macron – umsetzen kann oder will. Das ist der Hauptgrund, warum 
Macron eine Parlamentswahl angesetzt hat, von der er wusste, dass er sie verlieren würde. 

Dass die Europäische Kommission mit stillschweigender Unterstützung der Europäischen 
Zentralbank Frankreich schmerzhafte Sparmaßnahmen auferlegen wird, steht aus einem 
einfachen Grund außer Frage: Deutschland tut sich dasselbe bereits selbst an, obwohl sein 
Haushalt und sein Schuldenstand sehr viel kleiner sind als die Frankreichs. Aufgrund der 
strikten Einhaltung der „Schuldenbremse“, die das jährliche Defizit, gedrängt durch das 
deutsche Bundesverfassungsgericht, auf 0,35 Prozent des BIP begrenzt, haben 
Bundeskanzler Olaf Scholz und Finanzminister Christian Lindner Deutschland auf einen 
harten Sparkurs gesetzt. Eine Entscheidung, die höchstwahrscheinlich ihre politische 
Karriere beenden wird. Sie haben dies getan, um ein vergleichsweise geringes Defizit von 
2,5 Prozent des BIP auszugleichen, in einer Zeit, in der Deutschland eigentlich dringend 
mehr Investitionen in die Infrastruktur benötigt. Wie sollten sie da ihren jeweiligen Parteien 
erklären, dass sie ein französisches Defizit von 5,5 Prozent – und steigend – tolerieren 
würden? Das können sie nicht, also tun sie es auch nicht. 

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/yanis-varoufakis/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/ohne-netz-und-doppelten-boden-7569/
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Frankreich kann mit einer Form des Drucks rechnen, die direkt aus dem Eurokrisen-
Drehbuch der Europäischen Kommission und der EZB stammt. 

Frankreich kann mit einer Form des Drucks rechnen, die direkt aus dem Eurokrisen-
Drehbuch der Europäischen Kommission und der EZB stammt. Negative Kommentare aus 
Brüssel werden die Inhaber französischer Anleihen beunruhigen. Der Zinssatz, den 
Frankreich zahlen muss, um seine öffentliche Schuldenlast von 3,1 Billionen Euro zu 
refinanzieren, wird langsam steigen, und damit auch die Sorgen darüber, ob die EZB dem 
Land zu Hilfe eilen wird. Lindner hat die EZB in einem Kommentar, der in Frankreich auf 
heftige Kritik stieß, davor gewarnt, das kürzlich angekündigte „Instrument zur Absicherung 
der geldpolitischen Transmission“ (TPI) zur Rettung der Franzosen zu nutzen. Es ist höchst 
unwahrscheinlich, dass der deutsche Finanzminister seinen Kommentar nicht als 
Ausgangspunkt einer sich selbst erfüllenden Prophezeiung verstanden hat. 

Der TPI-Rettungsmechanismus wurde von der EZB angekündigt, um die von der Pandemie 
zerrütteten Nerven zu beruhigen. Er soll auf Länder mit übermäßig hohen Defiziten wie 
Frankreich angewendet werden, aber nur, wenn diese Länder die von Brüssel diktierten 
Sparmaßnahmen akzeptieren. Politisch toxisch wird er in Frankreich, weil selbst bei einer 
Zustimmung der neuen Regierung zu einem derartigen Sparkurs es keine Garantie gäbe, 
dass sich der französische Haushalt wieder reibungslos innerhalb der von der EU 
festgelegten Grenzen einpendeln würde: Jede regelkonform handelnde französische 
Regierung steht vor einer schrecklichen Aussicht – von politischem Chaos (da 
Sparmaßnahmen von zwei Dritteln der Nationalversammlung vehement abgelehnt werden) 
ohne die Garantie für eine Rückkehr zu fiskalischer Solidität (da Sparmaßnahmen das 
Wachstum dämpfen). 

Das war schon lange vor den Europawahlen im Juni absehbar. Ihr Ergebnis überzeugte 
Macron davon, dass angesichts der derzeitigen institutionellen Regeln der EU, die er zuvor 
erfolglos zu ändern versucht hatte, politisch nur zwei Wege möglich seien. Ein Weg wäre, 
seiner wichtigsten Widersacherin, Marine Le Pen, zuzufügen, was Alexis Tsipras 2015 
angetan wurde, dem ehemaligen Syriza-Vorsitzenden in Griechenland: sie eine Regierung 
bilden zu lassen, die dann gezwungen wäre, sich zwischen einem Konflikt mit der EU und 
der Akzeptanz der Auflagen zu entscheiden – wobei Macron Le Pen zu Letzterem drängen 
würde. 

Der zweite Weg war der, für den sich die Wähler entschieden haben: Ein vierfach 
gespaltenes Parlament, das unter wachsendem fiskalischem Druck letztlich eine Große 
Koalition hervorbringen würde – bestehend aus Macrons Partei, den Resten der 
Republikaner und jenen Mitgliedern der linksgerichteten Neuen Volksfront, die bereit sind, 
sich von Jean-Luc Mélenchons La France insoumise zu lösen. (Eine weitere, schlechtere 
Option wäre eine technokratische Regierung, deren Haushalt durch präsidiale Dekrete 
verhängt würde.) 

Macron wird für die durch Sparmaßnahmen verursachte Unzufriedenheit verantwortlich 
gemacht werden. 

Selbst wenn all das so klappt, wie Macron es sich vorgestellt hat, wird er für die durch 
Sparmaßnahmen verursachte Unzufriedenheit verantwortlich gemacht werden. Le Pen wird 
behaupten, ein undemokratischer Präsident habe ihr den Sieg gestohlen, und ihr eigener 
Präsidentschaftswahlkampf wird an Fahrt gewinnen. Der Erfolg von Macrons 
wohlkalkuliertem Plan könnte sein Vermächtnis von dem eines „Populistentöters“ zu dem 
eines arroganten Präsidenten machen, der den Ultrarechten den Weg zum Sturm auf den 
Élysée-Palast geebnet hat. 

https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/im-mitte-links-lager-gibt-es-grosse-ideologische-graeben-7637/
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Warum mangelt es den französischen Eliten derart an anständigen Optionen? Die Antwort 
lieferte am 23. März 1964 der damalige westdeutsche Wirtschaftsminister Kurt Schmücker, 
als sein französischer Amtskollege Valéry Giscard d’Estaing eine sofortige Währungsunion 
zwischen Frankreich und Deutschland vorschlug. Schockiert versuchte Schmücker, Giscard 
zu warnen, dass er damit ungewollt vorschlage, dass Frankreich seine Souveränität über 
den französischen Haushalt aufgeben solle. Er hatte Recht. Aus welchem Grund sollte 
Kanada je eine Währung mit den USA teilen, oder Neuseeland mit Australien – trotz der 
jeweiligen tiefen wirtschaftlichen und kulturellen Verbindungen zwischen diesen Ländern? 

Eine Währungsunion ist nur zwischen Volkswirtschaften mit ähnlichen Handelsbilanzen und 
ähnlichen Kapitaleinsatzniveaus tragfähig. 

So sehr sich die europäischen Eliten bemühen, diese Realität zu ignorieren: Sie können es 
nicht. Eine Währungsunion ist nur zwischen Volkswirtschaften mit ähnlichen 
Handelsbilanzen und ähnlichen Kapitaleinsatzniveaus tragfähig. Eine Währungsunion 
zwischen Deutschland und den Niederlanden wäre tragfähig – wenn auch nicht unbedingt 
nützlich –, weil beide große Handelsüberschüsse und Volkswirtschaften mit hohem und 
gleichmäßig verteiltem Kapitaleinsatz haben. Deutschland und Frankreich hingegen sind so 
verschieden wie Tag und Nacht. Im Mai – einem typischen Monat – wies Frankreich ein 
Handelsdefizit von acht Milliarden Euro auf, Deutschland dagegen einen Überschuss von 
25 Milliarden Euro. Zudem hat Frankreich zwar einige hochentwickelte Industrien, doch 
bleibt seine Wirtschaft zwischen Stadt und Land gespalten, wobei Letzteres durch hohe 
Arbeitsintensität und geringe Kapitalintensität gekennzeichnet ist. 

Es gibt drei Möglichkeiten, wie derart unterschiedliche Volkswirtschaften innerhalb eines 
Binnenmarktes bleiben können. Die erste: mittels einer ordentlichen Föderation, die auf 
einer Fiskalunion aufbaut – der Weg, den Macron den Deutschen erfolglos vorgeschlagen 
hat. Die zweite Option ist eine allmähliche Währungsabwertung für Frankreich – ein Weg, 
den Macron und der Rest des politischen Zentrums geschworen haben, nicht zu 
beschreiten. Damit bleibt nur noch die dritte Option: eine permanente Sparpolitik, die die 
Hauptursache des heutigen politischen Patts ist. 

Es ist eine düstere Ironie, dass Macron durch seine Weigerung, über eine föderale Lösung 
zu verhandeln, und dadurch, dass er dabei die zweitbeste Option, eine Rückkehr zum Franc, 
als Plan B benutzte, das politische Zentrum in Richtung seiner schlechtesten Option 
gedrängt hat. Eine Entscheidung, die die Wahrscheinlichkeit einer Präsidentschaft Le Pens 
in naher Zukunft deutlich erhöht. 

© Project Syndicate 

Aus dem Englischen von Jan Doolan 
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Yanis Varoufakis, Athen 

Yanis Varoufakis ist Wirtschaftsprofessor an der Universität von Athen. Er war von Januar 
bis Juli 2015 Finanzminister Griechenlands. Im Februar 2016 gründete er mit anderen 
Mitstreitern die Bewegung DiEM25. 
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 E. l) Nordwest- und Nordeuropa                                  Seiten E 151 – E 161 

 

G r o ß b r i t a n n i e n (Seiten E 151 bis E 161) 
 

01) Wie man den Populisten ihre Lieblingswaffe wegnimmt.  
      Um den Rechten den Wind aus den Segeln zu nehmen, muss sich  
      Großbritanniens Premier Keir Starmer ernsthaft mit dem Thema  
      Einwanderung befassen 

 

      Von Robert F. Worth 

 
16.08.2024

picture alliance / Anadolu | Ioannis AlexopoulosSpannungen in der britischen Gesellschaft 

gab es bereits vor den rechten Krawallen der letzten Tage. 

Die abstoßenden rechtsgerichteten Krawalle der vergangenen Woche in Großbritannien 
bringen Premierminister Keir Starmer in eine schwierige Lage: Er und seine neue Labour-
Regierung müssen sich mit der allgemeinen Sorge über die Einwanderung befassen, die 
die Unruhen mit ausgelöst hat – nicht wegen, sondern trotz der Aktionen und Behauptungen 
der Randalierer. 

Die in den letzten Tagen um sich greifende Gesetzlosigkeit ändert nichts an der Tatsache, 
dass die britische Regierung seit Jahren Fehler im Umgang mit der Einwanderung macht. 
Jahrelang ließ sie gegen den Widerstand der Bevölkerung Migrantinnen und Migranten in 
Rekordhöhe legal wie auch illegal einreisen und erließ dann verfehlte Maßnahmen wie zum 
Beispiel den missglückten Versuch, sie nach Ruanda ausfliegen und ihre Asylverfahren dort 
abwickeln zu lassen. Die Zahl der Migranten, die in kleinen Booten den Ärmelkanal 
überqueren, wobei manche von ihnen kentern und zu Tode kommen, steigt weiter an und 
löst quer durch die politischen Lager Scham und Betroffenheit aus. 

Starmer, der seit einem Monat in Downing Street No. 10 residiert, kann dafür natürlich nicht 
verantwortlich gemacht werden. Aber wenn er es nicht schafft, die Kanalüberquerungen und 
das gefühlte Integrationsversagen in den Griff zu bekommen, werden die Populisten, die 
schon in den Startlöchern stehen, bald eine härtere Gangart einlegen. Erst vergangenen  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/robert-f-worth/
https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/es-handelt-sich-um-paramilitaerische-einheiten-7697/


Seite E 152 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 851 vom 29.08.2024 

Monat hat Nigel Farages Partei Reform UK bei den Parlamentswahlen 14 Prozent der 
Stimmen eingefahren – was vor allem seinem Versprechen zu verdanken ist, die 
Einwanderung „einzufrieren“. 

Auslöser der Unruhen Ende Juli war eine schreckliche Messerattacke in Nordengland, bei 
der mehrere Kinder getötet wurden. Die Eltern des in Großbritannien geborenen 
Tatverdächtigen sind Einwanderer aus Ruanda. Die Proteste, angeheizt durch 
Falschmeldungen über den mutmaßlichen Mörder, schlugen schnell in Gewalt um. In 
mehreren Städten und Gemeinden Englands und Nordirlands wütete der Mob, plünderte, 
legte Feuer und lieferte sich Straßenschlachten mit Gegendemonstranten. Hunderte von 
Menschen wurden verhaftet. Auf Medienbilder gewalttätiger Gruppen, die Moscheen 
angriffen, reagierten Indonesien, die Vereinigten Arabischen Emirate und andere Staaten 
mit warnenden Appellen an ihre Landsleute, sich fernzuhalten – zumindest in den Augen 
einiger britischer Bürgerinnen und Bürger eine beschämende Umkehrung der Normalität. 

Die Protestierenden und ihre Online-Verbündeten gaben ihre Aktionen als Ausdruck des 
Volkszorns über die jahrzehntelange unkontrollierte Einwanderung und ihre angeblichen 
Folgen aus: dschihadistische Anschläge, Messerstechereien sowie sexueller Missbrauch 
durch pakistanische Grooming Gangs. „Aufruhr ist die Sprache der nicht Gehörten“, zitierte 
ein konservativer Kommentator Martin Luther King Jr. in einem Kontext, den der verstorbene 
Reverend wohl nie gebilligt hätte. 

Die allgemeine Angst vor Einwanderung war eines der Hauptthemen bei den britischen 
Parlamentswahlen im Juli. 

Denn eigentlich handelte es sich bei den gewalttätigen Ausschreitungen zu einem großen 
Teil um opportunistisches „rechtsradikales Rowdytum“, wie Starmer es formulierte. Die 
Regierung hat zu Recht einige derjenigen verhaften lassen, die die Falschbehauptung 
verbreiteten, der Tatverdächtige der Messerstecherei sei ein muslimischer Asylbewerber. 
Wie bei anderen Gewaltausbrüchen in allen Teilen der Welt zeigte sich einmal mehr, dass 
Fake News im Internet soziale Gräben auf perfide Weise vertiefen können. 

Spannungen gab es allerdings schon vorher, und bei den Krawallen ging es um mehr als 
nur um Online-Provokationen von einer Handvoll Rowdys. Einige der in den vergangenen 
Tagen veröffentlichten Videos zeigen bärtige Muslime, die bewaffnet durch die Straßen 
zogen, „Allahu Akbar“ skandierten und mit den Protestlern aneinandergerieten. In 
Birmingham griffen maskierte Männer, die palästinensische Flaggen schwenkten, eine 
Kneipe an und verprügelten einen Mann, der vor der Kneipe stand. Sky News unterbrach 
seine Live-Übertragung, nachdem mehrere maskierte Männer eine Reporterin eingekesselt 
und ihr und ihrem Kamerateam Flüche und pro-palästinensische Slogans entgegengebrüllt 
hatten. 

Die Randale folgten auf eine lange Reihe von Zusammenstößen – unter anderem auf 
migrantenfeindliche Proteste in Irland sowie auf gewalttätige Auseinandersetzungen mit 
zugewanderten Roma in Leeds im vergangenen Monat. Wäre das alles in einem anderen 
Teil der Welt passiert, hätte man wohl – wie einige Fachleute anmerkten – von einem 
ethnischen Konflikt gesprochen. 

Die allgemeine Angst vor Einwanderung war eines der Hauptthemen bei den britischen 
Parlamentswahlen im Juli. Die Konservativen wurden bei den Wahlen unter anderem 
abgestraft, weil sie versprochen hatten, „die Boote zu stoppen“, wie der ehemalige 
Premierminister Rishi Sunak es nannte, und dieses Versprechen nicht einlösen konnten. 
Laut Luke Tryl, Großbritannien-Chef des Thinktanks More in Common, zählt die  

https://www.aljazeera.com/opinions/2024/2/23/the-uks-grooming-gangs-and-the-lessons-never-learned
https://www.aljazeera.com/opinions/2024/2/23/the-uks-grooming-gangs-and-the-lessons-never-learned
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Einwanderung zusammen mit den Lebenshaltungskosten und dem angeschlagenen 
nationalen Gesundheitswesen zu den drei größten Sorgen der britischen Allgemeinheit. 
Selbst nach den Ausschreitungen gaben 58 Prozent der Befragten bei einer YouGov-
Umfrage an, dass sie mit denen sympathisieren, die in der vergangenen Woche friedlich 
gegen die britische Einwanderungspolitik protestiert haben (über die Randalierer äußerte 
die Mehrheit sich ablehnend). 

Eine zielgerichtetere Politik würde das chaotische britische Asylverfahren reformieren und 
im besten Fall für einen besseren Umgang mit der Eingliederung von Neuankömmlingen 
sorgen. Aus den Reihen der Labour-Partei wurde bereits die Forderung laut, die 
Einwanderung zu beschränken; die jährliche Nettozuwanderung von zuletzt 600 000 oder 
mehr Menschen sei unhaltbar. Starmer hat auch versprochen, gegen die Schlepperbanden 
vorzugehen, die Migrantinnen und Migranten über den Ärmelkanal schleusen. Mehr 
Transparenz in der Frage, was die Regierung politisch unternimmt, könnte dazu beitragen, 
Verschwörungstheorien über die Verdrängung der Einheimischen zu entkräften. Sunder 
Katwala, Direktor des Thinktanks British Future, ist der Meinung, Großbritannien könne für 
die Integration von Neuankömmlingen mehr tun und zum Beispiel Anreize für deren 
Einbindung in lokale Vereine und Netzwerke schaffen und ihnen helfen, nach ihrer Ankunft 
schnell Englisch zu lernen. 

Teile der britischen Bevölkerung hatten nachvollziehbarerweise das Gefühl, dass ihr Land 
sich in einem beunruhigenden Tempo verändere. 

Großbritanniens offizielle Bemühungen, die Einwanderung zu steuern, waren in den 
vergangenen Jahrzehnten wenig konsequent. 1968 wetterte der Tory-Politiker Enoch 
Powell in einer Ansprache, die als Rivers of Blood-Rede in die Annalen einging, gegen die 
Bedrohung durch Massenmigration. Eine Umfrage ergab damals, dass die britische 
Bevölkerung ihm zu 74 Prozent zustimmte. Wenig später ergriff die Regierung restriktivere 
Maßnahmen. 

Doch knapp 30 Jahre später begann die Regierung von Tony Blair wesentlich mehr 
Migrantinnen und Migranten aufzunehmen – teils aus wirtschaftlichen Gründen, teils 
aufgrund der EU-Politik der offenen Grenzen. Blair trug auch dazu bei, dass sich ein stärker 
multikulturell ausgerichtetes Selbstverständnis von Großbritannien als Mosaik ethnischer 
und religiöser „Gemeinschaften“ herausbildete. Dementsprechend versuchte man den 
Eindruck zu erwecken, die neue Einwanderungswelle in Großbritannien sei nichts Neues, 
sondern nur das jüngste Kapitel „unserer Migrationsgeschichte“, wie es auf einer staatlich 
geförderten Website heißt. 

Dieses Narrativ stimmte leider nicht mit den Realitäten überein. In den ersten Jahren dieses 
Jahrhunderts kamen in einem einzigen Jahr mehr Einwanderer nach Großbritannien als im 
gesamten Zeitraum von 1066 bis 1950. Der plötzliche demografische Wandel war nicht nur 
quantitativ, sondern auch in seiner Zusammensetzung gewaltig: Viele Neuankömmlinge 
gehörten nichteuropäischen Kulturen und Religionen an. Teile der britischen Bevölkerung 
hatten nachvollziehbarerweise das Gefühl, dass ihr Land sich in einem beunruhigenden 
Tempo verändere. 

Doch die britische Reaktion beschränkte sich größtenteils darauf, das Problem zu ignorieren 
und das Beste zu hoffen – selbst dann noch, als einige Länder Nordeuropas, die sich mit zu 
Kriminalitätsschwerpunkten gewordenen Enklaven von Neuzuwanderern 
auseinandersetzen mussten, zu einem rigideren Kurs übergingen. 2019 bezog Tony Blair  
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seltsamerweise selbst gegen den Multikulturalismus Position und forderte, Migranten 
müssten gezwungen werden, sich besser in die britische Gesellschaft zu integrieren. Und 
warum? Um genau jene „rechtsextreme Bigotterie“ zu verhindern, die in letzter Zeit zutage 
tritt. 

Die Randalierer haben ihrem vermeintlichen Anliegen einen schlechten Dienst erwiesen, 
indem sie es mit Gewalt verknüpften, aber das sollte Starmer nicht davon abhalten, sich mit 
dem Thema auseinanderzusetzen. „Wenn die Menschen das Gefühl haben, dass sie 
ignoriert werden, kehren sie den etablierten politischen Parteien den Rücken, und das läuft 
am Ende auf eine viel drakonischere Einwanderungspolitik hinaus“, so Tryl. 

Das mag wie Erpressung klingen. Aber die Unruhen sollten uns daran erinnern, dass das 
Thema Einwanderung überall die Lieblingswaffe der Populisten ist – auch für Donald Trump, 
der für den Fall seiner Wiederwahl verspricht, Millionen von Einwanderern ohne Papiere 
deportieren zu lassen. Starmer hat jetzt die Chance, ihnen diese Lieblingswaffe aus der 
Hand zu nehmen. 

© The Atlantic 

Aus dem Englischen von Christine Hardung 

 
Robert F. Worth, Washington 

Robert Forsyth Worth ist ein amerikanischer Autor und Journalist, er schreibt unter anderen 
für das New York Times Magazine und The Atlantic. Er ist Autor von A Rage for Order, 
einem preisgekrönten Buch über die arabischen Aufstände von 2011. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/wie-man-den-populisten-ihre-
lieblingswaffe-wegnimmt-
7710/?utm_campaign=de_40_20240816&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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02)   „Es handelt sich um paramilitärische Einheiten“.  
        Eine rechte Gewaltwelle erschüttert Großbritannien. Michèle Auga in  
        London über Desinformation, rechte Influencer und die soziale Lage im  
        Königreich 
 
        Interview  

        Die Fragen stellten Alexander Isele und Konstantin Hadži-Vuković. 

08.08.2024

 
Rechte Hooligans nutzen vermehrt Internetplattformen als Werkzeug.-picture alliance / 
Associated Press / Danny Lawson  

Die Fragen stellten Alexander Isele und Konstantin Hadži-Vuković. 

Großbritannien wird von einer Welle der Gewalt erschüttert, Bilder von rechten Mobs, 
die Moscheen und Migranten angreifen und Jagd auf alles „Unbritische“ machen, 
gehen um die Welt. Wie ist die Situation im Land?  

Die Zivilgesellschaft und die Politik sind geschockt. Großbritannien hat anstrengende 
Monate hinter sich mit vorgezogenen Neuwahlen, einer Wahlkampagne und einem 
Regierungswechsel. Eigentlich brauchten alle eine Pause. Mitten in das ersehnte 
Sommerloch platzten nun diese Nachrichten. Das Thema Migration war von vielen 
Menschen lange nur noch an dritter Stelle der wichtigsten Themen genannt worden. Die 
Wirtschaft und der Nationale Gesundheitsdienst schienen wichtiger. Obwohl es berechtigte 
Fragen zum Thema Einwanderung gibt, ist sich die breite Öffentlichkeit einig, dass es nun 
auf eine perfide Art und Weise missbraucht wurde. Wie es weitergeht, ist schwer 
vorherzusagen. Die BBC hat mindestens 30 weitere Demonstrationen identifiziert, die von 
rechtsextremen Aktivisten in ganz Großbritannien geplant sind, aber es ist unklar, wie viel 
Unterstützung diese haben werden. 

Im Internet finden sich auf den üblichen Plattformen zahlreiche Gerüchte und 
Desinformationen. Es gibt Hinweise, dass diese teilweise aus dem Ausland gestreut 
werden. Was ist da dran?  

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/alexander-isele/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/konstantin-hadzi-vukovic/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/alexander-isele/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/konstantin-hadzi-vukovic/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/experiment-gescheitert-7629/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/experiment-gescheitert-7629/
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Britische Terrorexperten sind sich einig: Die Analyse der Sozialen Medien zeigt ein klares 
Muster von Einflussnahme, die die Menschen dazu bringen soll, nicht nur zu protestieren 
und sich zu versammeln, sondern auch mit Gewalt, Brandstiftung und Meuchelmord 
vorzugehen. Es hat in den letzten Monaten immer wieder Messerattacken auf britischen 
Straßen gegeben. Erst im April war dabei ein 14-jähriger schwarzer Junge ums Leben 
gekommen. Niemals hatte der berechtigte Protest dagegen jedoch dieses Ausmaß erreicht. 
In diesem Fall hat ein obskures, mit Russland verbundenes Fake-News-Outlet den Täter 
von Southport als 17-jährigen angeblich muslimischen Asylbewerber bezeichnet, der vor 
einem Jahr in einem der Boote über den Ärmelkanal angekommen sei. Channel3 Now ist 
eine Website, die sich zwar als seriöser amerikanischer Nachrichtendienst ausgibt, aber 
Behauptungen aufgrund von Spekulationen verbreitete. 

Britische Terrorexperten sind sich einig: Die Analyse der Sozialen Medien zeigt ein klares 
Muster von Einflussnahme. 

Der angebliche Tätername wurde von Tausenden mit Russland verbundenen Konten 
aufgegriffen und dann von russischen Staatsmedien wiederholt. Ein mit der Hooligan-
Organisation English Defence League verbundener Influencer rief daraufhin zu 
landesweiten Protesten auf. Sein Video wurde über eine Million Mal angesehen. Der Inhalt 
ist eindeutig volksverhetzend. Die Analyse auch kleinerer öffentlicher Telegram-Gruppen 
ergab, dass die Falschmeldung ein großes Publikum erreichte, darunter auch ganz normale 
Menschen ohne jegliche Verbindung zu rechtsextremen Gruppen. Da viele der 
rechtsextremen Aktivisten bis vor kurzem auf der Plattform X gesperrt waren, riefen Nutzer 
über lokale Telegram- und Facebook-Seiten spontan zu Protesten vor örtlichen Moscheen 
auf. Grafiken und Memes wanderten von dort zu TikTok, X und Facebook und wurden weit 
verbreitet. Besonders verbreitet sind auch Live-Videos. Darin wird eine „polizeiliche 
Unterdrückung friedlicher Demonstranten, die über die Ermordung weißer Kinder besorgt 
sind“, beschrieben, was für einen Solidarisierungseffekt sorgen sollte. Diese Live-
Berichterstatter standen alle in direkter Verbindung zur English Defence League. Auf X 
wurde für Stimmung gesorgt, aber die Strippenzieher saßen ganz woanders, zum Beispiel 
im Urlaub auf Zypern. 

Nigel Farage, dessen Partei Reform UK nun mit fünf Sitzen im Unterhaus vertreten ist, goss 
ebenfalls Öl ins Feuer. Er griff Premierminister Keir Starmer an und behauptete 
fälschlicherweise, Starmer habe alle friedlich protestierenden Bürger als rechtsradikal 
bezeichnet. Das führte dazu, dass der Hashtag „Starmer“ überall auf den Plattformen 
dominierte und es gar nicht mehr um die Gewalt ging. Es schien fast so, als würde man 
versuchen, den Begriff „rechtsextrem“ zu normalisieren und ihn zum Synonym für den 
durchschnittlichen Reform-Wähler zu machen. Die meisten Posts kamen von Pro-Reform-
Konten, bei zwei Dritteln von ihnen waren die Inhalte kopiert, eingefügt und sehr oft geteilt 
worden, obwohl diese Konten nicht viele Follower haben. Datenanalysten fanden auch sehr 
viele KI-Konten, die die Desinformationskampagne gepusht haben. Eine ehemalige 
Mitarbeiterin der Muttergesellschaft von Cambridge Analytica, der Organisation, die für die 
Brexit-Kampagne genutzt wurde, schien ebenfalls involviert zu sein. 

Woher kommt die Gewaltbereitschaft in Teilen der britischen Gesellschaft? 

Es ist deutlich geworden, dass die Akteure, die hinter der English Defence League stehen, 
bewusst provozieren und Gewalt auslösen wollten. John Denham, Innenminister unter Blair, 
verglich deren Taktik mit dem Agieren der British Union of Fascists in den 1930er Jahren. 
Die heutige Struktur der Hooligan-Szene ist ein idealer Nährboden für diese Form von 
Mobilisierung. Man benötigt keine formalisierte Mitgliederstruktur mehr, sondern steuert die 
Sozialen Medien über eine Handvoll Influencer. 

https://de.wikipedia.org/wiki/British_Union_of_Fascists
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Das Gefährliche an dieser Entwicklung ist, dass es sich mittlerweile um paramilitärische 
Einheiten handelt, die strategisch vorgehen. 

Es gibt zahlreiche Untersuchungen über den sozialen Hintergrund der vornehmlich weißen 
jungen Männer, ihr niedriges Bildungsniveau, die Funktion von Gewalt zur Stärkung des 
Selbstwertgefühls oder die Rolle von Alkohol. Während es früher jedoch nur 
Schlägertruppen waren, planen sie heute ihre Aktionen und sind sowohl finanziell als auch 
international vernetzt. Das Gefährliche an dieser Entwicklung ist, dass es sich mittlerweile 
um paramilitärische Einheiten handelt, die strategisch vorgehen. Der Staat kann nur mit 
präventiver Polizeiarbeit, mit sozialen Programmen zur Deradikalisierung und mit einer 
konsequenten Strafverfolgung dagegen vorgehen. Stattdessen hat das jahrelange 
Sparprogramm der letzten Regierung die Sozial- und Polizeiarbeit behindert. 
Entscheidungsträger bei der Polizei sprechen davon, dass ihnen 3,2 Milliarden Pfund 
fehlten, um effektive Verbrechensbekämpfung leisten zu können. 

Die soziale Lage im Land hat sich seit 2010 radikal verschlechtert. Mehr als einer von fünf 
Menschen im Vereinigten Königreich, 14,4 Millionen Menschen, ist von Armut betroffen. 
Fast drei von zehn Kindern leben in Armut. Insbesondere alleinerziehende Mütter sowie 
Schwarze, Asiaten und andere ethnische Minderheiten sind stark von Armut betroffen. Bei 
den Ausschreitungen sah man jedoch keine alleinerziehenden Mütter oder arme Schwarze, 
sondern sehr viele junge weiße Männer. 

Die Zahl der über den Ärmelkanal kommenden Flüchtlinge ist trotz strikter Asylpolitik 
der Tories in den letzten Jahren drastisch gestiegen. Das Land wird immer wieder 
von ethnisch motivierten Auseinandersetzungen und Ausschreitungen von 
Migranten heimgesucht. Gibt es abseits der rechtsextremen Gewalt nicht auch eine 
legitime Unzufriedenheit in großen Teilen der Bevölkerung mit der Migrationspolitik? 

Unter den Tories war es nicht möglich, die Frage von Einwanderung als Sachthema zu 
diskutieren. Das Thema wurde unter anderem in der Brexit-Kampagne instrumentalisiert 
und als Wahlkampfthema missbraucht. Wohl kaum ein anderes Thema lässt sich so sehr 
nutzen, um von Problemen abzulenken, etwa dem Rückgang staatlicher Finanzierung für 
den Bau von Sozialwohnungen oder von fehlenden Jobs aufgrund einer ausbleibenden 
Industriestrategie. Fakt ist, dass die Einwanderzahlen aus Europa zurückgegangen sind und 
dass die aus dem Commonwealth zugenommen haben. Ursache hierfür ist der Brexit. Die 
Ausschreitungen richteten sich jedoch nicht gegen weiße Schweden oder Franzosen, 
sondern sind eindeutig rassistisch motiviert. 

Fakt ist, dass die Einwanderzahlen aus Europa zurückgegangen sind und dass die aus dem 
Commonwealth zugenommen haben. Ursache hierfür ist der Brexit. 

Wie im Lehrbuch haben die Tories und mit ihr die britische Demokratie seit 2010 eine stetige 
Entwicklung hin zum Populismus durchlaufen und die Frage von Identität zu einem 
Schlüsselthema gemacht. Wir haben viele Jahre gesehen, in denen der Kulturkampf 
gepflegt wurde. Ehemalige Berater von Boris Johnson werfen den Tories vor, mit ihrer 
Sprache Hass geschürt zu haben. Die Hassrede habe sich dabei nicht nur gegen Migranten 
gerichtet, sondern auch gegen andere Minderheiten. Insofern wächst die Angst auf allen 
Seiten. 

Die Ausschreitungen sind der erste große Test für den neuen Premierminister Keir 
Starmer. Wie will er die Lage beruhigen? 

 

https://yougov.co.uk/topics/society/trackers/the-most-important-issues-facing-the-country
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Starmer ist ehemaliger Generalstaatsanwalt und hat Erfahrungen mit den Unruhen von 
2011. Rechte Fernsehsender wie GB News bemühten sich, ihm Aussagen zu Geflüchteten 
oder zur „political correctness“ abzuringen, doch er äußerte sich wenig zu den kultur- und 
identitätspolitischen Kämpfen. Genau das scheint auch jetzt seine Strategie zu sein. Anstatt 
auf die vorgeschobenen Argumente der Gewalttäter einzugehen, stellt er ihre Herkunft aus 
der Hooligan-Szene in den Vordergrund und benennt die Strippenzieher. Er griff unter 
anderem auch Elon Musk an. Starmer hat eine Art Taskforce ins Leben gerufen, 
Urlaubssperren für Polizisten verhängt und 130 zusätzliche Einheiten mit über 2 000 
Polizisten aufgestellt. „Take back our Streets“ war Schwerpunkt von Labour im 
Wahlprogramm. Der wahre Gegner scheint aber in den Sozialen Medien zu sitzen. 

 
Michèle Auga, London 

Michèle Auga leitet das Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung im 
Vereinigten Königreich und Irland. Zuvor leitete sie die Referate Subsahara-Afrika und 
Westeuropa/Nordamerika der FES in Berlin sowie die FES-Büros in Mali, den 
Palästinensischen Gebieten und bei den Vereinten Nationen in New York. 

https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/es-handelt-sich-um-paramilitaerische-
einheiten-
7697/?utm_campaign=de_40_20240808&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/es-handelt-sich-um-paramilitaerische-einheiten-7697/?utm_campaign=de_40_20240808&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/es-handelt-sich-um-paramilitaerische-einheiten-7697/?utm_campaign=de_40_20240808&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/es-handelt-sich-um-paramilitaerische-einheiten-7697/?utm_campaign=de_40_20240808&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/es-handelt-sich-um-paramilitaerische-einheiten-7697/?utm_campaign=de_40_20240808&utm_medium=email&utm_source=newsletter


Seite E 159 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 851 vom 29.08.2024 

 
03) Gerechter Wandel.  
      Die britische Stahlindustrie erhalten und das Klima schützen: Gelingt der   
      neuen Labour-Regierung die Quadratur des Kreises? 
 

      Von Chaitanya Kumar 

30.07.2024

 
Entscheidet sich im Stahlwerk in Port Talbot die Zukunft der britischen Stahlindustrie? - pa 

/ Construction Photography | Photo Library Wales   

Das Vereinigte Königreich steht am Anfang einer sehr spannenden Ära. Über 150 Jahre, 
nachdem das Land die industrielle Revolution mit dem Aufkommen der Kohle in Gang 
gesetzt hatte, wird 2024 das letzte Kohlekraftwerk stillgelegt. Nach jahrzehntelangem 
Anstieg der Kohlenutzung ist diese plötzlich rapide zurückgegangen, da CO2-Steuern und 
erneuerbare Energien diese schmutzige Energiequelle – wahrscheinlich für immer – aus 
dem System gedrängt haben. 

Das ist zwar ein Grund zum Feiern, aber das Land muss auch auf die unangenehme 
Geschichte zurückblicken, wie frühere Regierungen mit den Hunderttausenden von 
Arbeitern umgingen, die die britische Kohleindustrie aufrechterhielten. Die berüchtigten 
Streiks der Bergleute unter der Thatcher-Regierung vor 40 Jahren haben in den ehemaligen 
Bergbaugemeinden tiefe Narben hinterlassen, die bis heute spürbar sind. Ein 
Musterbeispiel für einen sehr schlecht organisierten Wandel, der die wirtschaftlichen 
Ansichten einer ganzen Generation prägte. 

Während das Land auf Kurs zu einem Netto-Null-Übergang ist, taucht das Erbe aus der 
Vergangenheit wieder auf. Im Fokus steht vor allem das Stahlwerk in der walisischen Stadt 
Port Talbot. Dort wird über die Zukunft der britischen Stahlherstellung entschieden. Die 
Zukunft dieses Stahlwerks, das sich im Besitz des indischen Mischkonzerns TATA befindet, 
ist ein Vorbote für Großbritanniens neuen Versuch einer industriellen Strategie. Gegen 
einen großzügigen Zuschuss in Höhe von 500 Millionen Pfund (knapp 600 Millionen Euro) 
der gerade abgewählten konservativen Regierung hat sich das Unternehmen verpflichtet, 
die Stahlproduktion umzustellen: von der Produktion von Eisenerz mittels Kokskohle auf die 
Herstellung von Stahl aus Metallschrott in Lichtbogenöfen. 

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/chaitanya-kumar/
https://de.wikipedia.org/wiki/Lichtbogenofen
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Das führt zu einem gewaltigen Stellenabbau: Fast 3 000 der insgesamt 8 000 Beschäftigten 
werden dieses Jahr ihren Arbeitsplatz verlieren, zukünftig werden möglicherweise noch 
weitere Stellen abgebaut werden. TATA behauptet, dass der Betrieb der riesigen Hochöfen 
täglich einen Verlust von einer Million Pfund bedeutet. Zudem wolle das Unternehmen den 
Übergang Großbritanniens zu „Netto-Null“ unterstützen. Verständlicherweise setzen die 
Gewerkschaften sich zur Wehr und schlagen eigene, von den Arbeitskräften selbst geleitete 
Pläne für den Übergang vor. Die gerade mit einem Erdrutschsieg gewählte Labour-
Regierung findet sich nun mitten in diesen Auseinandersetzungen wieder. Sie hat 
versprochen, sofort neue Verhandlungen mit TATA aufzunehmen, um die Stellen in Port 
Talbot zu sichern, ohne den Übergang zu gefährden. Sollte ihr das gelingen, würde sie damit 
einen enorm wichtigen Präzedenzfall für andere Wirtschaftssektoren schaffen, auf die in 
den nächsten Jahren ebenfalls erhebliche Umbrüche zukommen. 

Die Situation stellt den neuen Wirtschaftsminister Jonathan Reynolds, der für diese 
Verhandlungen zuständig ist, vor drei interessante Herausforderungen. Zum einen muss er 
sein Wahlversprechen umsetzen, die Arbeiterschaft zu schützen und mittels weiterer 
staatlicher Zuschüsse in Höhe von 2,5 Milliarden Pfund eine „Job-Garantie“ zu erwirken. 
Zweitens muss er aber auch dafür sorgen, dass das Unternehmen wettbewerbsfähig bleibt 
und drittens darf er den Netto-Null-Übergang nicht in Gefahr bringen. Diese drei 
Herausforderungen sind miteinander verknüpft. Es bestehen berechtigte Bedenken, dass 
der Erhalt der Herstellung von Primärstahl durch öffentliche Zuschüsse nur eine Industrie 
künstlich stütze, die im Vergleich zu den Industrien in Schweden, Spanien und den USA 
nicht wettbewerbsfähig sei. Gleichzeitig läuft der Vorschlag der Gewerkschaft, der einen 
Ausbau der Hochofenanlagen vorsieht, möglicherweise der Dringlichkeit des Übergangs 
zum Klimaschutz zuwider. 

Die Binnennachfrage nach Stahl wird in Großbritannien innerhalb dieses Jahrzehnts um ein 
Viertel des heutigen Bedarfs steigen. 

Hier erfordert die Quadratur des Kreises eine klare industrielle Strategie, mit der die 
Wettbewerbsvorteile Großbritanniens ausgeschöpft werden und langfristig ein Markt für 
grünen Stahl gesichert wird. Die Binnennachfrage nach Stahl wird in Großbritannien 
innerhalb dieses Jahrzehnts um ein Viertel des heutigen Bedarfs steigen. Das ist in erster 
Linie auf den Bedarf an neuen Infrastrukturen für erneuerbare Energien zurückzuführen. Um 
diesen Bedarf wettbewerbsfähig decken zu können, ist eine ähnliche Unterstützung 
erforderlich, wie sie in anderen Ländern für die Stahlproduktion geleistet wird, 
beispielsweise in den USA durch das Gesetz zur Reduzierung der Inflation, den Inflation 
Reduction Act. Manch einer argumentiert, dass eine Verstaatlichung der Stahlindustrie es 
dem Land effektiver ermöglichen würde, eine Industriestrategie zu entwickeln, die 
unabhängig von den Entscheidungen privatwirtschaftlicher Unternehmen ist. Aber auch das 
ist keine kostenlose Alternative und die selbst auferlegten haushaltspolitischen Zwänge der 
Labour-Partei machen dieses Szenario derzeit wenig attraktiv. 

Zur Lösung der wirtschaftlichen Probleme müssen die politischen Maßnahmen eine 
gemeinsame Hebelwirkung entfalten. Ein robuster Mechanismus zur Anpassung der 
Kohlenstoffgrenzen, der die Verlagerung von CO2-Emissionen verhindert; 
Kapitalsubventionen oder Steuergutschriften, um Anreize für private Investitionen in neue 
Infrastruktur zu schaffen; langfristige Verträge über saubere Energien für billigen Strom und 
Abnahmeverträge mit öffentlichen und privaten Kunden, mit denen Kapitalkosten reduziert 
werden können. Hebel dieser Art auf Nachfrage- und Angebotsseite werden von 
entscheidender Bedeutung für die Umgestaltung der britischen Stahlindustrie sein. In den  
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USA und in der EU wurden bereits Maßnahmen dieser Art eingeführt, um noch vor 2030 
eine Welle von Projekten zur Herstellung grünen Stahls in Gang zu setzen. Das könnte 
Großbritannien möglicherweise vom Markt drängen. 

Wenn Großbritannien einen Wettbewerbsvorteil hat, dann ist es die Tatsache, dass das 
Land sehr viel Metallschrott erzeugt und die jetzigen Standorte bereits über die zusätzliche 
Infrastruktur wie Netzanbindungen verfügen. Lichtbogenöfen zur Herstellung von 
Eisenschwamm mit Wasserstoff ist die Zukunft des grünen Stahls – und Großbritannien ist 
gut aufgestellt, diese Gelegenheit zu nutzen. Der internationale Thinktank Energy 
Transitions Commission schätzt, dass ein staatlicher Zuschuss von 30 Prozent für ein neues 
Projekt mit Wasserstoff, Eisenschwamm und Lichtbogenöfen zusammen mit einem 
Kohlenstoffpreis von 100 Pfund pro Tonne und einer Prämie für die Abnahme die 
Herstellung von grünem Stahl in Großbritannien sehr wirtschaftlich machen könnte. 
Entscheidend wird auch sein, sicherzustellen, dass die industriellen Abnehmer von den 
billigen erneuerbaren Energien profitieren, da der Strombedarf rapide ansteigen und sich 
verfünffachen könnte, wenn alle Hochhöfen in Lichtbogenöfen umgewandelt werden. 
Allerdings sind die Energiepreise in Großbritannien beträchtlich höher – im Durchschnitt 
zeitweise bis zu 80 Prozent teurer als in anderen europäischen Ländern –, was die Kosten 
für die Stahlproduktion natürlich in die Höhe treibt. 

Es ist unwahrscheinlich, dass dieser Übergang in einer solchen Geschwindigkeit erfolgt, 
dass alle heutigen Arbeitsplätze erhalten werden können. Aber genau so, wie sich die 
Stahlindustrie entwickelt, müssen sich auch die Arbeitskräfte entwickeln. Ein Bericht des 
Fachbereichs Wirtschaft der Universität Leeds macht deutlich, dass die Arbeiterschaft in der 
Industrie dem grünen Übergang optimistisch entgegensieht und ihn als eine Gelegenheit für 
Arbeitsplatzsicherheit und industrielle Wettbewerbsfähigkeit begreift. Entscheidend dabei ist 
jedoch die Umschulung und Weiterqualifizierung der Arbeitskräfte, damit sie mit den neuen 
Technologien umgehen und sich an neue Rollen anpassen können. 

Das Versprechen der neuen Labour-Regierung, die britische Stahlindustrie zu erhalten und 
auszubauen, ist begrüßenswert. Aber es wird weit mehr als staatliche Investitionen 
erfordern, wenn die Branche langfristig nachhaltig und wettbewerbsfähig sein soll. 

Aus dem Englischen von Ina Goertz 
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